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§ 1 Individualarbeitsrecht

A. Begründung der Arbeitsverhältnisse

I. Allgemeines / Parteien des Arbeitsverhältnisses

1. Quellen des russischen Arbeitsrechts

a. Begriff des Arbeitsrechts 

Das russische Arbeitsrecht besteht aus einer Vielzahl von Rechtsnormen. In allen Be-
reichen, in denen natürliche Personen eine Arbeitsleistung erbringen, versucht das Ar-
beitsrecht die daraus resultierenden und damit zusammenhängenden
Rechtsbeziehungen zu regeln. Die arbeitsrechtlichen Normen versuchen dabei grund-
sätzlich, die unterschiedlichen Rechtspositionen zwischen den Beteiligten am Arbeits-
verhältnis möglichst auszugleichen. 

b. Rechtsquellen des Arbeitsrechts der RF

Je nach Rechtskraft werden folgende Rechtsquellen des russischen Arbeitsrechts un-
terschieden:

– die Verfassung der RF,
– die völkerrechtlichen Rechtsakte über Arbeit,
– das Arbeitsgesetzbuch der RF vom 30.12.2001 Nr. 197-FZ (mit dem formellen Rang

eines Föderalen Gesetzes) als zentrale Rechtsvorschrift,
– die Föderalen konstitutionellen Gesetze, Föderale Gesetze, normative Rechtsakte

auf föderaler Ebene (Erlasse des Präsidenten der RF, Regierungsverordnungen) –
wichtige Föderale Gesetze im Bereich des Arbeitsrechts sind u. a.: 
l „Über den Mindestlohn“ vom 19.06.2000 Nr. 82-FZ, 
l „Über die Grundlagen der Sozialpflichtversicherung“ vom 16.07.1999 

Nr. 165-FZ,
l „Über die Gewerkschaften, ihre Rechte und die Garantien ihrer Tätigkeit“ 

vom 12.01.1996 Nr. 10-FZ,
l „Über den Rechtsstatus ausländischer Staatsbürger in der RF“ vom 25.07.2002

Nr. 115-FZ,
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– die Erlasse des Verfassungsgerichts und des Obersten Gerichts der RF (gerichtliche
Präzedenzfälle stellen zwar keine Rechtsquelle im eigentlichen Sinne dar, spielen
aber eine entscheidende Rolle für das zutreffende Verständnis und die richtige Aus-
legung und Anwendung der Gesetze),

– die Gesetze und Rechtsakte der Subjekte der RF,
– die normativen Rechtsakte der örtlichen Selbstverwaltungsorgane,
– die Übereinkommen und kollektiven Verträge,
– die internen Akte des Unternehmens, welche sich an einen unbestimmten Perso-

nenkreis richten, zur mehrmaligen Anwendung eignen und einseitig vom Arbeit-
geber erstellt werden.

Das Arbeitsrecht unterscheidet sich von anderen Rechtszweigen vor allem durch das
Günstigkeitsprinzip. Diese Kollisionsregel wird angewendet, wenn Normen verschie-
dener, inhaltlich unterschiedlicher Rechtsquellen auf ein Arbeitsverhältnis einwirken.
Nach diesem Prinzip ist die für den Arbeitnehmer jeweils günstigere Regelung anzu-
wenden, auch wenn dadurch ein höherrangiger Rechtsakt verdrängt wird. 

c. Das ArbGB der RF

Das seit 1971 geltende ArbGB der Sowjetunion, welches die Errungenschaften des
Sozialismus im Bereich des Arbeitsrechts seit 1917 manifestierte, wurde durch das
ArbGB von 2002 abgelöst. Dieses Gesetz unterlag als Rahmengerüst im Jahr 2006 
erneut einer umfassenden Reform. Allerdings konnte sich der Gesetzgeber bei den
Reformen des ArbGB nicht von allen Ausprägungen des Sozialismus befreien. Deut-
sche Arbeitgeber sind daher in Russland oftmals mit stärkeren Arbeitnehmerrechten
konfrontiert, als sie dies aus Deutschland kennen. Dies gilt vor allem im Kündigungs-
recht.

Im Gegensatz zur deutschen Gesetzeslage wurde in Russland das Arbeitsrecht faktisch
allumfassend in einem einheitlichen Gesetzbuch kodifiziert. Teil 2 des ArbGB sieht
dabei Regelungen zur sozialen Partnerschaft im Arbeitsrecht vor, die u. a. den Ab-
schluss von Kollektivverträgen und Kollektivvereinbarungen betreffen. Teil 3 beinhaltet
Regelungen zum Arbeitsvertrag, insbesondere hinsichtlich des Vertragsabschlusses,
der Vertragsänderung und der Kündigung. Sehr detailliert beschäftigt sich das ArbGB
mit Fragen der materiellen Verantwortlichkeit, d. h. der Haftung der Parteien des 
Arbeitsvertrages. Schließlich enthält Teil 5 des ArbGB eine Vielzahl von Regelungen
zur Beilegung von individuellen und kollektiven Arbeitsstreitigkeiten.

14
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Im Gegensatz zu Deutschland existiert in Russland eine sehr formalisierte Rechtskultur.
So enthalten das ArbGB und sonstige arbeitsrechtliche Vorschriften eine Vielzahl von
Verfahren, die eingehalten werden müssen, um Rechte und Pflichten im Rahmen des
Arbeitsverhältnisses auszuüben. Die Darstellung sämtlicher Formalitäten würde den
Rahmen dieser Publikation überschreiten. Es wird daher im Folgenden nur auf die
wichtigsten Formalitäten hingewiesen. 

2. Beschäftigte

a. Begriff des Arbeitnehmers

Gemäß Art. 20 ArbGB ist ein Arbeitnehmer eine natürliche Person, die in ein Arbeits-
verhältnis mit einem Arbeitgeber eingetreten ist.

Das ArbGB sieht den Grundsatz der persönlichen Ausführung von Arbeitspflichten
vor. Als Arbeitnehmer kann danach nur eine natürliche Person auftreten, die einen
Arbeitsvertrag geschlossen oder tatsächlich mit der Wahrnehmung ihrer Arbeitspflich-
ten begonnen hat und mit ihren persönlichen Handlungen die vereinbarte Tätigkeit
ausführt.

Staatsbedienstete, die ihre Arbeit im öffentlichen Dienst entsprechend dem Ernen-
nungsakt und ihrem Dienstvertrag leisten sowie ihr Dienstentgelt aus föderalen oder
Budgetmitteln eines Subjekts der RF beziehen, gelten nach dem ArbGB ebenfalls als
Arbeitnehmer. Die Normen des ArbGB sind auch auf sie anwendbar. Vorrangig gelten
jedoch die Normen entsprechender Spezialgesetze.

b. Leitende Angestellte

Gemäß Art. 273 ArbGB ist ein leitender Angestellter eine natürliche Person, die gemäß
dem ArbGB, anderen Föderalen Gesetzen und normativen Rechtsakten der RF, der
Subjekte der RF und der örtlichen Selbstverwaltungsorgane, den Gründungsdokumen-
ten juristischer Personen (Unternehmen) und den internen normativen Rechtsakten
des Unternehmens die Leitung dieses Unternehmens wahrnimmt und u. a. die Funk-
tion des Einzelexekutivorgans ausübt.

15
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Die Bestimmungen des ArbGB, die die Besonderheiten der Arbeit von leitenden An-
gestellten und Mitgliedern kollegialer Exekutivorgane eines Unternehmens regeln, gel-
ten für alle leitenden Angestellten der Unternehmen, unabhängig von deren
organisations- oder eigentumsrechtlichen Formen, sofern nicht:

– der leitende Angestellte gleichzeitig der alleinige Gesellschafter des Unternehmens
oder alleiniger Eigentümer des Gesellschaftsvermögens ist oder

– die Verwaltung des Unternehmens durch vertragliche Vereinbarung einem anderen
Unternehmen oder einem Einzelunternehmer übertragen wurde.

Der leitende Angestellte verfügt über einen besonderen Rechtsstatus. Rechte und
Pflichten im Bereich der Arbeitsverhältnisse bestimmen sich gemäß Art. 274 ArbGB
nicht nur nach dem ArbGB, den Gesetzen und anderen normativen Rechtsakten, son-
dern auch nach den Gründungsdokumenten des Unternehmens und dem Arbeitsver-
trag.

Zudem nimmt der leitende Angestellte als Einzelexekutivorgan einer juristischen Person
die Rechte und Pflichten des Arbeitgebers in den Arbeitsverhältnissen mit den Arbeit-
nehmern wahr. So verfügt er z. B. über das Recht zur Einstellung und Entlassung von
Arbeitnehmern sowie zur Verhängung von Disziplinarmaßnahmen.

Sofern abweichende Regelungen für leitende Angestellte bestehen, wird hierauf im
Weiteren unter den einzelnen Punkten hingewiesen. 

c. Arbeitnehmerleasing

Die Überlassung von Arbeitspersonal (in Russland auch Miete oder Leasing genannt)
ist bisher im Arbeitsrecht der RF nicht geregelt. Die Begriffe wurden dem Zivilrecht
entlehnt und basieren auf der Erfahrung ausländischer Firmen, die eher den Begriff
„Zeitarbeitnehmer“ verwenden. Zeitarbeitnehmer unterstehen den gleichen arbeits-
rechtlichen Regelungen wie sonstige Arbeitnehmer. Parteien des Arbeitsvertrages 
bleiben der Zeitarbeitnehmer und der Verleiher. Besonderheiten ergeben sich lediglich
im Bereich der Befristung des Arbeitsvertrages sowie bei der faktischen Wahrnehmung
der Rechte und Pflichten des Arbeitgebers. Diese üben der Verleiher und das Unter-
nehmen, in dem der Zeitarbeitnehmer eingesetzt wird, entsprechend dem gewählten
Modell und der zugrundeliegenden Vereinbarung gegenüber dem Zeitarbeitnehmer
aus.

16
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3. Arbeitgeber 

Gemäß Art. 20 Abs. 3 ArbGB ist ein Arbeitgeber eine natürliche oder juristische Person
(Unternehmen), die in ein Arbeitsverhältnis mit einem Arbeitnehmer eingetreten ist.
Allerdings bestimmt Art. 20, dass auch andere Rechtssubjekte Arbeitgeber sein kön-
nen, sofern dies in Föderalen Gesetzen bestimmt ist. Arbeitgeber können somit sein:

– juristische Personen (Unternehmen) unabhängig von ihrer Eigentumsform und
ihrem organisationsrechtlichen Aufbau (staatliche Unternehmen, Staatsorgane, Ak-
tiengesellschaften, private Unternehmen, Genossenschaften u. a.),

– natürliche Personen bei Ausübung einer kaufmännischen Tätigkeit oder im Haus-
halt,

– andere Rechtssubjekte, die über das Recht verfügen, Arbeitsverträge abzuschließen
(z. B. Gewerkschaftsorganisationen ohne staatliche Registrierung).

4. Arbeitskollektiv

Das Arbeitskollektiv wird im ArbGB nicht als Rechtssubjekt aufgeführt, obwohl es ver-
schiedene, rechtlich bedeutsame Handlungen vornehmen kann. So kann es z. B. ge-
meinsame Forderungen in einem kollektiven Rechtsstreit zusammentragen oder die
Gewerkschaft, die nicht die Mehrheit der Arbeitnehmer des Unternehmens vertritt,
mit der Führung kollektiver Verhandlungen und dem Abschluss des kollektiven Ver-
trages beauftragen. Unmittelbare Rechtsfolgen entstehen allerdings nur für die Ge-
werkschaft und die Arbeitnehmer, nicht für das Arbeitskollektiv. 

5. Rechtssubjekte eines Arbeitsverhältnisses

a. Natürliche Personen

Natürliche Personen erreichen die arbeitsrechtliche Volljährigkeit laut Art. 63 ArbGB
mit Vollendung des 16. Lebensjahres. Ausnahmen bestehen für Minderjährige im Falle
von Ausbildungsverhältnissen, bei Zustimmung der Eltern in beschränkten Fällen und
bei Arbeitsverhältnissen in bestimmten Film-, Theater- und Konzertbereichen. Zudem
bestehen für bestimmte Berufe gesetzliche Mindestaltersbeschränkungen (z. B. Staats-
bedienstete, Richter). 

17
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Minderjährige genießen im Rahmen ihres Arbeitsverhältnisses neben der generellen
zivilrechtlichen Gleichstellung mit volljährigen Arbeitnehmern bestimmte Privilegie-
rungen im Bereich des Arbeitsschutzes und der Dauer des Arbeitstages. Zudem un-
terliegen Arbeitnehmer unter 18 Jahren nur in den in Art. 242 Abs. 3 ArbGB
vorgesehenen Fällen der vollen materiellen Haftung.

Die Gesetzgebung sieht für die Ausführung bestimmter Arbeiten ein Höchstalter vor
(im Staatsdienst 60 Jahre, mit Verlängerungsmöglichkeit auf 65 Jahre in Ausnahme-
fällen). Nach Vollendung des 65. Lebensjahres können natürliche Personen nur in Ar-
beitsverhältnissen beschäftigt werden, für die keine Altersbegrenzung vorgesehen ist.

Natürliche Personen können auch Arbeitgeber sein, sofern sie fremde Arbeitskraft im
eigenen Haushalt oder als Hilfe bei künstlerischer oder wissenschaftlicher Tätigkeit
nutzen, ohne selbst Individueller Unternehmer zu sein sowie als Individueller Unter-
nehmer. Die besonderen Vorschriften der Art. 303, 309 ArbGB sind zu beachten 
(z. B. Registrierung des Arbeitsvertrags bei der örtlichen Selbstverwaltung).

Ein Mindestalter für natürliche Personen als Arbeitgeber ist gesetzlich nicht vorgese-
hen. Allerdings wird dieses im Hinblick auf das ArbGB auch auf 18 Jahre festzulegen
sein.

b. Juristische Personen

Juristische Personen (Unternehmen) werden durch den Abschluss eines Arbeitsvertra-
ges mit dem ersten Arbeitnehmer zu Rechtssubjekten des Arbeitsrechts.

Im Namen der juristischen Person nehmen diejenigen natürlichen Personen die Befug-
nisse des Arbeitgebers wahr, denen das Recht zur Einstellung und Entlassung von Ar-
beitnehmern übertragen worden ist. Dieses Recht ist nicht auf andere Personen
übertragbar, sofern eine Übertragbarkeit nicht in den Gründungsdokumenten vorge-
sehen ist.

Eine abgesonderte Struktureinheit eines Unternehmens (Filiale, Repräsentanz) kann
nur Arbeitgeber sein, sofern deren Leiter von der Muttergesellschaft entsprechend be-
vollmächtigt wurde. 
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Die Rechtssubjektivität von Unternehmen als Arbeitgeber endet mit Liquidation durch
Entscheidung der Eigentümer oder eines Gerichts, d. h. im Zeitpunkt der Löschung
des Unternehmens im Einheitlichen Staatlichen Register juristischer Personen.

II. Begründung eines Arbeitsverhältnisses durch Arbeitsvertrag

1. Mindestvoraussetzungen des Arbeitsvertrages

Art. 57 ArbGB regelt, welche Mindestangaben der Arbeitsvertrag enthalten muss. Dies
sind vor allem:

– Bezeichnung der Parteien, 
– ggf. die Steueridentifikationsnummer des Arbeitgebers, 
– Angaben zur Vertretungsbefugnis des Unterzeichnenden sowie 
– Ort und Datum des Vertragsschlusses. 

Zudem sind laut Art. 57 ArbGB folgende Bestimmungen zwingend im Arbeitsvertrag
vorzusehen:

– Arbeitsplatzbeschreibung,
– Arbeitsort,
– Tag des Arbeitsantritts und im Falle eines befristeten Arbeitsvertrags, Dauer und

Gründe der Befristung,
– Arbeitsentgelt sowie ggf. Entschädigungen bei Verrichtung von Arbeit unter schwe-

ren, schädlichen oder gefährlichen Bedingungen,
– Arbeits- und Ruhezeiten, sofern sie von den im Unternehmen allgemein geltenden

abweichen,
– Angaben zur Sozialpflichtversicherung.

Fehlen die gesetzlich vorgesehenen Angaben oder zwingenden Bestimmungen im Ar-
beitsvertrag, führt dies nicht zur Unwirksamkeit oder Beendigung des Vertrages. Der
Arbeitgeber ist dann lediglich verpflichtet, den Arbeitsvertrag mit den fehlenden An-
gaben zu ergänzen. Erfolgt auch keine Ergänzung bzw. Nachtrag, kann der Arbeitge-
ber wegen einer Ordnungswidrigkeit zur Verantwortung gezogen werden.

Der Gesetzgeber hat ein Minimum an Garantien für Arbeitnehmer vorgesehen, welche
nicht durch Vereinbarung der Parteien abbedungen werden können. Enthält der Ar-
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beitsvertrag dennoch für den Arbeitnehmer nachteilige Bestimmungen (z. B. Entgelt
in Naturalien oder unterhalb des gesetzlichen Mindestlohns, längere Arbeitszeiten als
gesetzlich zulässig, volle statt teilweiser Schadensersatzpflicht des Arbeitnehmers), so
finden sie keine Anwendung. Auch wenn der Arbeitnehmer solchen Bestimmungen
zugestimmt hat, verletzt der Arbeitgeber arbeitsrechtliche Vorschriften. 

a. Art der Arbeit

Der Arbeitgeber kann nicht verlangen, dass ein Arbeitnehmer eine Arbeit ausführt,
die nicht der im Arbeitsvertrag festgelegten Arbeitsplatzbeschreibung entspricht,
Art. 60 ArbGB. Daher sollte die Arbeitsplatzbeschreibung möglichst ausführlich 
erfolgen und die bestehenden Klassifizierungen und Bezeichnungen von Berufen 
wiedergeben.

Im Beschluss des Staatlichen Komitees für Standards der RF vom 26.12.1994 sind
hierzu folgende Vorgaben enthalten:

– eine allgemeine Klassifizierung von Berufen entsprechend dem Einheitlichen Hand-
buch der Tarife und Qualifikationen von Arbeiten und Arbeitnehmern, 

– eine Klassifizierung sonstiger Berufe, die nicht in dem Einheitlichen Handbuch auf-
geführt sind sowie

– genaue Bezeichnungen von Dienststellen und Tarifklassen. 

Der Beschluss des Föderalen Ministeriums für Arbeit der RF vom 06.06.1996 Nr. 32
enthält eine Beschreibung von Arbeiten und Qualifikationsanforderungen an Arbeit-
nehmer.

Schafft der Arbeitgeber eine neue Stelle im Personalplan, die bisher in keinem Quali-
fikationshandbuch aufgeführt wurde, muss der Arbeitsvertrag eine ausführliche Be-
schreibung der Arbeitsfunktion und die Benennung der Dienststelle enthalten.

b. Ort der Arbeit

In jedem Arbeitsvertrag ist der Arbeitsort anzugeben, d. h. die jeweilige Struktureinheit
(Werkstatt, Abteilung, Labor usw.) muss konkret benannt werden. Soll die Arbeit an
verschiedenen Orten ausgeführt werden, sind außerdem die faktische Adresse und
die Postanschrift anzugeben, welche in Russland oftmals auseinanderfallen. Im Falle
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einer Filiale oder Repräsentanz als Arbeitsort ist auf die genaue Bezeichnung derselben
sowie den Sitz der Muttergesellschaft zu achten.

Kommt es später zu einer Versetzung des Arbeitnehmers oder zum Umzug des Un-
ternehmens, bestehen bestimmte Verfahren, die der Arbeitgeber zwingend zu beach-
ten hat.

c. Tag des Arbeitantritts

Gemäß Art. 61 ArbGB tritt der Arbeitsvertrag in der Regel am Tage seiner Unterzeich-
nung durch die Parteien in Kraft, sofern keine gesetzlichen Ausnahmen bestehen oder
die Parteien ein anderes Datum vereinbaren. Beginnt der Arbeitnehmer in Kenntnis
des Arbeitgebers oder in seinem Auftrag vor Unterzeichnung des Vertrages mit der
tatsächlichen Ausführung der Arbeiten, ist im Arbeitsvertrag das Datum des tatsäch-
lichen Arbeitsbeginns anzugeben.

Tritt der Arbeitnehmer seine Stelle nicht zum vereinbarten Zeitpunkt an, und legt er
auch keine ausreichende Entschuldigung vor, kann der Arbeitsvertrag annulliert wer-
den. Bis zur Reform des ArbGB in 2006 galt für die Arbeitgeber eine Wartezeit von
einer Woche, bevor sie den Vertrag auflösen konnten.

2. Form des Arbeitvertrages

Der Arbeitsvertrag bedarf zwingend der Schriftform, Art. 67 ArbGB. Unterzeichnen
die Parteien bis zum ersten Arbeitstag keinen Arbeitsvertrag, gilt dieser ab dem ersten
faktischen Arbeitstag des Arbeitnehmers als geschlossen. Der Arbeitgeber ist sodann
verpflichtet, mit dem Arbeitnehmer einen schriftlichen Arbeitsvertrag innerhalb von
drei Tagen zu unterzeichnen.

Für bestimmte Arbeitnehmergruppen sind wegen der Besonderheit der Arbeit Son-
derformen für Arbeitsverträge vorgesehen, z. B. Musterarbeitsvertrag beim Einsatz
von Arbeitnehmern für Arbeiten im Hohen Norden und gleichgestellten Gebieten 
(Beschluss des Föderalen Ministeriums für Arbeit vom 23.07.1998 Nr. 29).

21

20110263_Inhalt_Layout 1  24.03.11  15:33  Seite 21



3. Besonderheiten bei Abschluss eines Arbeitsvertrages in Russland

a. Medizinische Begutachtung

Vor Abschluss eines Arbeitsvertrages sind Minderjährige und Arbeitnehmer bestimmter
Kategorien (Gastronomie, Heileinrichtungen, Arbeit mit Gefahrquellen u. a.) zur
Durchführung einer medizinischen Untersuchung auf Kosten des Arbeitgebers ver-
pflichtet, Art. 69, 213 ArbGB. Diese Untersuchung ist im Verlauf der Anstellung peri-
odisch zu wiederholen. Nimmt der Arbeitnehmer nicht an der vorgeschriebenen
medizinischen Untersuchung teil, ist er nicht zur Arbeit zuzulassen.

b. Einstellungsformalitäten

Der Arbeitgeber muss auf Grundlage des Arbeitsvertrages die Einstellung des Arbeit-
nehmers schriftlich anordnen („Prikaz“). Der Inhalt der Anordnung muss mit den Be-
stimmungen des Arbeitsvertrages übereinstimmen. Die Anordnung ist dem
Arbeitnehmer innerhalb von drei Tagen gegen Empfangsbestätigung zur Kenntnis zu
geben. Erst die Anordnung – und nicht der Arbeitsvertrag – stellt den Rechtsgrund
für die Gewährung eines Arbeitsplatzes, den Zugang zu internen Dokumenten und
dem geschäftlichen Schriftverkehr und vor allem für die Zahlung des Arbeitsentgelts
dar.

Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer noch vor Unterzeichnung des Arbeitsvertrages
sämtliche intern geltenden Bestimmungen (einschließlich der internen Betriebsord-
nung, der Kollektivverträge und Kollektivvereinbarungen) gegen Unterschrift zur
Kenntnis zu geben.

c. Vorzulegende Dokumente

Der Arbeitnehmer hat zur Einstellung folgende in Art. 65 ArbGB genannten Unterla-
gen vorzulegen:

– Identitätsnachweis oder Reisepass (für Personen mit ständigem Wohnsitz außerhalb
der RF),

– Arbeitsbuch mit Ausnahme der Fälle, in denen der Arbeitsvertrag zum ersten Mal
geschlossen oder der Arbeitnehmer lediglich nebenberuflich tätig wird,

– Versicherungspolice über die staatliche Rentenversicherung,
– Dokumente über die Wehrdiensterfassung,
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– Nachweise über Ausbildung, Qualifikation oder spezielle Kenntnisse, sofern für die
konkrete Arbeit erforderlich.

Art. 65 ArbGB verbietet es, bei der Einstellung eines Arbeitnehmers andere als die im
ArbGB, Föderalen Gesetzen, Erlassen des Präsidenten der RF oder in Regierungsver-
ordnungen bestimmten Dokumente zu verlangen. Ein genereller Anspruch auf Vorlage
von Arbeitszeugnissen besteht damit nicht. 

Das Arbeitsbuch ist eine der wichtigsten Arbeitsunterlagen des Arbeitnehmers, denn
in ihm wird der berufliche Verlauf wiedergegeben. Jegliche Aufnahme und Beendi-
gung eines Arbeitsverhältnisses sowie der jeweilige Grund hierfür sind vom Arbeit-
geber im Arbeitsbuch zu vermerken.

4. Ergänzende Bestimmungen

a. Dauer des Arbeitsverhältnisses

Grundsätzlich sind nach Art. 58 ArbGB Arbeitsverträge auf unbestimmte Zeit zu schlie-
ßen. Als solche gelten regelmäßig Arbeitsverträge, in denen keine Geltungsdauer vor-
gesehen ist. Fehlt eine ausreichende Begründung für die Befristung des
Arbeitsvertrages, gilt auch dieser Arbeitsvertrag als auf unbestimmte Zeit geschlos-
sen.

Art. 59 ArbGB bestimmt die Fälle, in denen die Befristung eines Arbeitsvertrages zu-
lässig ist: 

– Vertretung eines zeitweilig abwesenden Arbeitnehmers (z. B. wegen Elternzeit),
– kurzzeitige Projekte (bis zu zwei Monaten),
– Saisonarbeit,
– Auslandseinsatz von Arbeitnehmern,
– zur Ausführung einer Tätigkeit, die über den Tätigkeitsschwerpunkt des Arbeitge-

bers hinausgeht (Rekonstruktions-, Montage-, Inbetriebnahmearbeiten), oder die
kurzzeitig zur Erweiterung des Geschäftsbetriebs oder des Dienstleistungsspektrums
des Arbeitgebers erforderlich ist (maximal ein Jahr).

In Unternehmen können durch Vereinbarung der Parteien gemäß 
Art. 59 Abs. 2 ArbGB befristete Arbeitsverträge mit leitenden Angestellten, deren 
Vertretern sowie Hauptbuchhaltern geschlossen werden. 
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Die Befristung darf maximal fünf Jahre betragen, sofern keine andere gesetzliche Frist
festgelegt ist. Setzt der Arbeitnehmer seine Tätigkeit nach Ablauf der vereinbarten
Frist fort, ohne die Auflösung zu verlangen, gilt der Arbeitsvertrag als auf unbestimmte
Zeit geschlossen.

Das ArbGB sieht kein ausdrückliches Verbot der mehrfachen Befristung vor. Grund-
sätzlich steht einem mehrmaligen Abschluss eines befristeten Arbeitsvertrages daher
nichts im Wege, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen eingehalten werden. Klagt
der Arbeitnehmer aber wegen unzulässiger Befristung, hat im Gerichtsverfahren der
Arbeitgeber den Sachgrund der Befristung darzulegen und zu beweisen. Die Gerichts-
praxis zeigt dabei, dass mehrfach befristete Verträge unter Berufung auf das Diskri-
minierungsverbot, welches in Art. 3 ArbGB verankert ist, oftmals in unbefristete
umgewandelt werden. 

b. Probezeit

Eine Probezeit ist nur zulässig, sofern sie im Arbeitsvertrag festgelegt wurde und der
Arbeitnehmer nicht einer der in Art. 70 Abs. 4 ArbGB genannten Personengruppe an-
gehört. Die nachträgliche Vereinbarung einer Probezeit ist unwirksam. Die Probezeit
darf grundsätzlich nicht länger als drei Monate dauern, bei leitenden Angestellten und
ihnen gleichzusetzenden Personen maximal sechs Monate. Eine Verlängerungsmög-
lichkeit ist nicht vorgesehen. Die Festsetzung eines niedrigeren Arbeitsentgelts wäh-
rend der Probezeit, die Auszahlung des Arbeitsentgelts erst nach Ablauf der Probezeit
oder ähnliche Bestimmungen sind unzulässig. Fehlzeiten des Arbeitnehmers werden
in die Probezeit nicht eingerechnet. 

c. Teilzeit

Der Arbeitgeber ist auf Antrag einer Schwangeren, eines Elternteils mit einem Kind
unter 14 Jahren oder eines Arbeitnehmers, der ein Familienmitglied nachweislich
pflegt, verpflichtet, einer Teilzeitvereinbarung zuzustimmen. Teilzeit kann aber auch
einvernehmlich von den Parteien vereinbart werden. Eine Teilzeitvereinbarung wird
entweder im Arbeitsvertrag oder in einer Ergänzungsvereinbarung bestimmt. Das Ar-
beitsentgelt wird in diesem Falle anteilig berechnet. Der Anspruch auf Erholungsurlaub
bleibt in voller Höhe bestehen. Eine Eintragung der Teilzeit im Arbeitsbuch erfolgt
nicht.
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III. Begründung eines Arbeitsverhältnisses durch Wahl oder Ernennung

Auch die Begründung eines Arbeitsverhältnisses durch Wahl oder Ernennung setzt
nach Art. 17 ArbGB den Abschluss eines regulären Arbeitsvertrages voraus. In
Art. 17 ArbGB sind allerdings weder die Anwendungsfälle noch die Voraussetzungen
einer Wahl oder Ernennung geregelt. 

So sieht Art. 69 Abs. 3 AktG RF die Wahl des Einzel- oder Kollegialexekutivorgans
einer Aktiengesellschaft durch die Hauptversammlung vor. Der Generaldirektor einer
GmbH wird von der Gesellschafterversammlung nach Art. 40 GmbHG RF für die in
der Satzung vorgesehene Dauer gewählt. Das Wahlverfahren bestimmt sich nach den
Vorschriften der Satzung des Unternehmens. 

Die Leiter von Filialen und Repräsentanzen werden gemäß Art. 55 ZGB vom bevoll-
mächtigten Vertreter der juristischen Person ernannt. Darüber hinaus ist die Wahl eines
Arbeitnehmers vor Abschluss des Arbeitsvertrages praktisch nur in Fällen der Beset-
zung bestimmter Leitungspositionen in Bildungseinrichtungen sowie staatlichen Un-
ternehmen (z. B. Einheitsunternehmen) relevant.

IV. Beschäftigung von Ausländern in Russland

1. Allgemeines

Die Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer in Russland wird maßgeblich durch
das Föderale Gesetz vom 25.07.2007 Nr. 115-FZ „Über den Rechtsstatus ausländischer
Staatsbürger in der RF“ geregelt. Die Erwerbstätigkeit eines Ausländers ist danach die
Beschäftigung eines Ausländers in Russland auf Grund eines Arbeitsvertrages oder auf
Grund eines zivilrechtlichen Vertrages mit der Verpflichtung zur Ausführung von 
Arbeiten (Erbringung von Dienstleistungen). 

Nach dem genannten Föderalen Gesetz sind ausländische Arbeitnehmer grundsätzlich
berechtigt, die Art ihrer Tätigkeit und ihren Beruf frei zu wählen, sowie ihre Fähigkeiten
und ihr Vermögen im Rahmen einer kaufmännischen oder sonstigen gesetzlich zuläs-
sigen wirtschaftlichen Tätigkeit in Russland frei zu nutzen. Allerdings wird diese Freiheit
durch weitere gesetzliche Regelungen und administrative Verfahren in der Praxis stark
eingeschränkt.
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Im Gegensatz zu russischen Staatsbürgern ist ausländischen Arbeitnehmern eine Ar-
beitsaufnahme erst mit Erreichen des 18. Lebensjahres gestattet. Zudem dürfen aus-
ländische Arbeitnehmer weder im öffentlichen bzw. kommunalen Dienst tätig sein,
noch als Mitglied einer Schiffsbesatzung oder als Pilot in der zivilen Luftfahrt arbeiten.
Ausländern ist generell die Arbeit in sicherheitsrelevanten Einrichtungen und Unter-
nehmen untersagt.

Zudem ist vor Arbeitsaufnahme in Russland in der Regel die Durchführung eines mehr-
stufigen Genehmigungsverfahrens erforderlich. Ein Arbeitgeber darf ausländische Ar-
beitnehmer nur einsetzen, wenn er hierfür eine Genehmigung erhalten hat. Diese
Genehmigung ist für jeden einzelnen ausländischen Arbeitnehmer zu beantragen.
Auch der Arbeitnehmer selbst bedarf einer individuellen Arbeitserlaubnis. Diese wird
in Form einer Plastikkarte für die Dauer eines Jahres ausgestellt und ist nicht übertrag-
bar. Die Erlaubnis kann verlängert werden, allerdings jeweils nur um ein weiteres Jahr.
Wechselt der ausländische Arbeitnehmer zu einem anderen Arbeitgeber, ist eine neue
Erlaubnis zu beantragen.

Werden die gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren nicht eingehalten, kann dies zu
ernsten Konsequenzen sowohl für den Arbeitgeber als auch den betroffenen Arbeit-
nehmer führen. Abgesehen von hohen administrativen Strafen kann die illegale Be-
schäftigung eines ausländischen Arbeitnehmers zu dessen Ausweisung mit einem
Verbot zur Wiedereinreise innerhalb einer bestimmten Frist führen. Dem Unternehmen
selbst droht in Einzelfällen sogar die Einstellung des Betriebs. Daher sollte vor Einsatz
eines ausländischen Arbeitnehmers genug Zeit eingeplant werden, um die behördli-
chen Verfahren ordnungsgemäß durchzuführen. Dies kann bis zu sechs Monate in
Anspruch nehmen.

2. Verfahren zum Erwerb einer Arbeitserlaubnis

a. Ausnahmen 

Erlaubnisfrei können z. B. ausländische Arbeitnehmer arbeiten, die:

– ihren ständigen Wohnsitz in Russland haben,
– als Mitarbeiter diplomatischer, konsularischer Vertretungen und internationaler Or-

ganisationen in Russland eingesetzt werden,
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– im Rahmen von Lieferverträgen von ihrem ausländischen Arbeitgeber zur Erbrin-
gung der vertraglich geschuldeten Montage-, Service- und Garantieleistungen in
Russland eingesetzt werden (dies gilt auch für Reparaturleistungen an gelieferten
Ausrüstungen und Anlagen nach Ablauf der Garantie),

– als Journalisten einem Akkreditierungsverfahren unterliegen,
– in einer Ausbildungsstätte wissenschaftlich tätig sein werden.

Zwar sind ausländische Mitarbeiter russischer Vertretungen und Niederlassungen aus-
ländischer Gesellschaften von dieser Aufzählung nicht erfasst. Dennoch wird oftmals
angenommen, dass auf Grundlage eines Schreibens des Justizministeriums der RF vom
09.03.2000 Nr. 1596-EC für ausländische Mitarbeiter ebenfalls keine Arbeitserlaubnis
zu beantragen ist, da die russische Vertretung nicht Arbeitgeber der ausländischen
Mitarbeiter ist. Dies ist die ausländische Muttergesellschaft. Angesichts der unklaren
Rechtslage wird aber empfohlen, im Zweifel eine Arbeitserlaubnis für ausländische
Mitarbeiter von Vertretungen und Niederlassungen zu beantragen.

Für ausländische Arbeitnehmer, die nicht einer der genannten Kategorien angehören,
ist zwingend eine Arbeitserlaubnis erforderlich. Hierbei wird zwischen Ausländern un-
terschieden, die für ihre Einreise in die RF eines Visums bedürfen, und solchen, die im
visumfreien Verkehr einreisen können.

b. Ausländer mit Visumpflicht

Das Verfahren zum Erwerb einer Arbeitserlaubnis besteht aus mehreren Stufen:

1. Erteilung eines Beschlusses des zuständigen Beschäftigungszentrums über die
Zweckmäßigkeit der Beschäftigung eines ausländischen Arbeitnehmers (Zuteilung
einer Quote) auf Antrag des Arbeitgebers,

2. Erteilung einer Genehmigung für den Arbeitgeber zur Heranziehung und Beschäf-
tigung eines ausländischen Arbeitnehmers durch den FMD,

3. Erteilung der individuellen Arbeitserlaubnis für den Arbeitnehmer durch den FMD,
4. Anmeldung des Unternehmens beim FMD zwecks Zusendung einer Einladung für

den Arbeitnehmer sowie
5. Erteilung eines Arbeitsvisums für den Arbeitnehmer.

Erste Voraussetzung und Hürde dieser Verfahren ist der Erhalt einer Quote. Diese
Quote beruht auf einer jährlich von der Regierung der RF festgelegten Anzahl freier
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oder neu zu schaffender Arbeitsplätze für ausländische Arbeitnehmer für Russland
gesamt, welche dann auf die einzelnen Subjekte aufgeteilt wird.1 Der Arbeitgeber
stellt hierfür einen Antrag mit Angabe seines Bedarfs an ausländischen Arbeitnehmern
für das kommende Jahr. Dieser Antrag ist in der Form, welche in der Anordnung des
Föderalen Ministeriums für Gesundheit und soziale Entwicklung vom 17.09.2007
Nr. 603 festgelegt wurde, bis zum 1. Mai des laufenden Jahres bei der zuständigen
Behörde einzureichen. Problematisch sind daher die Fälle, in denen erst nach Ablauf
des 1. Mai des laufenden Jahres entschieden wird, dass ein neuer ausländischer Mit-
arbeiter im kommenden Jahr eingesetzt werden soll. Da hier die Quote nicht recht-
zeitig beantragt wurde, darf dieser Mitarbeiter grundsätzlich auch nicht beschäftigt
werden. Soweit der betreffende Mitarbeiter nicht einer der im Folgenden genannten
Kategorien entspricht, kann der Arbeitgeber einen Antrag auf Erteilung einer zusätz-
lichen Quote stellen, um – sofern die staatlichen Quoten noch nicht ausgeschöpft sind
– eine positive Entscheidung der Behörde im Einzelfall zu erhalten. 

Zur Erleichterung dieser Situation erlässt das Föderale Ministerium für Gesundheit und
soziale Entwicklung Russlands mittlerweile jährlich eine Verordnung, wonach be-
stimmte ausländische Mitarbeiter nicht an die Quotenregelung gebunden sind. Dies
betrifft vor allem leitende Positionen in Unternehmen (Schlüsselpersonal), wie Gene-
raldirektoren, Direktoren, Vorstandsvorsitzende usw. Probleme treten regelmäßig da-
durch auf, dass die neue Verordnung nicht immer pünktlich zum Ablauf der
Vorangegangenen erlassen wird. Daher gibt es immer wieder Zeiten, in denen unge-
wiss ist, ob leitende Angestellte wieder der Quotenregelung unterfallen werden und
folglich das Genehmigungsverfahren zur Vermeidung von Schwierigkeiten rechtzeitig
begonnen werden sollte, oder welches Prozedere für neu einzusetzende Angestellte
aus dem Ausland gelten wird. 

Eine weitere Erleichterung bringt die Änderung des Föderalen Gesetzes „Über den
Rechtsstatus ausländischer Staatsbürger in der RF“ vom 01.07.2010. Hochqualifizierte
Fachkräfte erhalten danach eine Arbeitsgenehmigung unabhängig von der Quoten-
zuteilung. Die Erteilung des Beschlusses über die Zweckmäßigkeit der Beschäftigung
eines ausländischen Arbeitnehmers und die Genehmigung für den Arbeitgeber zur
Heranziehung und Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer ist nicht erforderlich.
Die individuelle Arbeitserlaubnis und das Arbeitsvisum werden für die Dauer von drei
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Jahren gewährt. Voraussetzung für diese Erleichterung ist aber, dass die betreffende
Fachkraft ein Jahresgehalt von mindestens zwei Millionen Rubel erhält (zum Stand 
Dezember 2010 ca. 49.420,– EUR).

c. Ausländer ohne Visumpflicht

In diesen Fällen ist das Verfahren vereinfacht worden. Der Antrag auf Erteilung einer
Arbeitserlaubnis wird vom ausländischen Arbeitnehmer, dem Arbeitgeber oder einer
bevollmächtigten Person persönlich beim FMD eingereicht. Die Bearbeitungszeit be-
trägt zehn Tage. Innerhalb von 30 Tagen ab Erhalt der Arbeitserlaubnis ist der Arbeit-
nehmer verpflichtet, dem FMD einen medizinischen Nachweis zu erbringen. Dieser
medizinische Nachweis umfasst eine Bestätigung, dass der Arbeitnehmer weder an
Rauschgiftsucht noch an einer infektiösen Erkrankung leidet, noch mit dem HIV-Virus
infiziert ist. Der Arbeitgeber wiederum hat innerhalb von drei Tagen nach Abschluss
des Arbeitsvertrages hierüber den zuständigen FMD zu informieren.

3. Weitere Pflichten des Arbeitgebers

Beabsichtigt ein Arbeitgeber mit einem ausländischen Arbeitnehmer einen Arbeits-
vertrag zu schließen, bestehen für ihn im Wesentlichen folgende Pflichten:

– Erhalt einer Genehmigung zur Beschäftigung des ausländischen Arbeitnehmers
(s. o.),

– Gewährleistung der Erteilung einer individuellen Arbeitserlaubnis für den Arbeit-
nehmer (s. o.),

– Vorlage von Unterlagen, die der ausländische Arbeitnehmer benötigt, um sich am
Aufenthaltsort zu registrieren,

– Meldung an die zuständige örtliche Steuerbehörde innerhalb von zehn Tagen über
die Aufnahme der Beschäftigung durch den ausländischen Arbeitnehmer, über den
Abschluss eines neuen Arbeitsvertrages mit ihm, über die Unterbrechung oder 
Annullierung seiner Genehmigung zur Beschäftigung des ausländischen Arbeit-
nehmers sowie über die Annullierung der individuellen Arbeitserlaubnis des Arbeit-
nehmers,

– Mitwirkung an der Ausreise des ausländischen Arbeitnehmers nach Beendigung
des Arbeitsvertrages,

– Kostenübernahme im Falle einer behördlichen Ausweisung oder Deportation des
ausländischen Arbeitnehmers wegen Verletzung der gesetzlichen Bestimmungen
zur Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte,
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– Information der zuständigen Behörde für innere Angelegenheiten im Falle der Ver-
letzung der arbeitsvertraglichen Bestimmungen durch den Arbeitnehmer sowie
über die vorzeitige Beendigung des Arbeitsvertrages.

Neben den genannten Pflichten besteht eine Reihe weiterer Verpflichtungen des Ar-
beitgebers, die hier nicht abschließend aufgezählt werden können. 

4. Beendigung eines Arbeitsverhältnisses mit einem ausländischen Arbeit-
nehmer

Verletzt der Arbeitgeber die gesetzlichen Vorgaben zur Beschäftigung eines ausländi-
schen Arbeitnehmers, kann die zuständige Behörde für innere Angelegenheiten die
Geltung der erteilten Genehmigung des Arbeitgebers bis zur Beseitigung der Verstöße
unterbrechen oder annullieren. Wird die Genehmigung annulliert, ist der ausländische
Arbeitnehmer berechtigt, für die verbleibende Gültigkeitsdauer seiner individuellen
Arbeitserlaubnis einen Arbeitsvertrag mit einem anderen Arbeitgeber zu schließen.
Voraussetzung hierfür ist, dass auch der neue Arbeitgeber über eine Genehmigung
zur Heranziehung und Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer verfügt. Der Ab-
schluss eines neuen Arbeitsvertrages ist dem Arbeitnehmer jedoch verwehrt, sofern
weniger als drei Monate bis zum Ablauf seiner individuellen Arbeitserlaubnis verblie-
ben sind.

Der Ablauf der individuellen Arbeitserlaubnis stellt einen Kündigungsgrund dar. Ein
weiterer Grund zur zwingenden Beendigung des Arbeitsvertrages ist die Annullierung
der individuellen Arbeitserlaubnis. Diese kann von der zuständigen Behörde bestimmt
werden, wenn der Arbeitnehmer arbeitsvertragliche Bestimmungen nicht eingehalten
hat und der Arbeitgeber deswegen einen Antrag auf Annullierung der Erlaubnis stellt.

5. Zwingende Anwendbarkeit russischen Arbeitsrechts

Das Arbeitsrecht der RF gilt zwingend für alle Arbeitsverhältnisse zwischen natürlichen
und juristischen Personen in Russland. Unbeachtlich ist sowohl die Staatsangehörigkeit
der natürlichen Person als auch die Organisationsform oder, im Falle von Niederlas-
sungen und Repräsentanzen, der Sitz der juristischen Person (Muttergesellschaft). Der
Ausschluss des russischen Arbeitsrechts im Vertrag durch Bestimmung eines anderen
anwendbaren Rechts ist regelmäßig unwirksam. 
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6. Exkurs: Auslandseinsatz von Arbeitnehmern in Russland

Im Bereich des Auslandseinsatzes von Mitarbeitern existieren verschiedene Begrifflich-
keiten. Üblicherweise wird zwischen Dienstreise, Entsendung, Abordnung, Versetzung
und Übertritt unterschieden, wobei die Begriffe wiederum verschieden verstanden
und ausgelegt werden. Arbeitsrechtliche Legaldefinitionen gibt es nicht.

Eine Entsendung liegt vor, wenn der Arbeitnehmer nur vorübergehend im Ausland
tätig werden soll. Der bisherige Arbeitsvertrag besteht dabei im Inland fort, wird jedoch
um eine Entsendevereinbarung ergänzt, in der die Modalitäten der Auslandstätigkeit
geregelt werden. Für die Frage, wann es sich um eine nur vorübergehende Tätigkeit
handelt, gibt es keine festen zeitlichen Grenzen.

Ist eine längerfristige Auslandstätigkeit und die Rückkehr des Arbeitnehmers geplant
und wird dafür das inländische Arbeitsverhältnis ruhend gestellt und mit dem russi-
schen Unternehmen ein Arbeitsvertrag geschlossen, handelt es sich um eine Verset-
zung. Alternativ kann auch der bestehende Arbeitsvertrag aufgehoben und mit dem
bisherigen Arbeitgeber ein sog. Stammhausbindungsvertrag oder eine Wiedereinstel-
lungszusage vereinbart werden.

Zwischen dem im Ausland eingesetzten Arbeitnehmer und seinem neuen Arbeitgeber
wird bei einer Versetzung ein entsprechender russischer Arbeitsvertrag geschlossen,
der zum Erhalt der Arbeitsgenehmigung erforderlich ist und zwingend russischem 
Arbeitsrecht unterliegt (s. o. Punkt A.IV.5.). Ob im Falle einer Entsendung auch ein rus-
sischer Arbeitsvertrag zu schließen ist, oder sich der Einsatz des Arbeitnehmers noch
im Rahmen einer Dienstreise gestaltet, ist im konkreten Einzelfall zu klären.

Im Falle des Auslandseinsatzes von Mitarbeitern entstehen vor allem Fragen zur Sozi-
alversicherungs- und Steuerpflicht. Zwischen Russland und Deutschland besteht der-
zeit kein Sozialversicherungsabkommen, so dass sich die Sozialversicherungspflicht
nach den nationalen Rechtsvorschriften beider Staaten beurteilt. Nach dem russischen
Sozialversicherungsrecht werden alle in Russland beschäftigten Arbeitnehmer, auch
die von einem ausländischen Arbeitgeber in Russland eingesetzten, dem Kreis der ver-
sicherungspflichtigen Personen zugerechnet. 

Der Anwendungsbereich des deutschen Sozialversicherungsrechts beurteilt sich grund-
sätzlich nach § 4 Abs. 1 SGB IV. Die nach dieser Vorschrift angeordnete sog. Ausstrah-
lung ist zu bejahen, wenn:

31

20110263_Inhalt_Layout 1  24.03.11  15:33  Seite 31



– die Entsendung des Arbeitnehmers im Rahmen eines inländischen Beschäftigungs-
verhältnisses erfolgt und

– die Beschäftigung im Ausland zeitlich begrenzt ist.

Für eine Entsendung im Rahmen eines inländischen Arbeitsverhältnisses muss der
Schwerpunkt des Beschäftigungsverhältnisses rechtlich und tatsächlich weiterhin in
Deutschland liegen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der ins Ausland ent-
sandte Arbeitnehmer organisatorisch in den Betrieb des inländischen Arbeitgebers
eingegliedert bleibt, seinem Weisungsrecht untersteht und sich der Arbeitsentgeltan-
spruch des entsandten Arbeitnehmers gegen den deutschen Arbeitgeber richtet. Dabei
ist nicht entscheidend, von wem der entsandte Arbeitnehmer seine Vergütung erhält,
sondern welcher der Arbeitgeber (deutscher oder russischer) letztendlich mit der 
Arbeitnehmervergütung wirtschaftlich belastet wird. Ist nach diesen Kriterien die Aus-
strahlung zu bejahen, bleibt der entsandte Arbeitnehmer weiterhin in Deutschland
sozialversicherungspflichtig.

Bei der Versetzung im o. g. Sinne wird das Arbeitsverhältnis im Inland während des
Aufenthaltes des Arbeitnehmers im Ausland ruhend gestellt oder aufgehoben. Des-
halb fehlt in diesen Fällen der typische Anknüpfungspunkt an das Recht des Staates,
von dem der Arbeitnehmer aus entsandt wird. Dies gilt auch dann, wenn der Aus-
landsaufenthalt befristet und eine Rückkehr nach Deutschland vorgesehen ist. Dem-
nach ist in diesen Fällen auf das Arbeitsverhältnis grundsätzlich das russische
Sozialversicherungsrecht anzuwenden. Entfällt damit die Sozialversicherungspflicht in
Deutschland, hat der im Ausland eingesetzte Arbeitnehmer dennoch Möglichkeiten,
den Versicherungsschutz in Deutschland aufrechtzuerhalten. So kann der Arbeitgeber
für den Arbeitnehmer eine Rentenversicherung in Form einer Pflichtversicherung nach
§ 4 SGB VI abschließen, sofern der Auslandseinsatz zeitlich begrenzt ist. Ist die Dauer
des Einsatzes nicht festgelegt, besteht nur die Möglichkeit der freiwilligen Rentenver-
sicherung nach § 7 SGB VI.

Der Arbeitnehmer kann zudem eine freiwillige Krankenversicherung nach § 9 SGB V
abschließen. Diese gewährt allerdings regelmäßig nur Versicherungsschutz innerhalb
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Deshalb empfiehlt sich zudem der Ab-
schluss einer privaten Auslandskrankenversicherung, nach der auch Versicherungsleis-
tungen in Russland in Anspruch genommen werden können.
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Auch die Weiterversicherung in der deutschen Pflegeversicherung nach § 26 SGB XI
ist möglich. Diese setzt aber einen Antrag voraus, der spätestens einen Monat nach
Ausscheiden aus der Versicherungspflicht zu stellen ist. 

Bei der Unfall- und Arbeitslosenversicherung besteht hingegen keine Möglichkeit, eine
freiwillige Versicherung abzuschließen. Einige Berufsgenossenschaften bieten aber
eine Auslandsunfallversicherung an.

Die Steuerpflicht des im Ausland eingesetzten Arbeitnehmers beurteilt sich nach dem
Doppelbesteuerungsabkommen (DBA mit der RF vom 29.05.1996). Danach muss der
in Russland eingesetzte Arbeitnehmer grundsätzlich sein in Russland erzieltes Einkom-
men nach dem russischen Steuerrecht mit einem Steuersatz von 13 Prozent versteuern,
wenn er sich mindestens 183 Tage innerhalb von zwölf aufeinander folgenden Mo-
naten in Russland aufhält und seine Vergütung von einem in Russland ansässigen Ar-
beitgeber gezahlt wird. In diesem Fall wird der Arbeitnehmer in Russland als sog.
„Steuerresident“ angesehen. Hält sich der Arbeitnehmer dagegen weniger als
183 Tage innerhalb von zwölf aufeinander folgenden Monaten in Russland auf, gilt
er als sog. „Nichtsteuerresident“, dessen in Russland erzieltes Einkommen grundsätz-
lich mit einem Steuersatz von 30 Prozent in Russland zu versteuern ist.

V. Arbeitnehmerüberlassung

1. Allgemeines

Die Überlassung eines Arbeitnehmers durch eine Personalagentur wird in Russland als
Personalleasing bezeichnet. Daher werden im Weiteren die in Russland üblichen Be-
griffe des Leasinggebers (Verleiher), Leasingnehmers (Entleiher) und Mitarbeiters (Zeit-
arbeitnehmer) verwendet. 

Eine Fortentwicklung des Personalleasings wird in Russland noch wegen fehlender Ge-
setzgebung gebremst. Dadurch ist auch die flexible Anwerbung von Studenten in der
vorlesungsfreien Zeit, vorübergehend nicht beschäftigten Personen, Fachkräften und
anderen erschwert. Auch die instabile Nachfrage von Unternehmen nach Personal zur
vorübergehenden Beschäftigung trägt zur stockenden Entwicklung des Personallea-
sings in Russland bei. Möglicherweise ändert sich die Lage in Folge der letzten Finanz-
krise, die viele Unternehmen zum Umbau ihres Personalbestands gezwungen hat.
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Heutzutage existieren in Russland mehrere Modelle des Personalleasings:

– Outsourcing: Ein Unternehmen, das vorübergehend eine Arbeitskraft benötigt
(Saison oder spezifische Unternehmenstätigkeit), schließt einen Vertrag mit einem
Outsourcing-Unternehmen (in der Regel einer Personalagentur). Die Agentur sucht
Kandidaten für die Arbeit, mit denen es in seinem Namen die Arbeitsverträge ab-
schließt. Das Arbeitsverhältnis des Zeitarbeitnehmers besteht mit der Agentur, er
arbeitet aber in dem Unternehmen und nutzt dessen Betriebsmittel im Interesse
des Unternehmens.

– Outstaffing: Ein Unternehmen überführt einen Teil seiner Arbeitnehmer in eine
Personalagentur und least diese dann zurück. Die Agentur nimmt ihnen gegenüber
formal die Funktion des Arbeitgebers wahr, faktisch bleibt jedoch das Arbeitsver-
hältnis mit dem ursprünglichen Arbeitgeber bestehen.

– Temporary Staffing: Eine Personalagentur stellt für kurze Zeit (Projekt, Saison)
Hilfs- und Saisonpersonal zur Verfügung. Die Personalagentur wählt die Arbeitneh-
mer selbst aus, schließt mit ihnen die Arbeitsverträge und trägt für sie die Verant-
wortung.

– Staff Leasing: Eine Personalagentur stellt Personal aus ihrem Personalbestand für
eine relativ lange Zeit (von drei Monaten bis zu mehreren Jahren) zur Verfügung.
Diese Form wird oftmals gewählt, wenn Unternehmen Bedarf zur befristeten Ein-
stellung von Arbeitnehmern mit bestimmter Qualifikation haben.

2. Voraussetzungen

a. Vereinbarung zum Personalleasing

Zur Überlassung von Mitarbeitern im Rahmen eines Personalleasings sind zwei Ver-
einbarungen erforderlich. Zum einen schließen Leasingnehmer und Leasinggeber einen
zivilrechtlichen Vertrag, in dem die Konditionen des Leasings geregelt sind. Dies sind
vor allem Anzahl und Vergütung der Mitarbeiter, die Provision der Personalagentur,
Arbeitsort, Art und Umfang, die Dauer des Leasings sowie ggf. Fristen der vom Mit-
arbeiter auszuführenden Arbeiten. Teilweise übernehmen Personalagenturen eine Ga-
rantie für die Qualität der ausgeführten Arbeiten, wobei dann auch Kriterien für die
Bewertung der Arbeit verbindlich festgelegt werden. Die Vertraulichkeitsvereinbarung
nimmt eine immer wichtiger werdende Stellung in der Leasingvereinbarung ein. Die
vertragliche Verpflichtung des Leasinggebers ist bereits mit Überlassung der Mitarbeiter
erfüllt. Die Zahlungsverpflichtung des Leasingnehmers ist demnach nicht von der tat-
sächlichen Ausführung der Arbeiten durch den überlassenen Mitarbeiter abhängig.
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Zum anderen schließen der Leasinggeber und der Mitarbeiter einen Arbeitsvertrag.
Wurde der Mitarbeiter nicht aus einem bestehenden Personalbestand der Agentur
ausgewählt, sondern gezielt im Rahmen des Projekts angeworben, kommt ggf. auch
ein befristeter Arbeitsvertrag für die Dauer des Leasings in Betracht. Teilweise haben
Personalagenturen einen sog. Ethischen Kodex zum Einsatz ihrer Mitarbeiter beim Lea-
singnehmer ausgearbeitet, an dem sich die Mitarbeiter orientieren sollen.

b. Höchstdauer des Personalleasings

Mangels gesetzlicher Grundlage richtet sich die Dauer des Personalleasings nur nach
der individuellen Vereinbarung der Parteien.

c. Bedingungen des Personalleasings

Wird der Mitarbeiter im Rahmen einer bestimmten Leasinganfrage ausgewählt, so
wird im Arbeitsvertrag der Einsatzort beim Leasingnehmer als Arbeitsort festgelegt.
Im Falle des Einsatzes eines Mitarbeiters aus dem bestehenden Personalbestand der
Agentur wird im Arbeitsvertrag vermerkt, dass der Mitarbeiter bei einer anderen Or-
ganisation eingesetzt wird. Im Einzelfall können dann Zusatzvereinbarungen zum Ar-
beitsvertrag mit Angabe des Einsatzortes geschlossen werden. 

Die Frage der Verteilung der Rechte und Pflichten des Arbeitgebers zwischen Leasing-
nehmer und Leasinggeber werfen mangels ausdrücklicher gesetzlicher Regelung oft-
mals Fragen auf. Dies betrifft wichtige Bereiche wie die Einhaltung von
Sicherheitsbestimmungen beim Umgang mit Gefahrenquellen, die Frage der mate-
riellen Haftung (Schadensersatz) oder der Beitragszahlung in die Unfallversicherung.
Im Laufe des Leasings können aber auch einfache Probleme auftreten, wie etwa die
Ausstellung einer Vollmacht des Leasinggebers für den Mitarbeiter oder die förmliche
Anweisung einer Dienstreise. Der Gesetzgeber hat bereits erkannt, dass eine Lösung
dieser Fragen nur durch Verabschiedung eines Gesetzes zur Arbeitnehmerüberlassung
möglich sein wird. Zurzeit wird hierzu ein Konzept diskutiert, welches vom Komitee
der Staatsduma für Arbeit und soziale Politik initiiert wurde. Solange eine gesetzliche
Grundlage fehlt, bleibt die Entscheidung über die Verteilung der Rechte und Pflichten
den vertraglichen Regelungen und im Zweifel den Gerichten überlassen.
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3. Personalleasingagenturen

Die Einordnung des Personalleasings ist in Russland zwar teilweise umstritten. Auf
Grund der Konvention Nr. 181 der Internationalen Arbeitsorganisation von 1997, wel-
che von der RF ratifiziert wurde, ist allerdings die Überlassung von Arbeitnehmern als
zulässig anerkannt worden. Danach ist jede Personalagentur, die eine natürliche oder
juristische Person sein kann, zur Überlassung von Arbeitnehmern an Dritte berechtigt.
In Russland bestehen keine weiteren Beschränkungen dieser Tätigkeit.

VI. Vertrag mit leitenden Angestellten

1. Allgemeines

Als leitender Angestellter gilt nach Art. 273 ArbGB jede natürliche Person, die die Lei-
tung der Organisation ausübt (vgl. Punkt A.I.2.b.). Unerheblich ist dabei, ob diese Per-
son den Vorsitz eines Kollegialexekutivorgans oder die Unternehmensleitung in
Alleinstellung ausübt. Auch die konkrete Bezeichnung des leitenden Angestellten 
in den anwendbaren Gesetzen bzw. Gesellschaftsdokumenten spielt keine Rolle 
(z. B. Direktor, Generaldirektor, Präsident usw.). Als Manager werden dennoch eher
Angestellte ab der zweiten Leitungsebene abwärts bezeichnet. 

Auf leitende Angestellte sind die Vorschriften des ArbGB anwendbar. Besondere Re-
gelungen enthalten Art. 273–281 ArbGB. Allerdings können arbeitsrechtliche Vor-
schriften auch in anderen Föderalen Gesetzen und Rechtsakten sowie den
Gesellschaftsdokumenten und dem Arbeitsvertrag vorgesehen sein. Sie dürfen den
Vorschriften des ArbGB nicht widersprechen und die Rechtsstellung des leitenden An-
gestellten als Arbeitnehmer nicht verschlechtern.

Leitende Angestellte dürfen im Gegensatz zu sonstigen Arbeitnehmern eine Zweitbe-
schäftigung gegen Entgelt bei einem anderen Arbeitgeber nur nach Zustimmung des
zuständigen Organs der juristischen Person bzw. dem Eigentümer des Unternehmens
aufnehmen. 

Nach Art. 277, 243 ArbGB haften leitende Angestellte für den von ihnen verursachten
Schaden voll, sofern dies in ihrem Arbeitsvertrag bestimmt ist. Der Umfang des zu er-
setzenden Schadens bestimmt sich zusätzlich nach den zivilrechtlichen Bestimmungen.
So wird neben dem direkten realen Schaden auch der entgangene Gewinn erfasst.
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Eine entsprechende Verpflichtung sehen das AktG RF sowie das GmbHG RF vor. Aller-
dings ist eine Verpflichtung zur Leistung von Schadensersatz ausgeschlossen, wenn
der Schaden auf Umständen höherer Gewalt beruht oder im Rahmen des üblichen
Wirtschaftsrisikos liegt.

2. Entstehung des Arbeitsverhältnisses mit einem leitenden Angestellten

Dem Abschluss eines Arbeitsvertrages mit einem leitenden Angestellten können eine
Ernennung sowie spezielle Verfahren (Ausschreibung, Wahl, s. unter Punkt A.III.) vo-
rangehen. Der Arbeitsvertrag wird nach Art. 275 ArbGB für die Frist geschlossen, wel-
che in den Gesellschaftsdokumenten vorgesehen ist oder von den Parteien vereinbart
wurde. Er ist mehrfach verlängerbar. Die Frist darf dabei nach Art. 58 ArbGB fünf Jahre
nicht übersteigen. 

3. Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit einem leitenden Angestellten

Im Gegensatz zu sonstigen Arbeitnehmern beträgt bei einem leitenden Angestellten
im Falle einer vorzeitigen Kündigung die Frist zur Benachrichtigung des Arbeitgebers
nicht zwei Wochen, sondern einen Monat im Voraus. Zusätzlich zu den allgemeinen
Kündigungsgründen des ArbGB ist eine Kündigung des Arbeitsverhältnisses mit einem
leitenden Angestellten zulässig, sofern ein Insolvenzverfahren über sein Vermögen er-
öffnet wurde. Eine Kündigung ist auch zulässig, wenn die juristische Person über die
vorzeitige Beendigung des Arbeitsverhältnisses entscheidet sowie in den im Arbeits-
vertrag vorgesehenen Fällen. Im Falle einer Kündigung hat der leitende Angestellte
einen Abfindungsanspruch. Dieser beträgt mindestens das Dreifache des durchschnitt-
lichen Monatsentgelts. 

4. Arbeitsverhältnis mit Mitgliedern kollegialer Exekutivorgane

Wurde mit einem Mitglied eines kollegialen Exekutivorgans ein Arbeitsvertrag ge-
schlossen (Vorstand, Direktorenrat), so können auch hier die Bestimmungen des ArbGB
anwendbar sein, insbesondere die Art. 273 ff. ArbGB. Voraussetzung hierfür ist, dass
die erweiterte Anwendbarkeit in Föderalen Gesetzen oder dem Arbeitsvertrag aus-
drücklich bestimmt ist.
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B. Änderung des Arbeitsverhältnisses

1. Allgemeines

Nach den Grundsätzen der Vertragsfreiheit sind die Parteien eines Arbeitsverhältnisses
grundsätzlich berechtigt, den Arbeitsvertrag jederzeit zu ändern. Die Änderung we-
sentlicher Bestimmungen des Arbeitsvertrages ist allerdings nur zulässig, wenn der Ar-
beitnehmer schriftlich zustimmt. Dies betrifft vor allem Bestimmungen zum Arbeitsort
(Versetzung), zur Tätigkeit oder zum Arbeitsentgelt. Grundsätzlich erfolgen Änderun-
gen und Ergänzungen zum Arbeitsvertrag in Schriftform, wobei die formalen Grund-
sätze zum Abschluss des Arbeitsvertrages hierauf übertragbar sind.

2. Benachrichtigung des Arbeitnehmers, Vereinbarung und Anordnung

Vor Abschluss einer Änderungs- oder Ergänzungsvereinbarung zum Arbeitsvertrag
muss der Arbeitgeber den Arbeitnehmer über eine von ihm gewünschte Änderung in
Kenntnis setzen. Das Gesetz sieht hierfür keine bestimmte Form vor. Die Benachrich-
tigung muss aber folgende Angaben enthalten:

– wesentlicher Inhalt der geplanten Änderung,
– Datum der Änderung,
– Frist zur Entscheidung über die Zustimmung oder Ablehnung der Änderung,
– ggf. den Entwurf der Ergänzungsvereinbarung.

Zur Vermeidung von Streitigkeiten sollte die Benachrichtigung in zweifacher Ausferti-
gung vorbereitet werden, wovon eine dem Arbeitnehmer gegen Empfangsbestätigung
übergeben wird. Der Arbeitnehmer sollte darauf hingewiesen werden, dass seine Ent-
scheidung schriftlich zu dokumentieren ist. Dies kann entweder durch Unterzeichnung
der Ergänzungsvereinbarung oder, falls der Arbeitnehmer die Änderung ablehnt, in
der Benachrichtigung selbst oder einem separaten Dokument erfolgen. Es ist zu emp-
fehlen, die Gründe, die zur Änderung des Arbeitsvertrages geführt haben, in der Er-
gänzungsvereinbarung anzugeben. Sofern die Änderung zur Versetzung des
Arbeitnehmers führt, hat der Arbeitgeber eine entsprechende Anordnung zu unter-
zeichnen. Die Form dieser Anordnung ist in der Verordnung des Staatlichen Statistik-
komitees der RF vom 05.01.2004 Nr. 1 festgelegt. 
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3. Versetzung zu einem anderen Arbeitgeber

Auf schriftlichen Wunsch des Arbeitnehmers oder mit seiner schriftlichen Zustimmung
ist seine dauerhafte Versetzung zu einem anderen Arbeitgeber möglich. Der beste-
hende Arbeitsvertrag mit dem bisherigen Arbeitgeber wird dadurch beendet. Im Falle
des Personalleasings handelt es sich nicht um eine solche Versetzung, da der Arbeits-
vertrag zwischen Arbeitnehmer und der Personalagentur als Leasinggeber bestehen
bleibt.

4. Versetzung an eine andere Art von Arbeit

Nach Art. 72.1 Abs. 3 ArbGB ist der Arbeitgeber jederzeit berechtigt, den Arbeitneh-
mer an einen anderen Arbeitsplatz, in eine andere Struktureinheit am selben Ort oder
an eine andere Anlage zu versetzen, sofern dadurch nicht die vereinbarten arbeitsver-
traglichen Bestimmungen berührt sind. Eine Zustimmung des Arbeitnehmers ist nicht
erforderlich. Diese Fälle werden als Umsetzung bezeichnet.

a. Vorübergehende Versetzung an eine andere Art von Arbeit

Die Versetzung eines Arbeitnehmers für die Dauer von bis zu einem Jahr bei demselben
Arbeitgeber ist nach Vereinbarung der Parteien grundsätzlich zulässig. Eine Versetzung
bis zu einem Monat ohne Zustimmung des Arbeitnehmers ist nur in den in
Art. 72.2 Abs. 2 und 3 ArbGB vorgesehenen Fällen zulässig. In der Praxis ist wohl der
Fall eines Betriebsstillstandes aus wirtschaftlichen, technischen oder organisatorischen
Gründen sowie der Fall der Vertretung eines vorübergehend abwesenden anderen Ar-
beitnehmers besonders relevant. Dabei setzt die Versetzung an eine andere Art von
Arbeit mit niedrigerer Qualifikation aber auch die Zustimmung des Arbeitnehmers vo-
raus. Die Vergütung des Arbeitnehmers richtet sich nach der nunmehr geleisteten Ar-
beit, darf allerdings nicht unter den Durchschnitt seiner bisherigen Vergütung sinken.
Weigert sich der Arbeitnehmer, die rechtmäßige Anordnung zur Versetzung auszu-
führen, stellt dies einen Verstoß gegen die Arbeitsdisziplin dar und kann entsprechende
Disziplinarstrafen bis hin zur Entlassung nach sich ziehen. 

b. Dauerhafte Versetzung an eine andere Art von Arbeit oder an einen anderen Ort

Eine dauerhafte Versetzung eines Arbeitnehmers an eine andere Art von Arbeit bei
gleichbleibendem Arbeitgeber liegt vor, wenn sich die Arbeitsfunktion und/oder die
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Struktureinheit des Arbeitnehmers ändern oder wenn die Versetzung an einen anderen
Ort wegen Verlegung des Unternehmens erfolgt. In diesen Fällen ist die Zustimmung
des Arbeitnehmers erforderlich. Gleiches gilt, sofern die Versetzung wegen seines Ge-
sundheitszustands notwendig wird.

5. Änderung des Arbeitsvertrages ohne Zustimmung des Arbeitnehmers

Eine Ausnahme vom Zustimmungserfordernis bildet die Änderung der vereinbarten
arbeitsrechtlichen Bestimmungen, wenn diese auf Grund von organisatorischen oder
technischen Änderungen nicht mehr beibehalten werden können. Diese Änderung
kann auf alleinige Initiative des Arbeitgebers erfolgen. Allerdings ist der Arbeitgeber
verpflichtet, den Arbeitnehmer spätestens zwei Monate, bevor die Änderung wirksam
wird, hiervon in Kenntnis zu setzen. Lehnt der Arbeitnehmer die Arbeit zu den geän-
derten Bedingungen ab, muss der Arbeitgeber zunächst eine andere Arbeit in seinem
Unternehmen anbieten, die der Qualifikation des Arbeitnehmers entspricht. Fehlt eine
anderweitige Einsatzmöglichkeit oder lehnt der Arbeitnehmer auch diese ab, wird der
Arbeitsvertrag beendet.

Führen die organisatorischen oder technischen Änderungen ggf. zu einer Massenent-
lassung im Unternehmen, kann der Arbeitgeber unter Berücksichtigung der Meinung
der betrieblichen Arbeitnehmervertretung die Einführung von Kurzarbeit anordnen.
Die Kurzarbeit darf zum Erhalt von Arbeitsplätzen für die Dauer von sechs Monaten
eingeführt werden. Kriterien zur Bestimmung, wann eine Massenentlassung vorliegt,
sind im Regierungserlass der RF vom 05.02.1993 genannt:

– Liquidation eines Unternehmens mit mehr als 15 Beschäftigten,
– Kürzung des Personalbestands innerhalb von 30 Kalendertagen um mehr als 50 Be-

schäftigte, innerhalb von 60 Kalendertagen um mehr als 200 Beschäftigte, inner-
halb von 90 Kalendertagen um mehr als 500 Beschäftigte,

– Entlassung eines Prozents der Beschäftigten wegen der Liquidation eines Unter-
nehmens oder wegen Verkürzung des Personalbestands in Regionen, in denen die
Anzahl der Beschäftigten nicht mehr als 5.000 beträgt.

Grundsätzlich darf die Änderung des Arbeitsvertrages den Arbeitnehmer im Vergleich
zu den bestehenden Kollektivverträgen und Kollektivvereinbarungen nicht schlechter
stellen. Bei Einführung von Kurzarbeit wäre dies zwar der Fall. Allerdings wird allge-
mein angenommen, dass die Einführung von Kurzarbeit zum Erhalt von Arbeitsplätzen
führt und daher keine Verschlechterung darstellt.
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6. Änderung des Arbeitsvertrages wegen Eigentümerwechsels oder 
Restrukturierung

Der Arbeitsvertrag wird im Falle eines Eigentümerwechsels oder einer Restrukturierung
(auch Reorganisation) des Unternehmens durch Übernahme, Verschmelzung, Teilung,
Aussonderung oder Umwandlung nicht beendet, sondern geht auf den Rechtsnach-
folger des bisherigen Eigentümers über. Damit ändern sich lediglich die Parteien des
Vertrages. 

C. Inhalt des Arbeitsverhältnisses

I. Allgemeines

Die Rechte und Pflichten der Parteien prägen das Arbeitsverhältnis inhaltlich, sie stehen
in einem korrespondierenden Verhältnis zueinander. Eine Ausnahme hierzu bildet le-
diglich das Recht des Arbeitgebers, den Arbeitnehmer für effektive Arbeit zu belohnen.
Denn der Arbeitnehmer ist grundsätzlich nicht verpflichtet, diese Belohnung auch an-
zunehmen. 

Das ArbGB regelt die Rechte und Pflichten der Parteien nicht abschließend. Weitere
Rechte und Pflichten können im Arbeitsvertrag verankert werden oder sich aus ande-
ren Rechtsakten ergeben. Das Diskriminierungs- und Schlechterstellungsverbot ist je-
weils zu beachten. Daher ist es unzulässig, dem Arbeitgeber im Rahmen des
Arbeitsvertrages Rechte zu gewähren, sofern der Arbeitnehmer hierfür nicht im Ge-
genzug einen Ausgleich erhält.

II. Rechte und Pflichten der Parteien eines Arbeitsverhältnisses

Parteien des Arbeitsverhältnisses sind nach Art. 20 ArbGB der Arbeitnehmer und der
Arbeitgeber.

1. Rechte und Pflichten des Arbeitnehmers

Die grundlegenden Pflichten des Arbeitnehmers sind nach Art. 21 ArbGB:

– gewissenhafte Ausführung der vertraglich vereinbarten Arbeitspflichten,
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– Befolgung der Regeln der internen Betriebsordnung,
– Einhaltung der Arbeitsdisziplin,
– Erfüllung der festgelegten Arbeitsnormen,
– Beachtung der Anforderungen des Arbeitsschutzes und der Arbeitssicherheit,
– Rücksichtsvoller Umgang mit Ressourcen des Arbeitgebers und anderer Arbeit-

nehmer,
– unverzügliche Benachrichtigung des Arbeitgebers über den Eintritt einer Gefahren-

situation.

2. Rechte und Pflichten des Arbeitgebers

Grundlegende Rechte und Pflichten des Arbeitgebers sind in Art. 22 ArbGB aufgezählt.
Hierzu gehören insbesondere:

– Abschluss, Änderung und Auflösung von Arbeitsverträgen,
– Zuweisung von Arbeit entsprechend den Bestimmungen des Arbeitsvertrages,
– Gewährleistung ordnungsgemäßer Bedingungen für die Ausführung der Arbeit

entsprechend den staatlichen Anforderungen für Arbeitsschutz,
– Bereitstellung von erforderlichen Einrichtungen (z. B. sanitäre Anlagen),
– Einhaltung der Arbeitszeiten und Gewährung von Urlaub,
– Entlohnung der Arbeitnehmer,
– Gewährleistung von Fort- und Weiterbildung der Arbeitnehmer,
– Gewährleistung, dass die Arbeitnehmer die Regeln der Betriebsordnung einhalten,
– Verhängung von Disziplinarmaßnahmen,
– Entrichtung der Beiträge zur obligatorischen Sozialversicherung,
– Ersatz von Schäden, die dem Arbeitnehmer auf Grund der Ausführung der Arbeit

ggf. entstehen,
– Erlass betrieblicher Rechtsakte (dies gilt nicht für Arbeitgeber, die natürliche Perso-

nen ohne Kaufmannseigenschaft sind),
– Schaffung von Bedingungen für die Teilnahme der Arbeitnehmer an der Verwaltung

des Unternehmens,
– Führung kollektiver Verhandlungen und Abschluss von Kollektivverträgen,
– Gründung von und Mitgliedschaft in Arbeitgebervereinigungen,
– Einhaltung der arbeitsrechtlichen Bestimmungen.
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3. Pflichten leitender Angestellter

Neben den allgemeinen Pflichten eines Arbeitnehmers treffen leitende Angestellte
weitere Pflichten, da sie zugleich die Funktion des Arbeitgebers im Unternehmen aus-
üben. Zu solchen Pflichten zählen insbesondere die Bestätigung der Personalzusam-
mensetzung, die Verfügung über Geldmittel des Unternehmens, die Erteilung von
Anordnungen und verbindlichen Beschlüssen gegenüber den Arbeitnehmern des Un-
ternehmens.

Hervorzuheben ist die Verpflichtung, die Arbeitsschutzanforderungen zu beachten.
Hält ein leitender Angestellter die gesetzlichen Bestimmungen nicht ein, gibt er keine
entsprechenden Anordnungen und gewährleistet er nicht, dass die Arbeitnehmer die
Bestimmungen einhalten, kann dies seinerseits zu einer persönlichen administrativen
oder strafrechtlichen Haftung führen.

III. Arbeitszeit / Überstunden / Nachtarbeit / Ruhezeit

1. Gesetzliche Arbeitszeiten

a. Allgemeines – Verteilung der Arbeitszeit

Als Arbeitszeit gilt die Zeit, während derer der Arbeitnehmer nach den gesetzlichen
und vereinbarten Bestimmungen seine Arbeitspflichten erfüllt sowie andere Zeiten,
die in Gesetzen oder anderen Rechtsnormen als solche definiert wurden.

Die Verteilung der Arbeitszeit wird als Arbeitszeitregime bezeichnet. Dieses wird von
den Unternehmen eigenständig bestimmt und ist Bestandteil der internen Betriebs-
ordnung. Es regelt v. a. die Form der Arbeitswoche (5- oder 6-Tage-Woche), die Dauer
des Arbeitstages, Anfang und Ende der täglichen Arbeitszeit, Pausen und ggf. das
Schichtverfahren. Das Arbeitszeitregime kann für alle Arbeitnehmer innerhalb eines
Unternehmens gleich oder unterschiedlich geregelt werden.

Unabhängig davon, ob einer Arbeitswoche fünf oder sechs Arbeitstage zugrunde ge-
legt sind, beträgt die maximale Wochenarbeitszeit mit vollem Entgeltausgleich der-
zeit:

43

20110263_Inhalt_Layout 1  24.03.11  15:34  Seite 43



Art der Arbeitnehmer Anzahl der Wochenstunden

Arbeitnehmer 40

Arbeitnehmer unter 16 Jahren 24

Arbeitnehmer zwischen 16 und 18 Jahren 35

Arbeitnehmer – Behinderte der 1. und 2. Gruppe 35

Arbeitnehmer bei Umgang mit 
gesundheitsgefährlichen Belastungen

36

Schüler / Studenten bis 18 Jahre in schulfreier Zeit Hälfte der o. a. regulären 
Zeit für entsprechende Gruppe

Die maximale Dauer eines Arbeitstages ist gesetzlich festgelegt: 

Art der Arbeitnehmer Arbeitsstunden pro Tag

Arbeitnehmer zwischen 15 und 16 Jahren 5

Arbeitnehmer zwischen 16 und 18 Jahren 7

Arbeitnehmer mit Behinderung Gemäß dem medizinischen 
Gutachten

Arbeitnehmer bei Umgang mit 8 bei 36-Stundenwoche
gesundheitsgefährlichen Belastungen 6 bei 30-Stundenwoche

Schüler / Studenten in der Ausbildung unter 16 Jahren 2,5

Schüler / Studenten in der Ausbildung zwischen 
16 und 18 Jahren

4

Die Anordnung eines sog. nicht normierten Arbeitstages durch den Arbeitgeber ist
zulässig, wenn bestimmte Arbeitnehmer im Einzelfall Arbeit außerhalb der regulären
Arbeitszeiten erbringen sollen. Hierfür ist eine Liste von Dienststellen im Kollektivver-
trag oder der internen Betriebsordnung festzulegen, in denen die jeweiligen Arbeit-
nehmer über die reguläre Arbeitszeit hinaus herangezogen werden können. Den
betroffenen Arbeitnehmern ist neben den allgemeinen Rechten zusätzlicher bezahlter
Jahresurlaub oder mit Zustimmung des Arbeitnehmers eine Kompensation in Form
von Überstunden zu gewähren. In der Praxis liegen solche Regelungen in den Fällen
vor, in denen Arbeitnehmer keiner genauen Zeiterfassung unterliegen. 
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Ein ungleichmäßiges Arbeitsaufkommen während des Arbeitstages kann den Arbeit-
geber zur Teilung der Arbeitszeit berechtigen. Diese wird durch interne Anweisung
unter Mitwirkung der betrieblichen Arbeitnehmervertretung eingeführt.

b. Gleitarbeitszeit

Flexible Arbeitszeiten werden von den Parteien im Arbeitsvertrag vereinbart, wenn die
Einhaltung der regulären Arbeitszeiten erschwert oder ineffektiv ist. Der Arbeitnehmer
erbringt in diesem Falle seine Arbeit, die in einer vorher bestimmten Rechnungsperiode
(Woche, Quartal o. ä.) zusammengerechnet wird. Die Festlegung einer Kernarbeitszeit
ist zulässig. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, eine ordentliche Zeiterfassung zu ermög-
lichen.

c. Überstunden

Überstunden werden auf Initiative des Arbeitgebers oder des Arbeitnehmers außerhalb
der vereinbarten Arbeitszeit geleistet. Schwangere und Minderjährige dürfen nicht zu
Überstunden herangezogen werden. Beschränkungen bestehen auch für behinderte
Arbeitnehmer. 

Die Anordnung von Überstunden durch den Arbeitgeber bedarf in der Regel der
schriftlichen Zustimmung des Arbeitnehmers. Die Zahl der Überstunden darf vier Stun-
den an zwei aufeinanderfolgenden Tagen und insgesamt 120 Stunden pro Jahr nicht
übersteigen. Dem Arbeitnehmer ist ein Ausgleich durch zusätzliche Vergütung oder
einen äquivalenten Erholungsurlaub zu gewähren. Voraussetzung ist auch in diesem
Fall, dass der Arbeitgeber eine ordnungsgemäße Arbeitszeiterfassung ermöglicht.

d. Schichtarbeit

Übersteigt die Dauer des Herstellungsverfahrens die reguläre tägliche Arbeitszeit oder
wird der Umfang der betrieblichen Tätigkeit erweitert, kann die Arbeit in zwei, drei
oder vier Schichten aufgeteilt werden. Grundlagen hierfür sind Schichtpläne, welche
unter Mitwirkung der Arbeitnehmervertretung (ggf. als Anlage zum Kollektivvertrag)
erstellt werden. Schichtpläne sind den Arbeitern spätestens einen Monat vor Inkraft-
treten bekannt zu geben. Der Einsatz eines Arbeitnehmers in zwei aufeinanderfolgen-
den Schichten ist verboten.
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e. Nachtarbeit, Arbeit an Tagen vor Feiertagen

Bei Nachtarbeit verkürzt sich die reguläre Arbeitszeit um eine Stunde. Als Nachtzeit
gilt die Zeit zwischen 22 und 6 Uhr. Wurde der Arbeitnehmer speziell zur Arbeit in der
Nachtzeit eingestellt, ist die Verkürzung der Arbeitszeit ausgeschlossen, sofern im Kol-
lektivvertrag nichts Gegenteiliges vereinbart ist. Die Heranziehung von Arbeitnehmern
zur Nachtarbeit verpflichtet den Arbeitgeber zu einer höheren Vergütung.

Nachtarbeit ist für Schwangere, Arbeitnehmer mit Behinderung und Minderjährige
(mit einigen Ausnahmen) unzulässig. Frauen mit Kindern unter drei Jahren, alleiner-
ziehende Eltern mit Kindern unter fünf Jahren sowie Arbeitnehmer, die nachweislich
ein Familienmitglied pflegen u. a., können nur mit ihrer Zustimmung zur Nachtarbeit
eingesetzt werden. Sie sind allerdings ausdrücklich und in schriftlicher Form darüber
zu belehren, dass sie berechtigt sind, die Nachtarbeit abzulehnen.

Vor einem Feiertag verkürzt sich die Arbeits-/Schichtzeit gesetzlich um eine Stunde.
Ist dies aus betrieblichen Gründen nicht möglich, gilt diese Zeit als Überstunde und
zieht eine entsprechende Kompensation nach sich. Die Dauer eines Arbeitstages vor
Feiertagen bei einer 6-Tage-Woche darf nicht mehr als fünf Stunden betragen.

2. Gesetzliche Ruhezeiten

Die Ruhezeit ist die Zeit, in der der Arbeitnehmer seine Arbeitspflichten nicht wahr-
nehmen muss und die er nach seinem Belieben frei nutzen kann. Zu gesetzlichen Ru-
hezeiten zählen Pausen, tägliche Ruhezeiten, arbeitsfreie Tage und Feiertage sowie
Urlaub.

Pausenzeiten werden durch eine interne Betriebsordnung oder Parteivereinbarung
festgelegt. Sie betragen zwischen 30 Minuten bis zu zwei Stunden. Können Pausen-
zeiten wegen der Beschaffenheit der Arbeit nicht gewährt werden, hat der Arbeit-
geber andere Arten zur Erholung und Nahrungsaufnahme in der internen Be-
triebsordnung vorzusehen. Besondere Regelungen zu Pausenzeiten bestehen beispiels-
weise für Berufsfahrer, stillende Mütter oder Arbeitnehmer, die ihre Beschäftigung im
Freien oder in unbeheizten Räumen ausüben.

Dem Arbeitnehmer ist innerhalb der Woche eine ununterbrochene Ruhezeit von min-
destens 42 Stunden zu gewähren. Bei einer 5-Tage-Woche werden zwei arbeitsfreie
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Tage gewährt, bei einer 6-Tage-Woche ein arbeitsfreier Tag. In der Regel ist der Sonn-
tag allgemein arbeitsfreier Tag (Ausnahmen bestehen in Schichtbetrieben). Bestimmte
Arbeitnehmer haben auf Antrag Anspruch auf zusätzliche bezahlte arbeitsfreie Tage
(z. B. Minderjährige).

Im Gegensatz zu Deutschland wird in Russland ein arbeitsfreier Tag, der mit einem
Feiertag zusammenfällt, am nächsten Werktag gewährt. Die Regierung der RF ist er-
mächtigt, arbeitsfreie Tage auf andere Werktage zu verlegen. Damit kommt es in Russ-
land selten zu Konstellationen, die in Deutschland als Brückentage bekannt sind.
Vielmehr kann diese Regelung zu erstaunlichen Feiertagsregelungen führen, wie etwa
im Januar 2009. Die Anzahl der offiziell freien Tage wegen Feiertag oder von der Re-
gierung verschobener freier Tage betrug damals zwischen dem russischen Neujahrsfest
und dem offiziellen Arbeitsanfang insgesamt zehn Tage.

Gesetzliche Feiertage sind in Russland:

1. – 5. Januar Neujahrsferien

7. Januar Orthodoxe Weihnachten

23. Februar Tag des Vaterlandverteidigers

8. März Internationaler Frauentag

1. Mai Tag des Frühlings und der Arbeit

9. Mai Tag des Sieges

12. Juni Tag Russlands

4. November Tag der Einigkeit des Volkes

IV. Arbeitsentgelt

1. Allgemeines

In Russland ist der Anspruch des Arbeitnehmers auf nicht diskriminierende Entlohnung
seiner Arbeit verfassungsrechtlich verankert. Es besteht ein gesetzlicher Mindestlohn
(„MROT“). Arbeitsentgelt kann in Form von Geld (nur Rubel), in Natura, in gemischter
Form oder einer anderen gesetzlich zulässigen Weise gezahlt werden. Der Anteil eines
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nicht in Geldform gezahlten Arbeitsentgelts darf nicht mehr als 20 Prozent der mo-
natlichen Gesamtvergütung betragen. Alkoholische Getränke, Betäubungsmittel, to-
xische und andere schädliche Stoffe, Munition u. ä. sind hiervon ausgenommen.

2. Mindestlohn

Der Mindestlohn ist an die gesetzlich festgelegte Höhe des Existenzminimums gekop-
pelt (Föderales Gesetz vom 24.10.1997 Nr. 134-FZ „Über das Lebensminimum in der
RF“). Das Existenzminimum berechnet sich nach der Bewertung des Verbraucherein-
kaufskorbs. Die Bewertung erfolgt vierteljährlich. Der Verbrauchereinkaufskorb wird
für drei Bevölkerungsgruppen berechnet (arbeitsfähige Personen, Rentner und Kinder).
Der Verbrauchereinkaufskorb für arbeitsfähige Personen dient als Berechnungsgrund-
lage für den Mindestlohn. Regionale Subjekte der RF dürfen die Höhe des Existenzmi-
nimums selbständig bestimmen. Diese darf jedoch die auf föderaler Ebene festgelegte
Höhe nicht unterschreiten.

Dem Arbeitnehmer steht ein Anspruch auf Mindestlohn zu, wenn er die vereinbarte
Arbeitspflicht in der vereinbarten Zeit erfüllt hat. Gleiches gilt, sofern er hierzu unver-
schuldet nicht imstande war.

Vom gesetzlichen Mindestlohn sind Mindestlöhne zu unterscheiden, die in Kollektiv-
verträgen oder Kollektivvereinbarungen festgelegt werden. Diese sind regelmäßig
höher.

3. Fälligkeit und Lohnauszahlung

Arbeitgeber sind verpflichtet, dem Arbeitnehmer bei Zahlung des Arbeitentgelts einen
schriftlichen Nachweis über die Zusammensetzung des Arbeitentgelts zu übergeben.
Die Form des Nachweises wird unter Berücksichtigung der Meinung der Arbeitneh-
mervertretung festgelegt. Fälligkeit, Zahlungsort und Zahlungsempfänger werden im
Arbeitsvertrag sowie anderen arbeitsrechtlichen Bestimmungen geregelt. Das Arbeits-
entgelt ist mindestens halbmonatlich zahlbar, sofern nichts anderes bestimmt ist. Fällt
der Zahlungszeitpunkt auf einen arbeitsfreien Tag, ist die Zahlung auf den Vortag zu
verlegen. Besteht ein Anspruch auf bezahlten Urlaub, ist dieser mindestens drei Tage
vor Urlaubsantritt fällig und auszuzahlen.
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Im Falle der Kündigung des Arbeitsvertrages sind sämtliche offenen Zahlungen zum
letzten Arbeitstag fällig. Besteht Streit über die Gesamthöhe der offenen Zahlungen,
ist der Arbeitgeber verpflichtet, jedenfalls den unstreitigen Teil fristgerecht zu zahlen.

4. Obligatorische Zulagen

Weichen Arbeitsbedingungen von den regulären Bedingungen ab, ist der Arbeitgeber
zur Zahlung von entsprechenden Zulagen verpflichtet. Die Höhe der Zulage variiert je
nach Art der Arbeit. Sie kann von den Parteien frei vereinbart werden, darf allerdings
nicht unter der gesetzlich festgelegten Höhe liegen.

a. Überstundenvergütung

Die Höhe der Zulage für geleistete Überstunden beträgt mangels anderweitiger Re-
gelung im Arbeitsvertrag oder in Kollektivverträgen/Kollektivvereinbarungen, für die
ersten zwei Arbeitsstunden mindestens das Anderthalbfache der regulären Vergütung.
Die Höhe der Zulage für jede weitere Arbeitsstunde beträgt mindestens das Zweifache
der regulären Vergütung. Auf Wunsch des Arbeitnehmers können Überstunden statt
einer Zulage auch durch zusätzliche Urlaubszeit ausgeglichen werden. Die Urlaubszeit
muss der Anzahl der geleisteten Überstunden entsprechen.

b. Feiertagszulage

In der Regel wird Arbeitszeit an arbeitsfreien Tagen oder Feiertagen in doppelter Höhe
vergütet. Auf Wunsch des Arbeitnehmers kann stattdessen aber auch ein anderer
freier Tag gewährt werden. In diesem Fall wird die tatsächliche Arbeitszeit nach den
regulären Bestimmungen bezahlt.

c. Nachtarbeitszulage

Das Arbeitsentgelt für Nachtarbeit bestimmt sich nach den entsprechenden Kollektiv-
verträgen, sonstigen arbeitsrechtlichen Bestimmungen, dem Arbeitsvertrag oder ggf.
nach den Föderalen Gesetzen. Das Arbeitsentgelt muss dabei höher sein, als das re-
guläre Arbeitsentgelt für eine vergleichbare Beschäftigung zu regulären Arbeitszeiten.
Die Mindesthöhe der Zulage für Nachtarbeit wird von der Regierung der RF unter Mit-
wirkung der Dreiseitigen Kommission der RF zur Regelung sozialarbeitsrechtlicher Ver-
hältnisse festgelegt. 
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Für bestimmte Arbeitnehmer in Einrichtungen, die aus dem föderalen Budget finan-
ziert werden, ist die Höhe der Zulage in föderalen Rechtsakten bestimmten. So beträgt
etwa die Zulage für medizinisches Personal 100 Prozent des regulären Stundensatzes,
für sonstiges Personal im Gesundheitswesen 50 Prozent.

d. Zulage für Arbeit in einer gesundheitsschädigenden Umwelt

Eine Liste von Arbeiten, die als schwere Arbeit oder als Arbeit in gesundheitsschädi-
genden Verhältnissen eingestuft werde, wurde von der Regierung der RF unter Mit-
wirkung der Dreiseitigen Kommission der RF zur Regelung von sozialarbeitsrechtlichen
Verhältnissen festgelegt. 

Die Höhe der Zulagen wird nach einer Prüfung der konkreten Bedingungen am Ar-
beitsplatz festgelegt. Die Bewertung berücksichtigt dabei beispielsweise die Stufe der
schädlichen bzw. gefährlichen Faktoren, die Wahrscheinlichkeit eines Arbeitsunfalls
sowie die Versorgung des Arbeitnehmers mit individuellen Schutzmitteln und ihrer Ef-
fizienz. Bei der Festlegung der Höhe der Zulage hat der Arbeitgeber die Meinung der
Arbeitnehmervertretung zu berücksichtigen.

e. Zulage für Arbeiten in besonderen klimatischen Verhältnissen

Als Orte mit besonderen klimatischen Verhältnissen werden der Hohe Norden und
gleichgestellte Gebiete, sowie südliche Teile Ostsibiriens, der Ferne Osten, Wüsten und
Berggebiete bezeichnet. Die Zulage berechnet sich in der Regel nach einem Gebiets-
koeffizienten und einem prozentualen Anteil vom regulären Arbeitsentgelt. Für die
Beschäftigung im Hohen Norden und in gleichgestellten Gebieten ist die Höhe der Zu-
lagen in Spezialgesetzen geregelt.

f. Zulagen zur Stimulierung der Arbeitsleistung

Zu den stimulierenden Zulagen zählen verschiedene Prämiensysteme sowie Zulagen,
die über den Tarifsätzen und regulären Gehältern liegen. Dabei werden die Arbeit, die
Qualifikation des Arbeitnehmers, seine Einstellung zur Arbeit sowie andere Faktoren
berücksichtigt. Stimulierende Zahlungen können auch in Kollektivverträgen vereinbart
werden.
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Um gute Leistungen des Arbeitnehmers zu belohnen, kann eine Arbeitsprämie in Geld
gezahlt werden. Zulagen sollen den Arbeitnehmer zur Verbesserung seiner beruflichen
Qualifikation und Fähigkeiten anregen. Die Zahlung von Zulagen ist in der Regel nicht
mit der Erfüllung zusätzlicher Arbeit verbunden. Zulagen wegen Betriebszugehörigkeit
werden oftmals in staatlichen oder kommunalen Einrichtungen gewährt.

5. Sonstige Zahlungen neben dem Arbeitsentgelt

a. Zuzahlungen

Zuzahlungen für Nahrungsmittel, Fahrtkosten sowie andere Arten von Zuzahlungen
können im Arbeitsvertrag oder in internen Betriebsbestimmungen nach Ermessen des
Arbeitgebers vereinbart werden.

b. Kosten für Dienstreisen

Dienstreisen sind Reisen des Arbeitnehmers außerhalb des Hauptarbeitsortes, die auf
Anordnung des Arbeitgebers in einer bestimmten Zeit erfolgen (maximal 40 Tage).
Besteht der Schwerpunkt der Beschäftigung des Arbeitnehmers in Reisetätigkeit, gilt
diese nicht als Dienstreise (Kuriere). Der Arbeitgeber ist verpflichtet, Reise- und Beher-
bergungskosten, Tagegelder sowie andere vereinbarte Kosten auf Nachweis zu erstat-
ten. Das Verfahren und die konkrete Höhe der erstattungsfähigen Ausgaben werden
im Kollektivvertrag oder den internen Betriebsbestimmungen des Arbeitgebers fest-
gelegt. 

6. Exkurs: Zum Begriff des durchschnittlichen Lohnes

Im ArbGB ist eine einheitliche Methode zur Berechnung des Durchschnittlohns vorge-
sehen. Dabei werden sämtliche tatsächlich erfolgten Zahlungen des Arbeitgebers an
den jeweiligen Arbeitnehmer sowie die tatsächlich erbrachte Arbeitszeit innerhalb der
letzten zwölf Monate im jeweiligen Unternehmen berücksichtigt. Andere Berech-
nungsmethoden können im Kollektivvertrag vorgesehen werden, sofern sie für den
Arbeitnehmer nicht nachteilig sind.

51

20110263_Inhalt_Layout 1  24.03.11  15:34  Seite 51



V. Urlaub

1. Allgemeines

Gesetzlich vorgesehen sind folgende Urlaubsarten:

– Haupturlaub (Jahresurlaub) und Zusatzurlaub,
– Urlaub mit regulärer und verlängerter Dauer,
– bezahlter und unbezahlter Urlaub.

2. Jahresurlaub

Jahresurlaub erfasst die garantierten freien Arbeitstage eines Arbeitnehmers ohne Be-
rücksichtigung sonstiger arbeitsfreier Tage und Feiertage. Ein im Arbeitsvertrag ver-
einbarter Verzicht auf den Urlaubsanspruch ist unwirksam. In der Urlaubszeit ist eine
Kündigung des Arbeitnehmers, mit Ausnahme der Kündigung im Falle einer Liquida-
tion des Unternehmens, nicht zulässig. Urlaubszeiten werden bei der Berechnung der
Arbeitserfahrung (Beschäftigungszeiten) als reguläre Arbeitszeiten berücksichtigt.

Bezahlter Jahresurlaub ist im Arbeitsjahr zu gewähren. Das Arbeitsjahr muss nicht dem
Kalenderjahr entsprechen, sondern ist vom Datum des Arbeitsbeginns abhängig. Die
reguläre Dauer des Urlaubs beträgt 28 Kalendertage. Zu beachten ist, dass – anders
als in Deutschland – nicht die Werktage maßgeblich sind. Arbeitsfreie Tage werden
nicht einberechnet. Der Anspruch auf bezahlten Urlaub entsteht ab dem ersten Ar-
beitstag, wobei eine Wartezeit von sechs Monaten erfüllt sein muss. Dies kann aber
einvernehmlich ausgeschlossen oder praktisch anders gehandhabt werden. Die Auf-
teilung des gesamten Jahresurlaubs in mehrere Teile ist möglich, allerdings muss min-
destens ein Teil des Jahresurlaubs 14 zusammenhängende Kalendertage betragen.

3. Zusatzurlaub

Zusatzurlaub kann wegen der Art der Beschäftigung, unter Berücksichtigung der Ar-
beitserfahrung (Gesamtbeschäftigungszeit des Arbeitnehmers), wegen einer nicht nor-
mierten Dauer des Arbeitstages und im Falle von besonderen Arbeitnehmergruppen
gewährt werden.

Zu den gesetzlich vorgesehenen Fällen gehören z. B. die Arbeit in gesundheitsschäd-
licher Umwelt oder die Arbeit im Hohen Norden. 
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Darüber hinaus ist jedes Unternehmen berechtigt, einem Arbeitnehmer Zusatzurlaub
zu gewähren, der über den regulären Jahresurlaub von 28 Tagen bzw. den gesetzlich
vorgesehenen Zusatzurlaub für bestimmte Arbeitnehmergruppen hinausgeht.

4. Gemeinsame Bestimmungen über den Erholungsurlaub

a. Urlaubsnahme

Der Arbeitgeber gewährt seinen Arbeitnehmern Urlaub nach einem Urlaubsplan, bei
dessen Aufstellung die Belange der Arbeitnehmer und die Erfordernisse des Unter-
nehmens zu berücksichtigen sind. Der Urlaubsplan für das nächste Jahr ist spätestens
zwei Wochen vor dem Ende des laufenden Jahres aufzustellen. Der Arbeitgeber hat
den Arbeitnehmer zwei Wochen vor Beginn des im Urlaubsplan festgelegten Urlaubs
darüber schriftlich gegen Bestätigung der Kenntnisnahme zu informieren. Erfolgt keine
Benachrichtigung oder erhält der Arbeitnehmer das Entgelt für die Urlaubszeit nicht
rechtzeitig, kann der Urlaub nach Vereinbarung der Parteien verschoben werden. 

Dem Arbeitgeber ist es untersagt, einem Arbeitnehmer den Jahresurlaub in zwei auf-
einanderfolgenden Jahren jeweils nicht zu gewähren. Kann ein Urlaub aus betriebli-
chen Gründen im Ausnahmefall nicht gewährt werden, ist eine Verschiebung des
Urlaubsanspruchs auf das folgende Jahr nur mit Zustimmung des Arbeitnehmers zu-
lässig. Der Arbeitnehmer muss diesen Urlaub dann im Folgejahr nutzen.

Bestimmten Arbeitnehmergruppen, etwa Jugendlichen, ist Urlaub auf ihren Wunsch
unabhängig vom Urlaubsplan zu gewähren. Diesen Arbeitnehmern darf der Urlaub
nicht untersagt werden.

b. Vergütung während der Urlaubszeit

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, Zahlungen, die der Arbeitnehmer für die Dauer der
Urlaubszeit erhält, bis zu drei Tage vor Urlaubsantritt zu leisten.

c. Kompensation für nicht genommenen Urlaub

Eine Entschädigung in Geld für nicht genommenen Urlaub ist auf Antrag des Arbeit-
nehmers nur für Zusatzurlaub zulässig. Eine solche Auszahlung des nicht genommenen
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Urlaubs ist bestimmten Arbeitnehmerkategorien wie etwa Jugendlichen und Schwan-
geren verwehrt. Die Berechnung der Entschädigung erfolgt nach derselben Berech-
nungsmethode wie für das durchschnittliche Arbeitsentgelt.

Lediglich im Falle der Beendigung des Arbeitsvertrages ist der nicht genommene Ur-
laub abzugelten, sofern keine Möglichkeit bestand, ihn noch vor Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses zu nutzen.

d. Unbezahlter Urlaub

Dem Arbeitnehmer kann auf seinen schriftlichen Antrag hin unbezahlter Urlaub aus
familiären und anderen entschuldigenden Gründen gewährt werden. Die Dauer kann
von den Parteien frei vereinbart werden. Die Entscheidung, ob eine genügende Ent-
schuldigung vorliegt, liegt im Ermessen des Arbeitgebers. Ausnahmen bestehen für
bestimmte Arbeitnehmergruppen, die auch ohne Entschuldigungsgrund Anspruch auf
unbezahlten Urlaub haben (behinderte Arbeitnehmer – bis zu 60 Kalendertage; Ge-
burt, Todesfälle und Eheschließung – bis zu fünf Kalendertage; Arbeitnehmer im Ren-
tenalter – bis zu 14 Kalendertage etc.). Der Arbeitnehmer kann den vom Arbeitgeber
angeordneten unbezahlten Urlaub jederzeit unterbrechen und seine Beschäftigung
wieder aufnehmen.

5. Schwangerschafts-, Entbindungs- und Erziehungsurlaub

Nähere Ausführungen zu diesen Urlaubsarten finden sich unter Punkt H.I. 

VI. Arbeitsverhinderung / Krankheit

1. Allgemeines

Ein Arbeitnehmer ist grundsätzlich nicht verpflichtet, den Arbeitgeber über seine vo-
rübergehende Arbeitsunfähigkeit unverzüglich oder innerhalb einer bestimmten, kur-
zen Frist zu informieren. Die Aufnahme einer Bestimmung in den Arbeitsvertrag,
wonach der Arbeitnehmer zur unverzüglichen Benachrichtigung des Arbeitgebers ver-
pflichtet sein soll, ist unwirksam. Der Arbeitgeber verfügt auch sonst über keine recht-
lich zulässigen Nachforschungsmöglichkeiten. So sind z. B. Anfragen bei medizinischen
Einrichtungen unzulässig, in denen der Arbeitnehmer behandelt wurde. In der Praxis
erfolgt dennoch oft eine Benachrichtigung. 
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Der Arbeitnehmer ist aber nachträglich verpflichtet, seine vorübergehende Arbeitsun-
fähigkeit schriftlich nachzuweisen. Die Vorlage eines Attests erfolgt erst, wenn der Ar-
beitnehmer seine Arbeit wieder aufnimmt.

2. Beihilfe wegen vorübergehender Arbeitsunfähigkeit

Der Arbeitgeber ist gemäß Art. 183 ArbGB im Falle einer vorübergehenden Arbeits-
unfähigkeit wegen Krankheit sowie in anderen gesetzlich vorgesehenen Fällen
(Schwangerschaft, Geburt, Betreuung eines erkrankten Kindes u. a.) zur Zahlung von
Beihilfen an den Arbeitnehmer verpflichtet.

Die Beihilfe berechnet sich nach dem durchschnittlichen Arbeitsentgelt des Versicher-
ten in den letzten zwei Jahren. Voraussetzung ist eine vorherige ununterbrochene 
Beschäftigungsdauer. Die Beitragsbemessungsgrenze beträgt für das Jahr 2011 
RUR 463.000,- (zum Stand Dezember 2010 ca. 11.440,– EUR). Dies ist insbesondere
für Arbeitnehmer nachteilig, die ein höheres Jahresgehalt beziehen.

Der Arbeitnehmer erhält die Beihilfe wegen vorübergehender Arbeitsunfähigkeit vom
Arbeitgeber. Diesem werden die gezahlten Beihilfen vom Sozialversicherungsfonds
voll erstattet. Eine Ausnahme bildet die Zahlung wegen vorübergehender Arbeitsun-
fähigkeit für Mitglieder der gesetzlichen Pflichtversicherung. In diesem Fall zahlt der
Arbeitgeber die ersten drei Tage aus eigenen Mitteln. Eine Erstattung durch den Sozi-
alversicherungsfonds findet nicht statt.

VII. Wettbewerbsverbot

Das Arbeitsrecht in Russland lässt weder die Vereinbarung eines Wettbewerbsverbots
während des Arbeitsverhältnisses, noch die eines nachvertraglichen Wettbewerbsver-
bots unter Berufung auf den Grundsatz der freien unternehmerischen Entfaltung zu.
Arbeitnehmer sind grundsätzlich berechtigt, mit einer unbegrenzten Zahl von Arbeit-
gebern Arbeitsverträge zur Ausübung einer Nebenbeschäftigung zu schließen. Eine
Ausnahme besteht lediglich für leitende Angestellte, die hierfür eine Zustimmung des
Exekutivorgans der juristischen Person benötigen. Anderslautende Bestimmungen des
Arbeitsvertrages sind nichtig. Die Regelung entsprechender Klauseln in zivilrechtlichen
Verträgen, die von den Parteien neben dem Arbeitsvertrag geschlossen werden, ist im
Hinblick auf die vorstehenden Ausführungen sehr strittig und wohl ebenfalls unzu-
lässig.
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VIII. Qualifizierung der Arbeitnehmer

1. Allgemeines

Der Arbeitgeber entscheidet über die Notwendigkeit einer beruflichen Qualifizierung
oder Umschulung seines Personals. Mit dieser Entscheidungsbefugnis des Arbeitgebers
korrespondiert das Recht des Arbeitnehmers auf Qualifizierung. Wird ein Arbeitneh-
mer vom Arbeitgeber zur Schulung, Umschulung oder Qualifizierung entsandt, ist der
Arbeitnehmer auch verpflichtet, diese durchzuführen. Entscheidet der Arbeitnehmer
selbständig über den Beginn einer Qualifizierung neben dem Arbeitsverhältnis, ist der
Arbeitgeber verpflichtet, die entsprechenden Arbeitsplatzgarantien einzuhalten und
die erforderlichen Bedingungen zu schaffen.

Der Arbeitgeber legt unter Mitwirkung der Arbeitnehmervertretung die erforderlichen
Qualifizierungen fest. Ebenso wird eine Liste der im Unternehmen erforderlichen Be-
rufe und Spezialisierungen erstellt. Die Qualifizierungsbedingungen von Arbeitneh-
mern ergeben sich aus dem Arbeitsvertrag, den Kollektivverträgen und sonstigen im
Einzelfall anwendbaren Bestimmungen. Während der Qualifizierung hat der Arbeit-
nehmer Anspruch auf Fortbestand seines Arbeitsplatzes.

2. Zusatzvertrag

Bevor ein Arbeitnehmer zur Schulung bzw. Qualifizierung entsandt wird, ist der Ab-
schluss eines Vertrages zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer erforderlich. Darin
kann u. a. die Verpflichtung geregelt werden, dass der Arbeitnehmer nach Abschluss
der Qualifizierungsmaßnahme für eine bestimmte Dauer im Unternehmen beschäftigt
bleibt. Der Arbeitgeber kann die Kosten der Ausbildung ganz oder teilweise überneh-
men. Eine Erstattungspflicht kann für den Fall vorgesehen werden, dass der Arbeit-
nehmer nach erfolgreichem Abschluss der Qualifizierung, aber vor Ablauf der
vereinbarten Beschäftigungsdauer aus dem Unternehmen ausscheidet.

D. Beendigung des Arbeitsverhältnisses

I. Allgemeines

Das Arbeitsverhältnis wird mit Aufhebung des Arbeitsvertrages beendet. Eine Aufhe-
bung des Arbeitsvertrages ist nur in den gesetzlich vorgesehenen Fällen wirksam. War
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eine Kündigung mangels Rechtsgrund unwirksam, hat der Arbeitnehmer einen An-
spruch auf Wiedereinstellung sowie auf Erstattung des Arbeitsentgelts für die Dauer
seiner kündigungsbedingten Abwesenheit. 

1. Aufhebungsgründe

Als Gründe für die Aufhebung eines Arbeitsvertrages kommen in Betracht:

– Vereinbarung der Parteien (Aufhebungsvertrag),
– Kündigung wegen des Ablaufs eines befristeten Arbeitsvertrages,
– Kündigung auf Initiative des Arbeitnehmers,
– Kündigung auf Initiative des Arbeitgebers,
– Versetzung des Arbeitnehmers auf seinen Wunsch zu einem anderen Arbeitgeber,
– Ablehnung der Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitnehmer bei

Eigentümerwechsel oder Restrukturierung,
– Ablehnung der Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitnehmer

wegen Änderung wesentlicher Bestimmungen des Arbeitsvertrages,
– Widerspruch gegen die Versetzung durch den Arbeitnehmer an eine andere Art

von Arbeit aus gesundheitlichen Gründen,
– Widerspruch gegen die Versetzung durch den Arbeitnehmer bei Umzug des Un-

ternehmens an einen anderen Ort,
– Beendigung wegen Verletzung der Bestimmungen zum Abschluss von Arbeitsver-

trägen, sofern die Verletzung zur Unmöglichkeit der Fortsetzung des Arbeitsver-
hältnisses führt,

– Beendigung durch parteiunabhängige Gründe.

2. Von den Parteien unabhängige Beendigungsgründe

Als solche gelten nach Art. 83 ArbGB etwa der Einzug des Arbeitnehmers zum Wehr-
dienst, die Verurteilung des Arbeitnehmers zu einer Strafe, die die Fortsetzung der Ar-
beit ausschließt, der Tod des Arbeitnehmers oder auch der Eintritt der
Berufsunfähigkeit.
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II. Kündigung 

1. Kündigung auf Initiative des Arbeitgebers

a. Kündigungsgründe

Die Gründe, auf die ein Arbeitgeber seine Kündigung stützen kann, sind im Wesent-
lichen im ArbGB geregelt:

1. Liquidation des Unternehmens oder Beendigung der kaufmännischen Tätigkeit,
wenn der Arbeitgeber Individueller Unternehmer ist,

2. Kürzung des Personalbestands oder Stellenabbau,
3. Der Arbeitnehmer erfüllt nicht die geforderten gesundheitlichen Anforderungen

oder weist eine ungenügende Qualifikation auf,
4. Eigentümerwechsel (gilt nur für Kündigungen des Unternehmensleiters, seines

Vertreters und des Hauptbuchhalters),
5. Wiederholte Nichterfüllung arbeitsrechtlicher Pflichten trotz einer Disziplinarmaß-

nahme,
6. Einmalige grobe Verletzung der Arbeitspflichten (unentschuldigtes Fernbleiben

für mehr als vier Stunden, Arbeitsantritt im alkoholisierten oder Rauschzustand,
Verstoß gegen die Geheimhaltungspflicht, Feststellung eines Diebstahls, einer Un-
terschlagung oder Sachbeschädigung am Arbeitsplatz, Verletzung arbeitsschutz-
rechtlicher Bestimmungen mit schwerer Folge),

7. Vertrauensverlust wegen schuldhafter Handlung des Arbeitnehmers, dem Finanz-
mittel und sonstige Wertsachen anvertraut sind,

8. Unmoralische Handlung durch einen Erzieher, die die Fortsetzung des Arbeitsver-
hältnisses unmöglich macht, 

9. Entscheidung eines leitenden Angestellten, die zu einem Vermögensschaden des
Unternehmens führt,

10. Einmalige grobe Verletzung der Pflichten leitender Angestellter,
11. Vorlage gefälschter Unterlagen oder falsche Angaben bei Abschluss des Arbeits-

vertrages,
12. Sonstige Fälle, die im Arbeitsvertrag mit leitenden Angestellten festgelegt 

wurden,
13. Sonstige gesetzlich vorgesehene Fälle.

Die Fälle lassen sich damit, ähnlich wie in Deutschland, in drei Kategorien zusammen-
fassen: personenbedingte, verhaltensbedingte und betriebsbedingte Gründe.
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Die personenbedingte Kündigung wegen mangelnder Qualifikation ist nur zulässig,
wenn der Mangel in einem besonderen Prüfungsverfahren von einer Prüfungskom-
mission bestätigt wurde. Der Arbeitgeber hat vor der Kündigung des Arbeitnehmers
zu prüfen, ob er ihm eine andere Stelle zuweisen kann. Die Kündigung ist nur recht-
mäßig, wenn keine der Qualifikation des Arbeitnehmers entsprechende andere Arbeit
gefunden werden konnte oder der Arbeitnehmer die angebotene andere Arbeit ab-
gelehnt hat.

Die verhaltensbedingte Kündigung im Falle einer schuldhaften Handlung des Arbeit-
nehmers gilt als eine Disziplinarstrafe und ist daher nur wirksam, wenn die Regeln zur
Verhängung einer Disziplinarstrafe eingehalten wurden. Die Anordnung der Diszipli-
narstrafe darf erst nach Vorlage einer schriftlichen Erklärung des Arbeitnehmers er-
folgen. Gibt der Arbeitnehmer trotz Aufforderung keine Stellungnahme ab, ist
hierüber ein Protokoll aufzunehmen. Die Anordnung ist dem Arbeitnehmer gegen
Empfangsbestätigung zu übergeben. Die verhaltensbedingte Kündigung wegen Ver-
trauensverlusts (Punkt 7) oder einer unmoralischen Handlung (Punkt 8) muss spätes-
tens innerhalb eines Jahres ab Kenntnis des Arbeitgebers erfolgen, sofern die
Handlung außerhalb des Arbeitsplatzes oder am Arbeitsplatz, aber nicht im Zusam-
menhang mit der auszuführenden Arbeit, stattfand.

Zu betriebsbedingten Kündigungen vgl. die Ausführungen unter Punkt D.VI. und VII.
zur Liquidation und Restrukturierung des Unternehmens und dem Fall eines Eigentü-
merwechsels. Der Stellen- oder Personalabbau setzt voraus, dass ein Stellenplan im
Unternehmen existiert und eine Sozialauswahl stattfindet.

b. Kündigungsfristen

Kündigungsfristen sind nur für betriebsbedingte Kündigungen vorgesehen. Im Falle
einer Kündigung wegen Personal- bzw. Stellenabbaus sowie bei Liquidation des Un-
ternehmens müssen die Arbeitnehmer spätestens zwei Monate vor Beendigung der
Arbeitsverträge über die Kündigung in Kenntnis gesetzt werden. 

c. Kündigungsverbote

Während des Urlaubs oder einer vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit ist eine Kündi-
gung ausgeschlossen. Die Kündigung von Schwangeren ist ebenso unzulässig. Eine
Ausnahme bildet die betriebsbedingte Kündigung im Falle der Liquidation. Kündigun-
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gen von Müttern mit Kindern unter drei Jahren sowie von alleinerziehenden Eltern
mit Kindern unter 14 Jahren oder behinderten Kindern unter 18 Jahren sind nur in
den Fällen der unter D.II.1.a. genannten Punkte 1, 5–8, 10 und 11 möglich.

Beschränkungen bestehen für Kündigungen von Minderjährigen (vgl. unter H.II.) sowie
von aktiven Gewerkschaftsmitgliedern oder Mitgliedern der Kommissionen für arbeits-
rechtliche Streitigkeiten.

d. Sozialauswahl

Grundsätzlich sind weniger qualifizierte Arbeitnehmer bzw. diejenigen mit der ge-
ringsten Arbeitseffizienz vorrangig zu kündigen. Bei gleicher Qualifikation und Ar-
beitseffizienz ist denjenigen Arbeitnehmern Vorzug zu geben, die Unterhaltsverpflich-
tungen haben (zwei oder drei Unterhaltsberechtigte), die der Alleinverdiener der 
Familie sind, die im Rahmen des Arbeitsverhältnisses einen Betriebsunfall erlitten haben
oder bei denen eine Berufskrankheit eingetreten ist, Kriegsinvaliden sowie denjenigen
Arbeitnehmern, die neben ihrer Beschäftigung eine Qualifizierungsmaßnahme absol-
vieren. 

e. Beteiligung der Gewerkschaft oder anderer Arbeitnehmervertretungen

Die Kündigung eines Gewerkschaftsmitglieds wegen Personal- oder Stellenabbaus
oder aus verhaltens- bzw. personenbedingten Gründen erfolgt unter Berücksichtigung
einer begründeten Stellungnahme der Betriebsgewerkschaft.

Über die Entscheidung zum Personal- oder Stellenabbau ist die Betriebsgewerkschaft
oder Arbeitnehmervertretung zwei Monate im Voraus zu informieren. Die Frist erhöht
sich auf drei Monate, wenn der Abbau zu Massenentlassungen führen kann. Die Ge-
werkschaft entscheidet innerhalb von sieben Tagen. Lehnt die Gewerkschaft die Kün-
digung ab, sind weitere Verhandlungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer
durchzuführen. Bleiben die Verhandlungen ergebnislos und entscheidet die Gewerk-
schaft, dass der Stellen- oder Personalabbau unberechtigt erfolgt, kann bei der Ar-
beitsinspektion Widerspruch gegen die Entscheidung der Gewerkschaft eingelegt
werden. Befindet die Arbeitsinspektion die Kündigung für rechtswidrig, erteilt sie dem
Arbeitgeber eine Anordnung zur Wiedereinstellung des Arbeitnehmers und zur Ent-
schädigung der Abwesenheitszeit.
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Der Arbeitgeber kann gegen die Entscheidung der Gewerkschaft bei Gericht Be-
schwerde einlegen. Das gleiche Recht steht dem Arbeitnehmer und der Arbeitneh-
mervertretung zu, wonach eine Beschwerde bereits unmittelbar gegen die Kündigung
bei Gericht eingelegt werden kann, ohne dass zuvor eine Entscheidung der Arbeitsin-
spektion abgewartet werden muss.

2. Kündigung auf Initiative des Arbeitnehmers

Der Arbeitnehmer ist jederzeit zu einer Kündigung mit einer Frist von zwei Wochen
berechtigt, sofern keine anderweitige Kündigungsfrist gesetzlich vorgesehen ist. Die
2-Wochen-Frist beginnt am Tag nach Übergabe der schriftlichen Kündigung an den
Arbeitgeber. Bis zum Ablauf der Kündigungsfrist kann die Kündigung vom Arbeitneh-
mer jederzeit zurückgenommen werden. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Arbeit-
nehmer am letzten Arbeitstag sämtliche Arbeitsunterlagen zu übergeben und auf
Antrag des Arbeitnehmers eine Schlussabrechnung vorzunehmen. Ein Zurückbehal-
tungsrecht des Arbeitgebers an den Personalunterlagen des Arbeitnehmers besteht
nicht, andernfalls macht er sich schadensersatzpflichtig. Wird das Arbeitsverhältnis
nach dem letzten Arbeitstag fortgesetzt, gilt der Arbeitsvertrag als nicht beendet.

III. Aufhebung in der Probezeit

Im Falle einer Kündigung durch den Arbeitnehmer oder den Arbeitgeber in der Pro-
bezeit, muss diese schriftlich spätestens mit einer Frist von drei Tagen zum Ende der
Probezeit erfolgen. Der Arbeitgeber muss die Kündigung begründen. Die Meinung
der Arbeitnehmervertretung ist hierbei nicht zu berücksichtigen. Der Arbeitnehmer
hat im Gegensatz zu sonstigen Kündigungen keinen Anspruch auf Zahlung einer Ab-
findung.

IV. Aufhebung eines befristeten Arbeitsvertrages

Beachte: Anders als in Deutschland bedarf es zur Aufhebung eines befristeten Arbeits-
vertrages grundsätzlich einer Kündigung. Soll das befristete Arbeitsverhältnis nicht
fortgeführt werden, ist dem Arbeitnehmer mit einer Frist von drei Kalendertagen zum
Ablauf der Befristung schriftlich zu kündigen. Lediglich in den Fällen einer Befristung
wegen Vertretung endet der Arbeitsvertrag ohne Kündigung mit Ablauf der verein-
barten Frist. Vorsorglich sollte aber auch in diesem Fall eine schriftliche Kündigung in
der genannten Frist übergeben werden.

61

20110263_Inhalt_Layout 1  24.03.11  15:34  Seite 61



V. Tod des Arbeitnehmers

Die Arbeitsleistung ist grundsätzlich persönlich zu erbringen. Das Arbeitsverhältnis
wird daher beendet, wenn der Arbeitnehmer verstirbt. Bestehende Ansprüche insbe-
sondere auf Zahlung des Arbeitentgelts gehen auf die Erben über. Der Arbeitgeber ist
dann verpflichtet, das Arbeitsentgelt an die Erben zu entrichten.

VI. Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei Liquidation des Unternehmens

Die Liquidation bedeutet die Auflösung des Unternehmens ohne Übergang der Rechte
und Pflichten auf einen Rechtsnachfolger. Die Verschmelzung mit einem anderen Un-
ternehmen oder der Anschluss an ein anderes Unternehmen stellen Formen der Re-
strukturierung dar, die im nachfolgenden Punkt behandelt werden. 

Kündigungsverbote bestehen im Falle der Liquidation nicht. Die Arbeitnehmer sind
über die anstehende Kündigung zwei Monate im Voraus schriftlich in Kenntnis zu set-
zen. 

VII. Wechsel des Eigentümers und Restrukturierung

Wird das Unternehmen an einen neuen Eigentümer verkauft, kann dieser bestimmte
Arbeitnehmer außerordentlich kündigen. Der neue Eigentümer ist berechtigt, den Lei-
ter, dessen Stellvertreter und den Hauptbuchhalter innerhalb von drei Monaten zu
kündigen. 

Die Kündigung sonstiger Arbeitnehmer auf Grund des Eigentümerwechsels (Betriebs-
übergang) ist ausgeschlossen. Die allgemeinen Kündigungsmöglichkeiten stehen dem
neuen Eigentümer erst nach Eintragung seiner Eigentumsrechte zu, da er erst ab die-
sem Zeitpunkt in die Rechte und Pflichten seines Rechtsvorgängers eintritt. Auch die
Restrukturierung des Unternehmens durch Übernahme, Verschmelzung, Teilung, Aus-
sonderung oder Umwandlung führt nicht zu einem Kündigungsrecht des Arbeitge-
bers.

Der Arbeitnehmer ist demgegenüber berechtigt, der Fortsetzung des Arbeitsverhält-
nisses mit dem Rechtsnachfolger zu widersprechen. Der Arbeitgeber ist dann nach
Zugang des Antrags des Arbeitnehmers zur Auflösung des Arbeitsvertrages verpflich-
tet. Grundsätzlich ist keine Frist für die Entscheidung des Arbeitnehmers vorgesehen.
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Allerdings wird die Kündigungsfrist für leitende Angestellte, d. h. drei Monate, analog
angewandt. Die Zustimmung des Arbeitnehmers hingegen bedarf nicht ausdrücklich
der Schriftform, sie kann auch konkludent durch Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses
erfolgen.

VIII. Sonstiges

1. Personalunterlagen

Das Arbeitsbuch ist das wichtigste Dokument des Arbeitnehmers und enthält Angaben
über die Art der Arbeitstätigkeit und die Beschäftigungszeiten. Die Regierung der RF
legt Form, Verfahren und Bestimmungen zur Aufbewahrung der Arbeitsbücher fest.
Der Arbeitgeber, in dessen Unternehmen der Arbeitnehmer seiner Hauptbeschäftigung
nachgeht, ist zur Führung des Arbeitsbuchs verpflichtet. So ist im Arbeitsbuch auch
die Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit Angabe der entsprechenden Anordnung
des Arbeitgebers und des Grundes zu vermerken. Stellt die Kündigung eine Diszipli-
narmaßnahme dar, so ist dies entsprechend anzugeben. Es sollte unbedingt darauf
geachtet werden, dass der Wortlaut der Einträge mit den gesetzlichen Regelungen
(insbesondere zu den Kündigungsgründen) übereinstimmt. 

Kopien sonstiger Personalunterlagen sind dem Arbeitnehmer auf seinen Antrag in-
nerhalb von drei Tagen kostenlos auszuhändigen.

Ein Zurückbehaltungsrecht des Arbeitgebers an Personalunterlagen im Falle einer Kün-
digung besteht nicht. Ist eine persönliche Übergabe an den Arbeitnehmer gegen Über-
gabebestätigung am letzten Arbeitstag nicht möglich, hat der Arbeitgeber dem
Arbeitnehmer noch am selben Tag eine Mahnung auf dem Postweg zu senden, in der
er ihn zur Abholung auffordert. Der Arbeitnehmer kann auch erklären, dass ihm das
Arbeitsbuch per Post zugesandt werden soll. Erst in diesem Fall trägt der Arbeitgeber
keine Haftung wegen verzögerter Übergabe. Dem Arbeitgeber verbleibt damit zur
Durchsetzung möglicher Ansprüche gegenüber dem Arbeitnehmer unter Umständen
nur die teilweise oder vollständige Zurückbehaltung etwaig offener Beträge, die grund-
sätzlich an den Arbeitnehmer bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses zu zahlen wären.

Die Ausstellung eines Arbeitszeugnisses ist gesetzlich nicht geregelt. Gleichwohl
kommt dies in der Praxis teilweise vor. Ein Anspruch des Arbeitnehmers hierauf besteht
aber nicht.
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2. Abfindung

Die Abfindungszahlung im Kündigungsfalle ist in Russland gesetzlich geregelt. Um in
den Genuss einer Abfindung zu gelangen, muss i. d. R. nicht extra geklagt werden.
Abfindungszahlungen haben auch keine Auswirkung auf die Zahlung einer Sozialbei-
hilfe wegen vorübergehender Arbeitslosigkeit. Für Arbeitnehmer in Deutschland kann
dies durchaus problematisch sein. 

Die Höhe der Abfindung variiert nach Art. 178 ArbGB je nach Aufhebungsgrund. Ver-
weigert der Arbeitnehmer z. B. eine Versetzung o. ä., wird im Aufhebungsfall ein zwei-
wöchiges durchschnittliches Gehalt fällig. Die Spanne reicht bis zu zwei durch-
schnittlichen Monatsgehältern in Fällen der Liquidation und bei Stellen- oder Perso-
nalabbau (in Ausnahmefällen sogar bis zu drei Monatsgehälter). Die zwei Monatsge-
hälter beinhalten dabei einen reinen Abfindungsanspruch wegen Entlassung (ein
Monatsgehalt) und ggf. einen Anspruch auf das durchschnittliche Monatsgehalt, 
welches für längstens zwei Monate im Rahmen der Arbeitssuche gezahlt wird. Aller-
dings ist in letzterem Falle die gezahlte Abfindung wegen Entlassung anzurechnen,
so dass es – rechnerisch – insgesamt bei zwei Monatsgehältern verbleibt.

Leitende Angestellte, ihre Vertreter und Hauptbuchhalter erhalten eine Abfindung in
Höhe von mindestens drei durchschnittlichen Monatsgehältern.

E. Sonstige arbeitsrechtliche Verhältnisse

I. Nebenarbeitsverhältnis und Nebentätigkeit

Führt der Arbeitnehmer basierend auf einem weiteren Arbeitsvertrag Arbeiten in der
von der Hauptbeschäftigung freien Zeit aus, stellt dies eine Nebenbeschäftigung dar.
Der Abschluss solcher Nebenarbeitsverträge ist unbegrenzt möglich. Der Hauptarbeit-
geber ist auch nicht zwingend über eine bestehende Nebenbeschäftigung zu infor-
mieren. Die maximale Arbeitszeit im Rahmen einer Nebenbeschäftigung beträgt vier
Stunden täglich, es sei denn, es handelt sich um einen arbeitsfreien Tag im Rahmen
der Hauptbeschäftigung. Die maximal zulässige monatliche Gesamtarbeitszeit der Ne-
benbeschäftigung darf die Hälfte der Arbeitszeit nicht überschreiten, die gelten würde,
wenn die Beschäftigung regulär ausgeübt würde. Der Urlaub aus der Nebenbeschäf-
tigung wird zeitgleich mit dem Haupturlaub gewährt. Findet der Arbeitgeber des Ne-
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benbeschäftigungsverhältnisses einen anderen Arbeitnehmer, der die Arbeit als Haupt-
beschäftigung ausführen will, ist er zur Kündigung der Nebenbeschäftigung mit einer
Frist von zwei Wochen berechtigt.

Der Arbeitnehmer kann auch mit demselben Arbeitgeber mehrere Arbeitsverhältnisse
eingehen, sofern sie unterschiedliche Arbeiten betreffen. Dauer, Inhalt und Umfang
dieser Nebentätigkeiten werden vom Arbeitgeber mit schriftlicher Zustimmung des
Arbeitnehmers bestimmt. Die Nebentätigkeitsvereinbarung kann von jeder Partei vor-
zeitig mit einer Kündigungsfrist von drei Tagen beendet werden.

II. Sonstige Dienst- und Werkverträge, Auftrag

Arbeitgeber, die Personen auf Grundlage eines zivilrechtlichen Dienst- oder Werkver-
trages beschäftigen, sind von der Sozialversicherungspflicht befreit. Um Sozialversi-
cherungsbeiträge zu vermeiden, existiert daher eine Tendenz, andere Arten von
Verträgen zu schließen. Als solche kommen Dienst- und Werkverträge sowie der Auf-
trag in Betracht. Diese unterscheiden sich allerdings grundlegend vom Arbeitsvertrag.

Im Dienstvertrag sind Art, Umfang und Fristen der einzelnen Dienstleistungen im Ge-
gensatz zum Arbeitsvertrag näher zu bestimmen. Die Vergütung erfolgt nach fristge-
mäßer Ausführung der Leistungen (sog. Etappen). Im Gegensatz zum Arbeitsvertrag
stehen sich beim Dienstvertrag Auftraggeber und Auftragnehmer nicht in einem Über-
und Unterordnungsverhältnis, sondern gleichberechtigt gegenüber. Beide Parteien
können auch juristische Personen sein. Die Pflicht zur Erbringung der Dienstleistung
ist übertragbar. Dienstverträge sind in der Regel befristet, wohingegen Arbeitsverträge
nur in Ausnahmefällen befristet werden können.

Im Werkvertrag wird der Umfang der zu erbringenden Arbeit bestimmt. Die Herstel-
lung des Werkes kann oftmals vom Besteller nicht kontrolliert werden. Stattdessen ist
er zur Abnahme des ordnungsgemäß erstellten Werkes verpflichtet. Mit Zahlung der
Vergütung ist der Werkvertrag regelmäßig beendet. Auch hier stehen sich die Parteien
gleichberechtigt gegenüber. 

Der Auftrag wiederum ist nur entgeltlich, wenn dies gesetzlich vorgesehen ist. Er sieht
juristisch die Vornahme bestimmter Handlungen durch den Beauftragten vor. Die Aus-
führungen zum Werkvertrag sind im Übrigen übertragbar. 
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F. Arbeitsverhältnis bei Betriebsübergang

Hier kann auf die Ausführungen unter B.6. sowie D.VI. und VII. verwiesen werden.

G. Haftung des Arbeitnehmers und des Arbeitgebers für 
Schäden

I. Allgemeine Voraussetzungen

Das ArbGB sieht Regelungen zum Ersatz von Schäden vor, die bei der Wahrnehmung
oder im Zusammenhang mit einer Arbeitstätigkeit entstanden sind. Die Haftung für
Handlungen oder Unterlassungen außerhalb von Beschäftigungsverhältnissen ist in zi-
vilrechtlichen Bestimmungen geregelt. Daher wird z. B. entgangener Gewinn nicht er-
setzt. Eine Ausnahme besteht für leitende Angestellte. 

Haftungsvoraussetzung des Arbeitgebers oder Arbeitnehmers ist, dass ein Arbeitsver-
trag vorliegt oder zum Zeitpunkt des Schadeneintritts vorlag. Als Ausprägung des
Über- und Unterordnungsverhältnisses zwischen den Parteien des Arbeitsverhältnisses
unterliegt der Arbeitnehmer im Gegensatz zum Arbeitgeber nur einer begrenzten Haf-
tung. Haftungsbestimmungen können auch im Arbeitsvertrag oder anderen Rechts-
akten enthalten sein, dürfen aber keine schlechteren Bestimmungen als die des ArbGB
beinhalten. 

Zu ersetzen ist im Arbeitsrecht der direkte tatsächliche Schaden. Dieser umfasst die
Vermögensreduzierung infolge von Verlust, Verschlechterung oder Minderung sowie
die Wiederherstellungs- bzw. Wiederbeschaffungskosten. 

Für den Eintritt der Haftung ist es unerheblich, ob die maßgebliche rechtswidrige
Handlung bzw. Unterlassung vorsätzlich oder fahrlässig war. Dies ist ggf. erst bei der
Bestimmung der Höhe des Schadensersatzes relevant. Eine Haftung scheidet aus,
wenn die betreffende Person die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewandt, sowie
sämtliche Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflich-
ten und zur Vorbeugung eines Schadens ergriffen hat. Dieser Grundsatz des Zivilrechts
wird mangels eigenständiger Regelung im Arbeitsrecht entsprechend angewandt. 
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II. Arbeitgeberhaftung

Die Schadensersatzpflicht des Arbeitgebers umfasst den Ersatz des materiellen Scha-
dens des Arbeitnehmers wegen Verletzung seines Rechts auf Arbeit, wegen Verletzung
seiner Rechte auf Arbeits- und Gesundheitsschutz und wegen Verletzung sonstiger
Rechte des Arbeitnehmers.

1. Verletzung des Rechts auf Arbeit

Der Arbeitgeber ist zum Ersatz des entgangenen Arbeitsentgelts verpflichtet, sofern
der Arbeitnehmer an der Ausübung seiner Beschäftigung rechtswidrig gehindert war.
Dies betrifft sowohl die Nichtannahme der angebotenen Arbeitsleistung des Arbeit-
nehmers infolge einer unrechtmäßigen Suspension, Kündigung, Versetzung an eine
andere Art von Arbeit oder Nichtbefolgung einer Entscheidung oder Anordnung zur
Wiederanstellung (Annahmeverzug) durch den Arbeitgeber selbst. Andererseits betrifft
dies Fälle, in denen der Arbeitnehmer an der Erbringung seiner Arbeitsleistungen ge-
genüber anderen Arbeitgebern verhindert war, z. B. wegen einer verzögerten Heraus-
gabe des Arbeitsbuches oder Eintragungen im Arbeitsbuch, die nicht mit dem
gesetzlichen Wortlaut übereinstimmen. 

Der Arbeitgeber ist zur Zahlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts für den Zeit-
raum verpflichtet, in dem der Arbeitnehmer an der Ausübung seiner Beschäftigung
bei ihm selbst oder dem neuen Arbeitgeber gehindert war (Verdienstausfall). Hat der
Arbeitnehmer in dieser Zeit nur ein Entgelt erhalten, das geringer als das ihm recht-
mäßig zustehende war, ist die Differenz zu zahlen. Die Beweislast für die Schadens-
höhe trägt der Arbeitnehmer. 

2. Ersatz des materiellen Schadens

Der Arbeitgeber ist auf Antrag des Arbeitnehmers zum vollständigen Ersatz eines Scha-
dens verpflichtet, der dem Vermögen des Arbeitnehmers zugefügt wurde. Beruht der
Vermögensschaden auf Verstößen des Arbeitgebers gegen Arbeitsschutzpflichten,
wird die Schuld des Arbeitgebers vermutet. Er haftet lediglich dann nicht, wenn der
Schaden durch andere Arbeitnehmer oder Dritte zugefügt wurde. Eine Ausnahme
hiervon bilden mangelnde Zugangskontrollen des Arbeitgebers, die es einem Dritten
ermöglichen, auf Vermögensgegenstände des Arbeitnehmers zuzugreifen. Die Höhe
des Schadensersatzes beurteilt sich nach den örtlichen Marktpreisen. 
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3. Verspätete Zahlung von Arbeitsentgelt

Wird Arbeitsentgelt (Lohn, Gehalt, Zulagen, Abfindungen) nicht fristgemäß an den
Arbeitnehmer gezahlt, ist der Arbeitgeber verschuldensunabhängig zur Verzinsung
verpflichtet. Die Zinsen betragen pro Verzugstag mindestens 1/300 des geltenden Re-
finanzierungssatzes der Zentralbank der RF und sind dem Arbeitnehmer unaufgefor-
dert auszuzahlen. Kommt der Arbeitgeber mit der Entgeltzahlung für mehr als 15 Tage
in Verzug, ist der Arbeitnehmer nach schriftlicher Ankündigung berechtigt, die Arbeit
bis zur tatsächlichen Zahlung niederzulegen. Dies gilt nicht für bestimmte Arbeitneh-
mergruppen, wie z. B. staatliche Angestellte.

4. Ersatz immateriellen Schadens

Immaterielle Schäden (seelische oder körperliche Schmerzen) sind durch den Arbeit-
geber in Geld zu ersetzen (Schmerzensgeld). Die Höhe des zu ersetzenden Schadens
wird nach Vereinbarung der Parteien unter Berücksichtigung des Umfangs der zuge-
fügten Schmerzen, des Verschuldens des Arbeitgebers sowie anderer Umstände be-
stimmt. Finden die Parteien keine Einigung, kann die Entscheidung an ein Gericht
übertragen werden.

III. Arbeitnehmerhaftung

Es bestehen drei Formen der Arbeitnehmerhaftung – die beschränkte Haftung, die in-
dividuelle und die kollektive volle Haftung. 

Im Falle einer beschränkten Haftung ist die Höhe des Schadensersatzes auf das durch-
schnittliche monatliche Entgelt des Arbeitnehmers beschränkt. Der Arbeitgeber kann
daher keinen darüber hinausgehenden Schaden geltend machen. Diese Haftung ist
zwar nicht ausdrücklich gesetzlich geregelt. Sie gilt im Umkehrschluss aber immer
dann, wenn per Gesetz keine volle Haftung bestimmt ist. 

Eine individuelle volle Haftung für den gesamten Schaden des Arbeitgebers ist nur in
den gesetzlich vorgesehenen Fällen und nur bei volljährigen Arbeitnehmern zulässig.
Dies sind vor allem Fälle der vorsätzlichen Schädigung sowie der Verursachung eines
Schadens im alkoholisierten oder sonstigen Rauschzustand. Hierzu gehören aber auch
Schäden, die auf einer strafbaren oder ordnungswidrigen Handlung beruhen, und die
als solche von einem Gericht festgestellt wurde. Weiterhin tritt die volle Haftung bei
Verlust von anvertrauten Wertgegenständen sowie der Weitergabe von gesetzlich ge-
schützten Geheimnissen ein (einschließlich von Betriebsgeheimnissen).
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Die individuelle volle Haftung kann im Arbeitsvertrag mit leitenden Angestellten, ihren
Vertretern und dem Hauptbuchhalter ausdrücklich vorgesehen werden. Unterneh-
mensleiter haften dem Arbeitgeber voll für Schäden, die dem Unternehmen zugefügt
wurden.

Eine kollektive volle Haftung von Arbeitnehmern kommt in Betracht, wenn Arbeit-
nehmer gemeinsam Geld- und Sachwerte oder anderes Vermögen nutzen oder ver-
walten (Kassierer, Verkäufer, Lagerverwalter u. a.). Eine weitere Voraussetzung ist, dass
eine Abgrenzung der Haftung der einzelnen Arbeitnehmer in solchen Fällen unmöglich
sein muss. Grundlage für die Haftung ist ein entsprechender Vertrag zwischen Arbeit-
geber und den Mitgliedern des betreffenden Kollektivs. Ein Mitglied haftet dann nicht,
wenn es seine Unschuld beweisen kann.

Eine Haftung des Arbeitnehmers ist bei Eintritt von Umständen höherer Gewalt, Not-
stand und Notwehr ausgeschlossen. Der gesetzlich vorgesehene Katalog ist nicht ab-
schließend und kann daher durch andere Bestimmungen erweitert werden.

Beträgt der vom Arbeitnehmer verursachte Schaden weniger als ein durchschnittliches
Monatsentgelt, kann der Arbeitgeber im außergerichtlichen Verfahren die Einbehal-
tung anordnen. Hierfür besteht eine Frist von einem Monat ab Feststellung der Höhe
des zu ersetzenden Schadens. Übersteigt die Höhe des Schadens das durchschnittliche
Arbeitsentgelt des Arbeitnehmers, zahlt er den Schadensersatz nicht freiwillig oder ist
die genannte Monatsfrist abgelaufen, ist die Angelegenheit einem Gericht zur Ent-
scheidung vorzulegen.

H. Besonderer Schutz bestimmter Arbeitnehmergruppen –
Frauen und Personen mit besonderen familiären Verpflich-
tungen, Jugendliche und Arbeitnehmer mit Behinderung

I. Schutz von Frauen und Personen mit besonderen familiären Verpflich-
tungen

1. Schutz von schwangeren Frauen und Müttern

Es besteht ein generelles Verbot zur Beschäftigung von Frauen in gesundheitsschädli-
cher Umwelt, mit Schwerstarbeit sowie unterirdischen Arbeiten. Auch die Übertragung
von Arbeiten, die das Heben und Verschieben von Gegenständen beinhalten, die die
für Frauen maximal zulässigen Normen übersteigen, ist unzulässig.
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Auf Antrag oder auf Grundlage eines medizinischen Gutachtens kann eine schwan-
gere Arbeitnehmerin an eine andere Art von Arbeit versetzt werden. Der ihr zuste-
hende Anspruch auf Arbeitsentgelt in Höhe ihres durchschnittlichen Arbeitsentgelts
bleibt dabei bestehen. Kann die Versetzung an eine andere Arbeit ohne gesundheits-
schädliche Faktoren nicht sofort erfolgen, ist die Schwangere von ihrer Arbeit freizu-
stellen. 

Müttern mit Kindern bis zu 1,5 Jahre, die ihre bisherige Arbeit nicht oder nur unter
erschwerten Bedingungen ausführen können, kann auf ihren Antrag hin eine andere
Art von Arbeit zugewiesen werden. Die Höhe des Arbeitsentgelts bleibt dabei unver-
ändert.

2. Urlaub und zusätzliche Garantien

Jeweils bis zur Dauer von 70 Kalendertagen wird Schwangerschafts- und Entbindungs-
urlaub vor und nach der Geburt gewährt. Grundlage dafür ist ein Antrag der Arbeit-
nehmerin und die Vorlage einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung. Bestehender
Jahresurlaub wird nicht angerechnet (zur Zahlung von Beihilfen vgl. oben unter
C.VI.2.).

Erziehungsurlaub wird Müttern, die Mitglied der gesetzlichen Pflichtversicherung
wegen vorübergehender Arbeitsunfähigkeit und bei Mutterschaft (Sozialversicherung)
sind, auf Antrag für die Dauer von bis zu drei Jahren gewährt. Der Erziehungsurlaub
kann aber auch ganz oder teilweise vom Vater oder einer anderen Person genommen
werden, die die Kindeserziehung wahrnimmt. Während des Erziehungsurlaubs bleibt
der Anspruch auf den Arbeitsplatz erhalten. Ein Anspruch auf Zahlung von Beihilfen
wegen Erziehungsurlaubs besteht bis zum Alter von 1,5 Jahren in Höhe von 40 Prozent
des Durchschnittsentgelts, sofern die Mutter Mitglied der oben genannten gesetzli-
chen Pflichtversicherung ist. Nach Erreichen des Alters von 2,5 Jahren wird ein Kin-
dergeld gezahlt, dessen Höhe von den Subjekten der RF festgelegt wird.

Stillenden Müttern mit Kindern unter 1,5 Jahre werden zusätzliche Stillpausen von
mindestens 30 Minuten gewährt.

Schwangere Frauen dürfen nicht zu Dienstreisen verpflichtet oder zur Arbeit außerhalb
der regulären Arbeitszeiten herangezogen werden. Gleiches gilt für Mütter von Kin-
dern unter drei Jahren, wenn sie dem nicht schriftlich zustimmen. Sie sind aber aus-
drücklich darüber zu belehren, dass sie die Anordnung des Arbeitgebers ablehnen
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können. Gleiches gilt für alleinerziehende Eltern mit Kindern unter fünf Jahren sowie
für Arbeitnehmer, die Kinder mit Behinderung erziehen oder nachweislich ein krankes
Familienmitglied pflegen.

Die Beendigung eines Arbeitsvertrages mit schwangeren Frauen und Personen mit be-
sonderen familiären Pflichten (Mütter mit Kindern unter drei Jahren, alleinerziehende
Eltern mit Kindern unter 14 Jahren oder behinderten Kindern unter 18 Jahren) ist mit
Ausnahme von Liquidationsfällen unzulässig. Endet ein befristeter Arbeitsvertrag in
der Zeit der Schwangerschaft, ist die Dauer auf Antrag der Arbeitnehmerin bis zum
Ende der Schwangerschaft zu verlängern.

Schwangere Frauen sind verpflichtet, dem Arbeitgeber auf Anfrage ein ärztliches At-
test über das Fortbestehen der Schwangerschaft vorzulegen. Die Vorlage eines solchen
Attests kann aber maximal einmal pro Quartal verlangt werden.

II. Schutz von Jugendlichen und behinderten Arbeitnehmern

1. Schutz von Jugendlichen 

Arbeitnehmer unter 18 Jahren müssen vor ihrer Einstellung zwingend medizinisch un-
tersucht werden. Diese Untersuchung ist jährlich zu wiederholen. Jugendliche haben
einen Urlaubsanspruch von 31 Kalendertagen. Er ist in dem von ihnen gewünschten
Zeitraum zu gewähren.

Jugendliche dürfen nicht zur Arbeit in gesundheitsschädlicher Umwelt, zu unterirdi-
schen Arbeiten oder Arbeiten herangezogen werden, die zur Gefährdung der Ge-
sundheit oder der moralischen Entwicklung führen können (z. B. in Nachtclubs oder
zu Produktion und Transport von Alkohol und Tabakwaren). Gleiches gilt für Dienst-
reisen und Arbeiten außerhalb der regulären Arbeitszeit. Ausnahmen bestehen hier
lediglich für Mitarbeiter von Massenmedien, Film-, Theater- und sonstigen Kulturein-
richtungen.

Die Beendigung eines Arbeitsvertrages auf Initiative des Arbeitgebers ist nur mit Zu-
stimmung der staatlichen Arbeitsinspektion und der Kommission für Angelegenheiten
von Minderjährigen zulässig. Eine Ausnahme besteht nur im Falle der Liquidation des
Unternehmens.
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2. Schutz von behinderten Arbeitnehmern

Zur Sicherung der Beschäftigung von behinderten Arbeitnehmern sind gesetzlich fest-
gelegte Quoten eingeführt worden (Föderales Gesetz vom 24.11.1995 Nr. 181-FZ
„Über den sozialen Schutz der behinderten Personen in der RF“). In Unternehmen, in
denen unabhängig von ihrer Organisationsform mehr als 100 Arbeitnehmer beschäf-
tigt werden, beträgt die Quote zur Einstellung behinderter Personen 2–4 Prozent der
Gesamtbeschäftigtenzahl. 

Die Heranziehung von behinderten Arbeitnehmern zu Überstunden, Feiertags- und
Nachtarbeit ist nur mit ihrer ausdrücklichen Zustimmung zulässig, sofern die Behin-
derung dem nicht entgegensteht. Die Arbeitsbedingungen am Arbeitsplatz behinder-
ter Arbeitnehmer müssen dem individuellen Rehabilitationsprogramm entsprechen,
welches vom Staatlichen Dienst für medizinisch-soziale Expertise festgelegt wurde.
Der Arbeitgeber kann den behinderten Arbeitnehmer mit seiner Zustimmung auf
Grundlage eines medizinischen Gutachtens an eine andere Art von Arbeit versetzen,
die seinem Gesundheitszustand entspricht.

Behinderte Arbeitnehmer haben Anspruch auf bezahlten Urlaub in Höhe von 30 Ka-
lendertagen sowie Anspruch auf unbezahlten Urlaub in Höhe von 60 Kalendertagen. 
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§ 2 Kollektivarbeitsrecht

Das Kollektivarbeitsrecht wird in Russland als Soziale Partnerschaft bezeichnet. Nach
Art. 23 ArbGB stellt die Soziale Partnerschaft ein System der gegenseitigen Beziehun-
gen zwischen Arbeitnehmern (Arbeitnehmervertretern), Arbeitgebern (Arbeitgeber-
vertretern), Staatsorganen und Organen der kommunalen Selbstverwaltung dar, das
die Harmonisierung arbeitsrechtlicher Interessen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern
gewährleisten soll.

A. Allgemeines

Das ArbGB unterscheidet zwischen den Parteien und den Beteiligten der Sozialen Part-
nerschaft. Parteien der Sozialen Partnerschaft sind Arbeitnehmer und Arbeitgeber.
Sonstige Beteiligte der Sozialen Partnerschaft können Staatsorgane und Organe der
kommunalen Selbstverwaltung sein. Ausgenommen sind die Fälle, in denen sie selbst
als Arbeitgeber oder Arbeitgebervertreter handeln. 

Arbeitnehmervertreter in der Sozialen Partnerschaft sind Gewerkschaften und ihre
Vereinigungen. Die Interessen der Arbeitnehmer in einem Unternehmen vertritt die
betriebliche Arbeitnehmervertretung. Ist eine solche Vertretung in einem Unternehmen
nicht vorhanden oder vereint sie weniger als die Hälfte der Arbeitnehmer, sind die Ar-
beitnehmer berechtigt, in einer allgemeinen Versammlung diese Vertretung oder einen
anderen Vertreter mit der Wahrnehmung ihrer Rechte zu beauftragen.

Arbeitgebervertreter in der Sozialen Partnerschaft sind der Unternehmensleiter oder
die von ihm bevollmächtigten Personen.

Das System der Sozialen Partnerschaft besteht auf föderaler, regionaler und territorialer
Ebene sowie in Gewerbebranchen und in einzelnen Betrieben als unterste Ebene.

Das ArbGB bildet die Rechtsgrundlage der Sozialen Partnerschaft. Ihre grundlegenden
Prinzipien sind:

– Gleichberechtigung der Parteien,
– Gegenseitiges Interesse an der Beteiligung an Vertragsverhandlungen,
– Mitwirkung des Staates bei der demokratischen Entwicklung und Stärkung der So-

zialen Partnerschaft,
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– Bevollmächtigung der Vertreter der jeweiligen Partei,
– Freies Wahlrecht bzgl. der zu verhandelnden arbeitsrechtlichen Fragen,
– Freiwilligkeit der Parteien, Verpflichtungen einzugehen,
– Verbindlichkeit der von den Parteien eingegangenen Verpflichtungen,
– Kontrolle der Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen.

Die Soziale Partnerschaft besteht in folgenden Formen:

– kollektive Verhandlungen zur Vorbereitung und zum Abschluss von Kollektivver-
trägen und Vereinbarungen,

– gegenseitige Konsultationen zur Regelung von arbeitsrechtlichen und anderen mit
ihnen unmittelbar verbundenen Verhältnissen, zur Gewährleistung von Arbeits-
rechtsgarantien der Arbeitnehmer und zur Verbesserung der Arbeitsrechtsgesetz-
gebung,

– Beteiligung der Arbeitnehmer und ihrer Vertreter an der Unternehmensführung,
– Beteiligung der Arbeitnehmer und der Arbeitgebervertreter an der Beilegung von

arbeitsrechtlichen Streitigkeiten.

Zur Regelung sozialarbeitsrechtlicher Verhältnisse können die Parteien aus ihren be-
vollmächtigten Vertretern zwei- oder dreiseitige Kommissionen bilden. Dabei ist das
Prinzip der Gleichberechtigung zu beachten. Auf der föderalen Ebene wurde die sog.
Dreiseitige Kommission der RF zur Regelung von sozialarbeitsrechtlichen Verhältnissen
eingerichtet, die auf ständiger Basis agiert und deren Tätigkeit das Föderale Gesetz
der RF vom 01.05.1999 Nr. 92-FZ „Über die Dreiseitige Kommission der RF zur Re-
gelung sozialarbeitsrechtlicher Verhältnisse“ regelt. Die Mitglieder der Dreiseitigen
Kommission der RF sind Vertreter aus föderalen Gewerkschaftsvereinigungen, Arbeit-
gebervereinigungen sowie der Regierung der RF. Die Bildung dreiseitiger Kommissio-
nen ist aber auch auf allen anderen Ebenen der Sozialen Partnerschaft zulässig.

Die Staatsorgane und die Subjekte der RF sowie Organe der kommunalen Selbstver-
waltung sind verpflichtet, die Mitwirkung dieser Kommissionen und, wenn diese nicht
gebildet wurden, die Mitwirkung von Gewerkschaften, ihren Vereinigungen und Ar-
beitgebervereinigungen bei der Ausarbeitung und Besprechung von Gesetzesentwür-
fen, sozialwirtschaftlichen Programmen und anderen arbeitsrechtlichen Vorschriften
zu gewährleisten. Entsprechende Entwürfe sind den Kommissionen oder den mitwir-
kenden Vereinigungen vorzulegen. Ihre Stellungnahmen sind im Gesetzgebungsver-
fahren zu beachten.
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B. Die Organisationen der Arbeitnehmer

I. Gewerkschaften

1. Allgemeines

Die Gewerkschaft ist eine freiwillige Vereinigung von natürlichen Personen, die durch
gemeinsame gewerbliche und berufliche Interessen zum Zwecke der Vertretung und
Verteidigung ihrer Arbeitnehmerrechte und Interessen verbunden sind. Gewerkschaf-
ten sind mitgliedschaftlich organisiert. Mitglied einer Gewerkschaft kann jede na-
türliche Person sein, die das Mindestalter von 14 Jahren erreicht hat und einer Arbeits-
tätigkeit nachgeht.

2. Stellung und Struktur der Gewerkschaften in Russland

In Russland ist die Struktur der Gewerkschaften entweder territorial oder gewerblich
geprägt. Es gibt dementsprechend russlandweite, regionale, branchenspezifische u. ä.
Gewerkschaftsvereinigungen. Als kleinste Form gilt die betriebliche Gewerkschaft,
welche in der Regel die Gewerkschaftsmitglieder nur eines Unternehmens oder einer
Organisation unabhängig von deren Eigentumsform vereinigt. Rechtsgrundlage für
das Gewerkschaftshandeln sind Bestimmungen, die auf Grund der Betriebssatzungen
oder auf Grundlage von Allgemeinbestimmungen der jeweiligen Gewerkschaft über
die betriebliche Arbeitnehmervertretung erlassen wurden. Die Struktur unterscheidet
sich damit erheblich von den Gewerkschaftsformen, die in Deutschland bestehen.

Die Gewerkschaften sind unabhängig. Eine Einmischung in die Tätigkeit der Gewerk-
schaften durch Staatsorgane, Organe der kommunalen Selbstverwaltung und andere
Amtsträger, die zu einer Beschränkung der gewerkschaftlichen Rechte führt oder sie
in ihrer rechtmäßigen Tätigkeit behindert, ist daher unzulässig.

Die Gewerkschaften geben sich eine Satzung, die ihre innere Struktur und Tätigkeit
regelt.

Die Rechtsfähigkeit einer Gewerkschaft als eine juristische Person entsteht mit ihrer
staatlichen Registrierung im Justizministerium der RF oder einem territorialen Organ
des Justizministeriums. Die Registrierung ist jedoch nicht verpflichtend.
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II. Andere Arbeitnehmervertreter

Sind die Arbeitnehmer eines Unternehmens nicht in einer betrieblichen Arbeitneh-
mervertretung vereinigt, können die Arbeitnehmer auf einer allgemeinen Versamm-
lung mittels geheimer Wahl einen Vertretungsberechtigten wählen. Dies kann sowohl
eine natürliche Person als auch ein Organ sein. Gleiches gilt, wenn die betriebliche
Arbeitnehmervertretung weniger als die Hälfte der Arbeitnehmer vereinigt und nicht
zur Vertretung aller Arbeitnehmer im Rahmen der Sozialen Partnerschaft auf der be-
trieblichen Ebene bevollmächtigt ist.

Betriebsräte nach deutschem Muster sind in Russland bei weitem nicht so ausgeprägt.
Die Mitbestimmung der Arbeitnehmervertretung in größeren Unternehmen wird in
der Regel durch die betrieblichen Gewerkschaften ausgeübt.

C. Rechte der Gewerkschaften – Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer

Die wesentlichen Rechte der Gewerkschaften sind in Teil II des Föderalen Gesetzes der
RF vom 12.01.1996 Nr. 10-FZ „Über die Gewerkschaften, ihre Rechte und Garantien
ihrer Tätigkeit“ geregelt.

Die Gewerkschaften:

– nehmen zu den Gesetzesentwürfen und anderen geplanten Arbeitsrechtsakten
Stellung,

– beteiligen sich an der Ausarbeitung von staatlichen Beschäftigungsprogrammen,
– müssen über die anstehenden Produktions- und Personalkürzungen informiert wer-

den. In gesetzlich vorgesehenen Fällen ist die Entlassung eines Arbeitnehmers, der
Mitglied einer Gewerkschaft ist, nur unter Berücksichtigung der Meinung der Ge-
werkschaft zulässig,

– führen kollektive Verhandlungen und schließen im Namen der Arbeitnehmer Kol-
lektivverträge und Vereinbarungen ab und führen die Aufsicht über ihre Ausfüh-
rung,

– sind berechtigt, an der Beilegung kollektiver arbeitsrechtlicher Streitigkeiten teilzu-
nehmen,

– sind berechtigt, Streiks, Versammlungen, Kundgebungen, Straßenzüge, Demons-
trationen und andere kollektive Handlungen zu organisieren und durchzuführen,
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– beteiligen sich an der Verwaltung der staatlichen Versicherungsfonds,
– haben gegenüber Staats- und Unternehmensorganen ein Recht auf Information

über arbeitsrechtliche Fragen im Rahmen der Sozialen Partnerschaft,
– haben das Recht zur gewerkschaftlichen Aufsicht über die Einhaltung der arbeits-

rechtlichen Gesetzgebung und können zu diesem Zweck, insbesondere der Über-
prüfung der Gesetzesmäßigkeit von Arbeitsbedingungen, auch eigene
Arbeitsinspektionen einrichten.

D. Die Organisationen der Arbeitgeber

Eine Arbeitgebervereinigung ist eine nichtkommerzielle Vereinigung, die auf freiwilliger
Basis die Arbeitgeber zur Vertretung ihrer Interessen und der Wahrnehmung ihrer
Rechte im Verhältnis zu Gewerkschaften, Staatsorganen und Organen der kommu-
nalen Selbstverwaltung vereinigt.

Die Interessenvertretung des Arbeitgebers bei kollektiven Verhandlungen, dem Ab-
schluss oder der Änderung von Kollektivverträgen sowie bei der Beilegung von kol-
lektiven Arbeitsstreitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern wird vom
Unternehmensleiter, dem Einzelkaufmann (Individueller Unternehmer) in seiner Eigen-
schaft als Arbeitgeber oder durch ihre bevollmächtigten Vertreter wahrgenommen.

Arbeitgebervertreter können auch föderale und andere staatliche oder kommunale
Exekutivorgane sein, sofern es sich dabei um föderale staatliche Einrichtungen, staat-
liche Einrichtungen der Subjekte der RF, kommunale Einrichtungen und andere Orga-
nisationen handelt, die aus dem Staatsbudget finanziert werden.

E. Kollektivverträge und Kollektivvereinbarungen

I. Kollektivverträge

1. Begriff des Kollektivvertrages

Der Kollektivvertrag ist ein Rechtsakt, der sozialarbeitsrechtliche Verhältnisse in einem
Betrieb regelt und zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern geschlossen wird. Der
Kollektivvertrag spiegelt die Interessen der Arbeitnehmer und des Arbeitgebers wieder.
Darüber hinaus ist er ein Akt der bewussten Zusammenarbeit der Arbeitnehmer und
des Arbeitgebers im konkreten Betrieb. Seine Normen bilden eine Quelle des betriebs-
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internen Arbeitsrechts. Ein Kollektivvertrag kann sowohl für den ganzen Betrieb, als
auch für einzelne Filialen, Vertretungen und andere abgesonderte Organisationsein-
heiten geschlossen werden.

2. Parteien und Abschluss des Kollektivvertrages

Parteien eines Kollektivvertrages sind Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Die Bestimmun-
gen des Kollektivvertrages sind für die Parteien bindend. Die Rechtsstellung der Ar-
beitnehmer darf durch Abschluss eines Kollektivvertrages nicht verschlechtert werden,
anderenfalls ist er unwirksam.

Die geltende Gesetzgebung sieht ein obligatorisches Verfahren für die Ausarbeitung
und den Abschluss von Kollektivverträgen vor, dessen Einzelheiten von den Parteien
näher bestimmt werden können. Am Anfang dieses Verfahrens steht die Durchfüh-
rung von kollektiven Verhandlungen. Dabei ist jede Partei berechtigt, kollektive Ver-
handlungen mittels Antrag zu initiieren. Die andere Partei ist verpflichtet, innerhalb
von sieben Tagen in die kollektiven Verhandlungen einzutreten. Sie hat dabei ihre Vor-
schläge zur Besetzung der Verhandlungskommission sowie zu Datum und Zeit ihrer
Arbeit zu unterbreiten.

Die Kommission bestimmt dann die Einzelheiten des Verfahrens zur Ausarbeitung und
zum Abschluss des Kollektivvertrages. Diese Verfahrensbestimmungen sind für die Par-
teien verbindlich. Kommen die Parteien innerhalb von drei Monaten nach Aufnahme
der kollektiven Verhandlungen zu keiner Gesamteinigung, sind die Parteien verpflich-
tet, zumindest zu den konsensualen Bereichen einen Kollektivvertrag zu schließen.
Gleichzeitig wird ein Protokoll zu den noch streitigen Fragen aufgestellt. Bis zur Un-
terzeichnung des Kollektivvertrages können die streitigen Fragen Gegenstand weiterer
Verhandlungen zwischen den Parteien sein. Die Parteien entscheiden über das weitere
Verfahren zur Beilegung der fortbestehenden offenen Fragen. Kommen die Parteien
nicht zu einer Einigung oder stimmt der Arbeitgeber einer Verlängerung der kollektiven
Verhandlungen nicht zu, ist ein Schlichtungsverfahren durchzuführen.

3. Inhalt und Struktur des Kollektivvertrages

Inhalt und Struktur des Kollektivvertrages werden von den Parteien bestimmt. Er kann
Regelungen zu folgenden Fragen enthalten:
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– Formen, System und Höhe des Arbeitsentgelts,
– Zahlung von Zuschüssen und Kompensationen,
– Verfahren zur Anpassung des Arbeitsentgelts an die Inflationsrate, Preissteigerun-

gen, Erfüllung von im Kollektivvertrag vorgesehenen Arbeitsnormen,
– Beschäftigung und Umschulung der Arbeitnehmer, Entlassungsbedingungen,
– Arbeitszeiten und Erholungspausen, einschließlich der Dauer des Erholungsurlaubs,
– Verbesserung der Arbeitsbedingungen und des Arbeitsschutzes der Arbeitnehmer,

u. a. von Frauen und Jugendlichen,
– Berücksichtigung der Interessen der Arbeitnehmer bei der Privatisierung des Un-

ternehmens,
– Umweltverträglichkeit und Gesundheitsschutz während der Produktion,
– Garantien und Zulagen für Arbeitnehmer, die sich neben der Arbeit weiterbilden,
– Aufsicht über die Einhaltung des Kollektivvertrages, Verfahren bei der Aufnahme

von Änderungen und Zusätzen in den Kollektivvertrag, Haftung der Parteien, Ge-
währleistung normaler Bedingungen für die Tätigkeit der Arbeitnehmervertreter,

– Verzicht auf das Streikrecht im Falle der Erfüllung bestimmter Bedingungen des
Kollektivvertrages sowie

– sonstige Fragen.

Gesetzliche Vorschriften können im Einzelfall weitere Bedingungen vorsehen, die in
den Kollektivvertrag aufzunehmen sind. So verweisen mehrere Artikel des ArbGB un-
mittelbar auf die Regelungen des Kollektivvertrages (Art. 135 zur Bestimmung des Ar-
beitsentgeltes, Art. 144 zu stimulierenden Zahlungen, Art. 178 zur Erweiterung von
Fällen, in denen Abfindungen bei Entlassungen zu zahlen sind usw.).

4. Geltung des Kollektivvertrages

Der Kollektivvertrag wird für maximal drei Jahre geschlossen. Die Parteien sind berech-
tigt, den Kollektivvertrag um maximal weitere drei Jahre zu verlängern.

In den persönlichen Anwendungsbereich des Kollektivvertrages fallen alle Arbeitneh-
mer des jeweiligen Unternehmens, der Filialen, Vertretungen oder anderen abgeson-
derten Organisationseinheiten. Der Kollektivvertrag gilt auch für Personen, die erst
nach Abschluss des Kollektivvertrages eine Beschäftigung in dem Unternehmen auf-
nehmen. Eine Änderung der Unternehmensbezeichnung oder der Wechsel des Un-
ternehmensleiters haben keine Auswirkungen auf die Gültigkeit des Kollektivvertrages.
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Im Falle einer Restrukturierung oder Liquidation des Betriebes gilt der Kollektivvertrag
während der Gesamtdauer der Restrukturierung bzw. Liquidation fort. Bei einem Ei-
gentümerwechsel bleibt der Kollektivvertrag für die Dauer von drei Monaten nach
Übergang des Eigentums gültig. In diesen Fällen ist jede Partei berechtigt, den Ab-
schluss eines neuen Kollektivvertrages oder die Verlängerung der Geltungsdauer des
bestehenden Kollektivvertrages bis zu einer Dauer von weiteren drei Jahren zu bean-
tragen.

Besondere Regeln gelten für Unternehmen, die privatisiert werden. Offene Aktienge-
sellschaften, die durch die Privatisierung staatlicher Einheitsunternehmen entstehen,
müssen die Bestimmungen des bestehenden Kollektivvertrages befolgen und haften
für deren Einhaltung. Drei Monate nach der staatlichen Registrierung der offenen Ak-
tiengesellschaft sind ihre Arbeitnehmer (Arbeitnehmervertreter), der Direktorenrat
(Aufsichtsrat) oder ein anderes Exekutivorgan der Gesellschaft berechtigt, Verhand-
lungen zum bestehenden Kollektivvertrag aufzunehmen oder einen neuen Kollektiv-
vertrag abzuschließen.

II. Kollektivvereinbarungen – Tarifrecht

1. Begriff der kollektiven Vereinbarung

Die kollektive Vereinbarung ist nach ihrer Legaldefinition ein Rechtsakt, der allgemeine
Prinzipien zur Regelung von sozialarbeitsrechtlichen Verhältnissen und der mit ihnen
verbundenen wirtschaftlichen Verhältnissen aufstellt und zwischen Arbeitgeber- und
Arbeitnehmervertretern geschlossen wird. Sie stellt in Russland die neueste Form von
Verträgen dar, die über der Betriebsebene geschlossen werden. Die Vereinbarung kann
zwei- oder dreiseitig sein.

Die Vereinbarung muss, so wie der Kollektivvertrag, den gesetzlichen Anforderungen
des Arbeitsrechts und insbesondere den arbeitsrechtlichen Grundsätzen entsprechen.
Das Ziel der Kollektivvereinbarung ist die Einführung allgemeiner Prinzipien zur Rege-
lung von sozialarbeitsrechtlichen Verhältnissen auf föderaler, regionaler oder bran-
chenspezifischer Ebene. So legt eine Kollektivvereinbarung etwa die allgemeinen
Grundsätze der Zahlung von Arbeitsentgelt, Arbeitsgarantien und Ermäßigungen für
die Arbeitnehmer fest.
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2. Verfahren und Abschluss der Vereinbarung

Wie auch beim Kollektivvertrag stehen am Anfang des Verfahrens zum Abschluss der
Vereinbarung kollektive Verhandlungen und die Einrichtung einer entsprechenden
Kommission. Die Kommission legt formell das Verfahren, die Frist für die Ausarbeitung
und für den Abschluss der Vereinbarung fest.

Der Abschluss und die Änderung von Vereinbarungen, die mit einer Budgetfinanzie-
rung verbunden sind, erfolgen im Allgemeinen vor der Ausarbeitung des Budgetplans
für das entsprechende Finanzjahr. Kollektiv- und Tarifvereinbarungen für Branchen,
deren Betriebe aus dem föderalen Budget finanziert werden, müssen daher grund-
sätzlich geschlossen werden, bevor der Gesetzentwurf zum föderalen Budget für das
kommende Finanzjahr in die Staatsduma der RF eingereicht wird.

3. Inhalt und Struktur der Vereinbarungen

Inhalt und Struktur der Vereinbarung werden von den Parteien frei bestimmt. Eine
Schlechterstellung der Arbeitnehmer durch die Kollektivvereinbarung ist ausgeschlos-
sen. Folgende Fragen können im Rahmen einer Vereinbarung verhandelt werden:

– Arbeitsentgelt,
– Arbeitsbedingungen und Arbeitsschutz,
– Arbeits- und Erholungszeiten,
– Entwicklung der Sozialen Partnerschaft sowie
– sonstige Fragen.

Bezüglich des Inhalts der Vereinbarung sind jedoch die gesetzlichen Zuständigkeiten
zu beachten. Eine Reihe von Fragen untersteht auf föderaler Ebene der Kompetenz
der staatlichen Organe. Dazu gehören u. a. das Verfahren zur Beilegung von indivi-
dual- und kollektivrechtlichen Streitigkeiten sowie das einheitliche Verfahren zur Un-
tersuchung von Unfällen am Arbeitsplatz und von Berufskrankheiten.

4. Geltung der Vereinbarung

Die Geltungsdauer der Vereinbarung wird grundsätzlich von den Parteien bestimmt.
Aber auch die Vereinbarung kann, wie der Kollektivvertrag, maximal für drei Jahre ge-
schlossen werden. Die Parteien sind berechtigt, die Vereinbarung um maximal drei
weitere Jahre zu verlängern.

81

20110263_Inhalt_Layout 1  24.03.11  15:34  Seite 81



Die Vereinbarung erstreckt sich auf die Arbeitnehmer und Arbeitgeber, die durch ihre
Vertreter am Abschluss beteiligt waren. Sie gilt auch für Staatsorgane und Organe der
kommunalen Selbstverwaltung, wenn diese bestimmte Verpflichtungen in der Verein-
barung übernommen haben. Die Geltung erstreckt sich außerdem auf diejenigen Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber, die der Vereinbarung erst nach ihrem Abschluss
beigetreten sind.

Die Beendigung der Mitgliedschaft eines Arbeitgebers in der Arbeitgebervereinigung
befreit ihn nicht von seiner Pflicht zur Erfüllung der Vereinbarung, die zur Zeit seiner
Mitgliedschaft geschlossen wurde (Nachwirkung).

Bestehen mehrere anwendbare Vereinbarungen nebeneinander, ist das Günstigkeits-
prinzip anwendbar.

III. Haftung der Parteien der Sozialen Partnerschaft

1. Registrierung des Kollektivvertrages und der Kollektivvereinbarung

Der Kollektivvertrag und die Kollektivvereinbarung müssen innerhalb von sieben Tagen
nach der Unterzeichnung von den Arbeitgebervertretern zur Registrierung an das zu-
ständige regionale oder territoriale Organ weitergeleitet werden. Die Registrierung
hat deklaratorische Wirkung. Sie ist keine Wirksamkeitsvoraussetzung der Vereinba-
rung.

Staatliche Organe überprüfen die Verträge und Vereinbarungen auf Bestimmungen,
die die Rechtsstellung der Arbeitnehmer im Vergleich zur bestehenden gesetzlichen
Lage verschlechtern. Enthalten die Verträge oder Vereinbarungen eine rechtswidrige
Bestimmung, benachrichtigen die Registrierungsorgane die entsprechenden Arbeit-
geber- und Arbeitnehmervertreter, um eine Anpassung des Inhalts zu ermöglichen.
Die zuständige staatliche Arbeitsinspektion wird ebenfalls benachrichtigt. Sie kann
eine Anordnung zur Beseitigung der Verstöße erlassen.

2. Haftung der Parteien der Sozialen Partnerschaft

Die Weigerung der Parteien der Sozialen Partnerschaft an kollektiven Verhandlungen
teilzunehmen, unterliegt der administrativen Verantwortung. Gleiches gilt, wenn In-
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formationen, die für die Durchführung von kollektiven Verhandlungen erforderlich
sind, nicht zur Verfügung gestellt werden. Auch die fehlende Erfüllung von Kollektiv-
verträgen und Vereinbarungen kann nach dem OWiGB geahndet werden.

Lehnt der Arbeitgeber den Abschluss eines Kollektivvertrages oder einer Vereinbarung
unbegründet ab, stellt dies ebenfalls einen Verstoß gegen das OWiGB dar. Weigert
sich der Arbeitgeber, Forderungen der Arbeitnehmer entgegenzunehmen oder stellt
er zur Durchführung einer Versammlung keine Räume zur Verfügung, kann auch dies
nach dem OWiGB geahndet werden.
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§ 3 Gerichtlicher Rechtsschutz, Beilegung von Streitigkeiten

I. Individualrechtliche Streitigkeiten

1. Begriff und Arten der individualrechtlichen Streitigkeiten

Eine individualrechtliche Streitigkeit betrifft offene Fragen zwischen dem Arbeitgeber
und dem Arbeitnehmer. Strittig können z. B. die Anwendung von Gesetzen und an-
deren normativen Rechtsakten sein, die arbeitsrechtliche Normen enthalten, aber auch
Anwendungsfragen des Kollektivvertrages oder des Arbeitsvertrages in einem be-
stehenden oder früheren Arbeitsverhältnis. Als individualrechtliche Streitigkeit gilt auch
der Streit zwischen dem Arbeitgeber und einer Person, wenn der Arbeitgeber den 
Abschluss eines Arbeitsvertrages abgelehnt hat.

Zuständige Organe zur Entscheidung individualrechtlicher Streitigkeiten sind nach
Art. 382 ArbGB die Kommissionen für Arbeitsstreitigkeiten und die Gerichte.

2. Kommissionen für Arbeitsstreitigkeiten

Kommissionen für Arbeitsstreitigkeiten werden auf Initiative von Arbeitnehmern
und/oder Arbeitgebern gegründet. Sie setzen sich aus der jeweils gleichen Anzahl von
Vertretern der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber zusammen. Die Arbeitnehmerver-
treter werden in einer allgemeinen Versammlung der Arbeitnehmer gewählt. Arbeit-
gebervertreter werden vom Unternehmensleiter ernannt. Kommissionen für
Arbeitsstreitigkeiten können in allen Struktureinheiten des Betriebes gegründet wer-
den.

Die Kommissionen sind regelmäßig für Arbeitsstreitigkeiten zuständig, sofern nicht
gesetzlich die vorrangige Zuständigkeit anderer Organe bestimmt ist.

Die Frist für die Anrufung der Kommission für Arbeitsstreitigkeiten beträgt drei Monate
ab dem Tag, an dem der Arbeitnehmer von der Verletzung seines Rechts Kenntnis er-
langt hat oder hätte erlangen müssen. Die Kommission für Arbeitsstreitigkeiten ist
verpflichtet, eine individualrechtliche Streitigkeit innerhalb von zehn Tagen nach An-
tragstellung zu entscheiden.

Die Arbeitsstreitigkeit muss grundsätzlich in Anwesenheit des betroffenen Arbeitneh-
mers oder seines bevollmächtigten Vertreters entschieden werden. Ist der Arbeitneh-
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mer abwesend, kann die Arbeitsstreitigkeit nur auf seinen schriftlichen Antrag hin ent-
schieden werden. Fehlt der Arbeitnehmer in der Verhandlung unentschuldigt, wird
diese vertagt. Fehlt der Arbeitnehmer in der neu anberaumten Verhandlung erneut,
nimmt die Kommission die Arbeitsstreitigkeit von ihrer Tagesordnung, ohne über sie
zu entscheiden. Dies hindert den säumigen Arbeitnehmer jedoch nicht daran, den An-
trag erneut einzureichen.

Die Kommission für Arbeitsstreitigkeiten entscheidet in geheimer Abstimmung durch
einfache Mehrheit ihrer anwesenden Mitglieder. Die Kommission ist beschlussfähig,
wenn jeweils nicht weniger als die Hälfte der Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertreter
anwesend sind. Dem Arbeitnehmer und dem Arbeitgeber muss jeweils innerhalb von
drei Tagen ab Entscheidung eine beglaubigte Kopie ausgehändigt werden.

Gegen die Entscheidung der Kommission für Arbeitsstreitigkeiten kann innerhalb von
zehn Tagen ab Aushändigung der beglaubigten Kopie bei einem Gericht Beschwerde
eingelegt werden. Zudem kann der Antragsteller nach Art. 390 ArbGB das Arbeits-
streitverfahren an ein Gericht übertragen, wenn die Kommission nicht innerhalb von
zehn Tagen über seinen Antrag entscheidet.

3. Gerichtlicher Rechtsschutz

Die Gerichte sind für die Entscheidung folgender Arbeitsstreitigkeiten ausschließlich
zuständig:

– Streitigkeiten über die Wiedereinstellung des Arbeitnehmers, unabhängig von den
Gründen für die Kündigung des Arbeitsvertrages,

– Streitigkeiten über die Änderung des Kündigungsdatums und des Kündigungsgrun-
des,

– Streitigkeiten über die Versetzung an eine andere Art von Arbeit,
– Streitigkeiten über die Bezahlung für die Zeit unverschuldeter Arbeitssäumnis oder

die Bezahlung der Differenz des Arbeitsentgelts für die Dauer der Ausführung einer
schlechter bezahlten Arbeit,

– Streitigkeiten über die Ersatzpflicht des Arbeitnehmers für den dem Betrieb zuge-
fügten Schaden, wenn gesetzlich nichts anderes bestimmt ist,

– Streitigkeiten über die Ablehnung zum Abschluss eines Arbeitsvertrages,
– Anträge von Arbeitnehmern, deren Arbeitgeber eine natürliche Person ist,
– Anträge von Arbeitnehmern wegen Diskriminierung.
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Der Arbeitnehmer ist berechtigt, innerhalb von drei Monaten nach der Rechtsverlet-
zung einen Antrag bei Gericht zu stellen. Entscheidend für den Fristbeginn ist der Zeit-
punkt, an dem er von der Verletzung seines Rechts Kenntnis erlangt hat oder hätte
erlangen müssen. Im Falle von Kündigungsstreitigkeiten beträgt die Antragsfrist einen
Monat ab Aushändigung der Kündigungsanordnung oder der Rückgabe des Arbeits-
buches. Im Falle von Streitigkeiten über die Schadensersatzpflicht des Arbeitnehmers
ist der Arbeitgeber zur Antragstellung innerhalb eines Jahres ab Eintritt des Schadens-
ereignisses berechtigt. Gerichtsgebühren fallen nicht an.

4. Vollstreckung

Entscheidungen der Kommission für Arbeitsstreitigkeiten sind innerhalb von drei Tagen
nach Ablauf der zehntägigen Beschwerdefrist umzusetzen. Nach fruchtlosem Fristab-
lauf erhält der Arbeitnehmer von der Kommission eine Vollstreckbarkeitsbescheini-
gung. Ein Gerichtsvollzieher kann daraufhin die Entscheidung der Kommission
innerhalb von drei Monaten vollstrecken.

Die Entscheidung über die Wiedereinstellung des Arbeitnehmers im Falle einer rechts-
widrigen Kündigung ist sofort vollstreckbar. Insbesondere in Fällen von Kündigungs-
streitigkeiten kann das Gericht den Arbeitgeber neben der Wiedereinstellung des
Arbeitnehmers auch zur Zahlung einer angemessenen Kompensation an den Arbeit-
nehmer verurteilen.

Wird die Entscheidung der Kommission für Arbeitsstreitigkeiten oder eines Gerichtes
über die Zahlung eines bestimmten Betrages an den Arbeitnehmer im Rahmen des
Berufungsverfahrens aufgehoben, kann der Arbeitgeber gem. Art. 397 ArbGB einen
Rückforderungsanspruch gegen den Arbeitnehmer nur dann geltend machen, wenn
die aufgehobene Entscheidung auf Grund von falschen Angaben des Arbeitnehmers
oder der Vorlage falscher Dokumente ergangen ist.

II. Kollektivrechtliche Streitigkeiten

1. Begriff, Arten und Parteien

Eine kollektivrechtliche Streitigkeit stellt eine Streitigkeit zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern über einen oder mehrere der folgenden Punkte dar:
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– Beschluss und Änderung von Arbeitsbedingungen,
– Abschluss, Änderung und/oder Vollzug von Kollektivverträgen und Kollektivverein-

barungen sowie
– Weigerung des Arbeitgebers, die Meinung der Arbeitnehmervertretung beim Erlass

arbeitsrechtlicher Normen zu berücksichtigen.

Kollektivrechtliche Streitigkeiten können auf allen Ebenen vorliegen (föderale, regio-
nale, territoriale, Branchen- oder Berufsebene).

2. Beilegung

Nach der geltenden Gesetzgebung können kollektivrechtliche Streitigkeiten auf drei
Arten beigelegt werden:

– durch die Parteien selbst,
– in verschiedenen Schlichtungsverfahren oder 
– durch eine Streik als ultima ratio.

Nur Arbeitnehmer und ihre Vertreter sind zur Aufstellung von Forderungen in einem
kollektivrechtlichen Arbeitsstreit berechtigt. Den Arbeitgebern steht ein solches Recht
nicht zu. Die Forderungen werden dem Arbeitgeber in schriftlicher Form übergeben.
Er ist verpflichtet, innerhalb von drei Tagen nach Eingang der Forderungen über sie zu
entscheiden. Werden die Forderungen von der Gewerkschaft gestellt, so müssen diese
der entsprechenden Partei der Sozialen Partnerschaft übersandt werden. Die Arbeit-
gebervertreter sind dann verpflichtet, innerhalb von einem Monat über die Forderun-
gen zu entscheiden.

Als offizieller Beginn einer kollektivrechtlichen Streitigkeit gilt der Tag, an dem der Ar-
beitgeber den Arbeitnehmervertretern mitteilt, dass er die aufgestellten Forderungen
ablehnt oder wenn die Entscheidungsfrist erfolglos abläuft. Ab diesem Zeitpunkt sind
die Parteien zwingend verpflichtet, die kollektivrechtliche Streitigkeit in einem Schlich-
tungsverfahren durch die Schlichtungskommission beizulegen. Im Schlichtungsverfah-
ren werden ein Vermittler und/oder das Arbeitsschiedsgericht beteiligt. Erst wenn das
Verfahren vor der Schlichtungskommission keinen Erfolg hat, wird der Streit von einem
Vermittler und/oder dem Arbeitsschiedsgericht entschieden.
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a. Schlichtungskommission

Die Schlichtungskommission wird innerhalb von drei Tagen ab Beginn der kollektiv-
rechtlichen Streitigkeit errichtet. Die Mitglieder der Schlichtungskommission werden
gleichberechtigt aus den Mitgliedern der Vertreter der Parteien gewählt. Die Schlich-
tungskommission entscheidet innerhalb von fünf Tagen über die Streitigkeit, wobei
die Frist von den Parteien einvernehmlich verlängert werden kann. Legt die Schlich-
tungskommission die Streitigkeit nicht erfolgreich bei, geht das Schlichtungsverfahren
auf den Vermittler und/oder das Arbeitsschiedsgericht über.

b. Vermittler

Bleibt das Verfahren der Schlichtungskommission erfolglos, sind die Parteien berech-
tigt, innerhalb von drei Tagen einen Vermittler zur Beilegung ihrer Streitigkeit einzula-
den. Als Vermittler kommt sowohl ein Mitarbeiter einer Arbeitsbehörde als auch jeder
unabhängige Experte in Betracht.

Der Ablauf des Schlichtungsverfahrens unter Beteiligung des Vermittlers ist gesetzlich
nicht geregelt und bestimmt sich daher ausschließlich nach der Vereinbarung der Par-
teien. Das Schlichtungsverfahren ist innerhalb von sieben Tagen zu beenden.

c. Arbeitsschiedsgericht

Das Arbeitsschiedsgericht wird im konkreten Einzelfall auf bestimmte Zeit errichtet,
um die kollektivrechtliche Streitigkeit beizulegen. Die Parteien müssen hierüber eine
entsprechende schriftliche Vereinbarung treffen und die Beschlüsse des Arbeitsschieds-
gerichts als verbindlich anerkennen.

Das Arbeitsschiedsgericht ist in folgenden Fällen für die Entscheidung der kollektiv-
rechtlichen Streitigkeiten zuständig:

– in den Fällen, in denen die Schlichtungskommission die kollektivrechtliche Streitig-
keit nicht entscheidet und die Parteien als nächste Stufe die Entscheidung durch
das Arbeitsschiedsgericht vereinbart haben,

– in den Fällen, in denen der Vermittler die kollektivrechtliche Streitigkeit nicht bei-
legt,
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– bei Weigerung des Arbeitgebers, sich an der Bildung oder der Arbeit der Schlich-
tungskommission zu beteiligen,

– für kollektivrechtliche Streitigkeiten in Betrieben, in denen Streiks gesetzlich unter-
sagt oder das Streikrecht der Arbeitnehmer gesetzlich beschränkt ist.

Ist die Durchführung eines Streiks zur Beilegung der kollektivrechtlichen Streitigkeit
unzulässig, so ist die Errichtung eines Arbeitsschiedsgerichts für die Parteien unerläss-
lich und seine Entscheidung bindend. 

Die Einzelheiten des Verfahrens werden durch Parteivereinbarung bestimmt. Erzielen
die Parteien über die Einzelheiten der Errichtung des Arbeitsschiedsgerichts, seiner Zu-
sammensetzung und seiner Verfahrensweise keine Einigung, wird die kollektivrecht-
liche Streitigkeit durch das zuständige Staatsorgan entschieden. Das Arbeits-
schiedsgericht entscheidet innerhalb von fünf Tagen ab dem Zeitpunkt seiner Er-
richtung.

3. Streik 

Art. 37 der Verfassung der RF enthält das Recht der Arbeitnehmer zum Streik. Der
Streik wird als ein vorübergehender freiwilliger Verzicht der Arbeitnehmer auf voll-
ständige oder teilweise Ausführung ihrer Arbeitstätigkeit zum Zwecke der Beilegung
einer kollektivrechtlichen Streitigkeit definiert.

Die Arbeitnehmer sind zum Streik berechtigt, wenn:

– der Arbeitgeber sich weigert, an einem Schlichtungsverfahren teilzunehmen,
– das Schlichtungsverfahren erfolglos bleibt oder
– der Arbeitgeber eine Vereinbarung nicht einhält, die im Ergebnis eines Schlichtungs-

verfahrens beschlossen wurde.

a. Ankündigung des Streiks

Um streiken zu können, bedarf es eines vorherigen Beschlusses des Arbeitnehmerver-
tretungsorgans. Vorschlagsberechtigt ist das Organ der Arbeitnehmervertretung, wel-
ches von den Arbeitnehmern zur Beilegung der kollektivrechtlichen Streitigkeit
bevollmächtigt wurde. Der Beschluss über die Durchführung eines Streiks wird in einer
entsprechend einzuberufenden Versammlung der Arbeitnehmer gefasst. Für einen po-
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sitiven Streikbeschluss ist die einfache Mehrheit der anwesenden Arbeitnehmer erfor-
derlich. Falls die Versammlung nicht einberufen werden kann, kann das Arbeitneh-
mervertretungsorgan auch Unterschriften für die Durchführung eines Streiks sammeln.
Ein positiver Beschluss kommt in diesem Falle zustande, wenn er von mehr als der
Hälfte der Arbeitnehmer unterzeichnet wurde.

Der Streikbeschluss muss dem Arbeitgeber in schriftlicher Form übergeben werden.
Der Arbeitgeber muss seinerseits den Dienst zur Regelung kollektivrechtlicher Strei-
tigkeiten über den bevorstehenden Streik informieren.

Das Arbeitnehmervertretungsorgan leitet den Streik. Nach Art. 411 ArbGB ist es be-
rechtigt, Versammlungen einzuberufen, vom Arbeitgeber Informationen über Fragen
einzufordern, die die Interessen der Arbeitnehmer betreffen und Gutachter zur Klä-
rung der streitigen Fragen zu beauftragen.

b. Pflichten der Parteien während des Streiks

Während des Streiks sind die Parteien verpflichtet, zur Beilegung der kollektivrechtli-
chen Streitigkeit das Schlichtungsverfahren weiter zu betreiben.

Die wichtigste Pflicht der Arbeitnehmer während des Streiks ist es, ein Minimum an
notwendigen Arbeiten aufrechtzuerhalten, um möglichen Schaden für Leben und Ge-
sundheit von Personen vorzubeugen sowie die Sicherheit von Menschen und anderen
bedeutenden Interessen der Gesellschaft zu gewährleisten. Anderenfalls kann der
Streik für rechtswidrig erklärt werden.

c. Aussetzung des Streiks

Der Streik kann erforderlichenfalls vom leitenden Organ ausgesetzt werden. Für die
Wiederaufnahme des Streiks ist es nicht erforderlich, das die Schlichtungskommission
oder das Arbeitsschiedsgericht nochmals entscheidet. Der Arbeitgeber und der Dienst
zur Regelung der kollektivrechtlichen Streitigkeiten müssen allerdings über die Wie-
deraufnahme des Streiks spätestens drei Tage im Voraus informiert werden.

d. Rechtswidrige Streiks

Die Entscheidung darüber, ob ein Streik für rechtswidrig erklärt wird, treffen die obers-
ten Gerichte des jeweiligen Subjekts der RF.
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Nach Art. 55 der Verfassung der RF und Art. 413 ArbGB sind folgende Streiks unzu-
lässig:

– während eines ausgerufenen Kriegs- oder Ausnahmezustandes,
– in den Streitkräften der RF und ähnlichen sicherheitsrelevanten Organisationen,
– Streiks der Rettungskräfte oder der Feuerwehr,
– in Organisationen, die für die lebensnotwendige Versorgung der Bevölkerung (Ener-

gie, Heizung, Wasser, Gas, Krankenpflege usw.) zuständig sind, sofern die Durch-
führung des Streiks eine Gefahr für die Sicherheit des Landes, das Leben und die
Gesundheit der Menschen darstellt.

Ferner kann das Streikrecht durch Föderale Gesetze beschränkt werden. So bestimmt
das Föderale Gesetz vom 31.07.1995 Nr. 119-FZ „Über die Grundlagen des Staats-
dienstes in der RF“, dass Staatsbedienstete nicht streikberechtigt sind. Schließlich ist
ein Streik rechtswidrig, wenn er ohne Einhaltung der gesetzlich vorgesehenen Fristen,
Verfahren und Anforderungen durchgeführt wird. Oftmals resultiert die Rechtswid-
rigkeit eines Streiks aus der Verletzung von Verfahrensvorschriften im Schlichtungs-
verfahren, wie etwa:

– der Missachtung von Fristen,
– der Ankündigung eines Streiks ohne Durchführung eines Schlichtungsverfahrens,
– der Durchführung eines Streiks ohne die Bestimmung des Minimums notwendiger

Arbeiten (Dienste) oder der Verletzung der Vereinbarung über ein solches 
Minimum,

– der Durchführung eines Streiks durch Vertreter des Arbeitgebers
(Art. 409 Abs. 5 ArbGB).

Die Entscheidung des Gerichts über die Rechtswidrigkeit des Streiks ist sofort voll-
streckbar. Die Arbeitnehmer sind verpflichtet, den Streik zu beenden und die Arbeit
am Tag nach Aushändigung der Gerichtsentscheidung an die Streikleitung wieder auf-
zunehmen.

Das Gericht ist ferner berechtigt, einen angefangenen Streik bei bestehender Gefahr
für Leben und Gesundheit von Menschen bis zu 30 Tage auszusetzen oder einen an-
stehenden Streik bis zu 30 Tage zu verschieben. In bestimmten Fällen, die die Interes-
sen Russlands betreffen, ist auch die Regierung der RF berechtigt, einen Streik bis zur
Entscheidung des Gerichts über seine Rechtmäßigkeit auszusetzen.
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e. Garantien und Rechtsstellung der Arbeitnehmer während des Streiks

Die Beteiligung eines Arbeitnehmers am Streik stellt keine Verletzung der Arbeitsdis-
ziplin und keinen Rechtsgrund für die Auflösung seines Arbeitsverhältnisses dar. Eine
Ausnahme bilden die Fälle, in denen der Arbeitnehmer den Streik trotz Rechtswidrig-
keit nicht beendet. Der Arbeitgeber ist daher während des Streiks nicht berechtigt,
ein sog. „Lock-Out“-Verfahren anzuwenden. Die Entlassung von Arbeitnehmern auf
Initiative des Arbeitgebers wegen ihrer Beteiligung an der kollektivrechtlichen Strei-
tigkeit oder am Streik ist unzulässig. Anderenfalls kann der Arbeitgeber zur Zahlung
einer administrativen Strafe in Höhe von 40 bis zu 50 Mindestlöhnen verurteilt wer-
den.

Für die Dauer des Streiks behalten die Arbeitnehmer den Anspruch auf ihren Arbeits-
platz bzw. ihre Dienststelle. Der Arbeitgeber muss aber den am Streik beteiligten Ar-
beitnehmern kein Arbeitsentgelt zahlen. Allerdings können kollektive Verträge und
Vereinbarungen, die im Ergebnis der kollektivrechtlichen Streitigkeit geschlossen wer-
den, entsprechende Entschädigungszahlungen an die Arbeitnehmer vorsehen.

Arbeitnehmer, die sich am Streik nicht beteiligen, aber wegen seiner Durchführung
keine Möglichkeit haben, ihre Arbeitstätigkeit auszuführen, haben Anspruch auf zwei
Drittel ihres regulären Arbeitsentgelts. Allerdings können auch in diesem Fall kollektive
Verträge und Vereinbarungen, die im Ergebnis der kollektivrechtlichen Streitigkeit ge-
schlossen werden, die Zahlung von Entschädigungen an die betroffenen Arbeitnehmer
vorsehen.

f. Haftung für die Verletzung gesetzlicher Bestimmungen über die Beilegung von 
kollektivrechtlichen Streitigkeiten

Arbeitgebervertreter, die sich weigern, Forderungen der Arbeitnehmer entgegenzu-
nehmen und sich am Schlichtungsverfahren zu beteiligen, können disziplinarisch
gemäß den Bestimmungen des ArbGB oder administrativ zur Verantwortung gezogen
werden. Das OWiGB bestimmt, dass ein solches Verhalten des Arbeitgebers und seiner
Vertreter mit einer administrativen Strafe in Höhe von zehn bis zu 30 Mindestlöhnen
geahndet werden kann. Gemäß Art. 5.33 OWiGB kann die Weigerung des Arbeitge-
bers, eine im Ergebnis der Schlichtungsverfahren getroffene Vereinbarung einzuhalten,
mit einer administrativen Strafe in Höhe von 20 bis zu 40 Mindestlöhnen geahndet
werden. Eine Haftung der Vertreter der Arbeitnehmer sieht das Gesetz für diesen Fall
nicht vor.
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III. Selbsthilfe im Arbeitsrecht

Ein Arbeitnehmer kann nach vorheriger schriftlicher Benachrichtigung seines Arbeit-
gebers oder des Arbeitgebervertreters oder seines unmittelbaren Vorgesetzten die
Ausführung einer im Arbeitsvertrag nicht vorgesehenen Arbeitstätigkeit ablehnen. Er
kann ebenso jede Arbeit ablehnen, die eine Gefahr für sein Leben und seine Gesund-
heit darstellt, mit Ausnahme gesetzlich normierter Fälle. Für die Zeit der Ablehnung
behält der Arbeitnehmer seine gesetzlich eingeräumten Rechte. Der Arbeitgeber und
die Arbeitgebervertreter sind nicht berechtigt, den Arbeitnehmer an der Wahrneh-
mung seines Selbsthilferechts zu hindern.
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§ 4 Sozialversicherung der Arbeitnehmer

Das Föderale Gesetz der RF vom 27.11.1992 Nr. 4015-1 „Über die Organisation des
Versicherungswesens in der RF“ und das ZGB unterscheiden zwei Formen der Versi-
cherung, nämlich die freiwillige und die Pflichtversicherung. Der Arbeitgeber ist zum
Abschluss einer obligatorischen Sozialversicherung für seine Arbeitnehmer verpflichtet.
Eine entsprechende Bestimmung ist zwingend in den Arbeitsvertrag aufzunehmen.
Weitere Verpflichtungen des Arbeitgebers zur Leistung von Beiträgen in die freiwillige
Versicherung sind dadurch nicht ausgeschlossen.

I. Freiwillige Versicherung der Arbeitnehmer

Oftmals schließen Arbeitgeber im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses eine freiwillige
Krankenversicherung, eine Rentenversicherung bei nichtstaatlichen Rentenfonds sowie
eine zusätzliche Unfallversicherung zu Gunsten des Arbeitnehmers ab.

Der Abschluss einer freiwilligen Versicherung durch den Arbeitgeber unterliegt keinen
gesetzlichen Beschränkungen. Der Arbeitgeber ist bei der Wahl des Versicherers frei.
Die Versicherungsbedingungen werden in dem Versicherungsvertrag zwischen dem
Versicherer und dem Versicherten festgelegt. Sofern im Arbeitsvertrag Bestimmungen
zur freiwilligen Versicherung enthalten sind, gelten diese als wesentliche Vertragsbe-
dingungen und können nicht mehr einseitig geändert werden.

II. Pflichtversicherung der Arbeitnehmer

Die obligatorische Sozialversicherung stellt gemäß dem Föderalen Gesetz der RF vom
16.07.1999 Nr. 165-FZ „Über die Grundzüge der obligatorischen Sozialversicherung“
einen Teil des staatlichen Systems der sozialen Sicherung der Bevölkerung dar. Ihr Ziel
ist es, die Bürger gegen mögliche unverschuldete Änderungen der materiellen
und/oder sozialen Lage abzusichern, die etwa infolge von Arbeitsunfällen oder einer
Berufskrankheit eintreten.

Die Gesetzgebung unterscheidet vier Formen der obligatorischen Sozialversicherung,
die der Arbeitgeber zu Gunsten seiner Arbeitnehmer abzuschließen hat:

– Krankenversicherung,
– Rentenversicherung,
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– Sozialversicherung wegen vorübergehender Arbeitsunfähigkeit oder bei Mutter-
schaft,

– Unfallversicherung.

1. Krankenversicherung 

Der Arbeitgeber ist gemäß dem Föderalen Gesetz der RF vom 29.11.2010 Nr. 326
„Über die obligatorische medizinische Versicherung in der RF“ zur Zahlung von Bei-
trägen in die Krankenversicherung seiner Arbeitnehmer verpflichtet. Jeder Arbeitneh-
mer erhält hierzu auf Antrag des Arbeitgebers einen Versicherungsschein. Diese
Versicherung deckt im Wesentlichen die Kosten, welche im Zusammenhang mit der
Erkrankung eines Arbeitnehmers entstehen (Arztkosten, Arzneimittel, Krankenhaus-
unterbringung etc.).

Der Beitragssatz für den Föderalen Fonds der obligatorischen Krankenversicherung
beträgt derzeit 1,1 Prozent (ab 2011: 2,1 Prozent), für den Territorialen Fonds der ob-
ligatorischen Krankenversicherung 2,0 Prozent (ab 2011: 3,0 Prozent). Ausnahmen
bestehen für Erzeuger landwirtschaftlicher Produkte und andere Arbeitgeber, die
einem besonderen Besteuerungsverfahren unterliegen.

2. Sozialversicherung

Anders als in Deutschland übernimmt die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall für Ar-
beitnehmer nicht die Krankenkasse, sondern die Sozialversicherung wegen vorüber-
gehender Arbeitsunfähigkeit und bei Mutterschaft. Diese Sozialversicherung leistet
darüber hinaus aber auch in sonstigen Fällen vorübergehender Arbeitsunfähigkeit
unter Ausschluss der Fälle, die von der Unfallversicherung gedeckt sind. 

3. Rentenversicherung 

Rentenzahlungen erfolgen entsprechend dem Föderalen Gesetz der RF vom
17.12.2001 Nr. 173-FZ „Über die Arbeitsrenten in der RF“ erst nach Einzahlung von
Versicherungsbeiträgen in den Rentenfonds. Als Versicherungsfall gelten nach dem
Föderalen Gesetz der RF vom 15.12.2001 Nr. 167-FZ „Über die obligatorische Ren-
tenversicherung in der RF“:

– das Erreichen des Renteneintrittsalters,
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– der Eintritt einer Invalidität und
– der Verlust des Alleinverdieners der Familie.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, für jeden Arbeitnehmer ein individuelles Konto zu
führen, und die Versicherungsbeiträge in den Rentenfonds einzuzahlen. Die Beitrags-
pflicht zur obligatorischen Rentenversicherung trifft alle Arbeitgeber unabhängig von
ihrer Rechtsform.

Andererseits trifft die Versicherungspflicht alle Arbeitnehmer, sowohl Staatsbürger der
RF als auch Ausländer, die ständig oder vorübergehend in Russland wohnhaft sind
und auf Grundlage eines Arbeitsvertrages, eines Autoren- bzw. Lizenzvertrages oder
eines zivilrechtlichen Vertrages beschäftigt sind, dessen Gegenstand die Ausführung
von Arbeiten oder Erbringung von Leistungen ist.

Der Rentenfonds der RF und seine territorialen Organe stellen gemäß dem Föderalen
Gesetz der RF vom 01.04.1996 Nr. 27-FZ „Über die individuelle (personifizierte) Kon-
toführung im System der staatlichen Rentenversicherung“ jedem Versicherten einen
Versicherungsschein aus. Dieses Dokument ist dem Arbeitgeber bei der Aufnahme
einer Beschäftigung zwingend vorzulegen. Im Falle der Aufnahme einer Erstbeschäf-
tigung beantragt der Arbeitgeber die Ausstellung eines solchen Versicherungsscheins.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einmal jährlich bis zum 1. März Informationen über
alle bei ihm beschäftigten Arbeitnehmer an den Versicherungsfonds weiterzuleiten
(Sammelmeldung). Mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses des Versicherten bzw. des
zu Grunde liegenden zivilrechtlichen Vertrages ist der Arbeitgeber verpflichtet, dem
Versicherten sämtliche Informationen zu den geleisteten Beiträgen gegen schriftliche
Empfangsbestätigung zu übergeben.

Der Beitragssatz beträgt derzeit 20 Prozent (ab 2011: 26 Prozent), mit Ausnahme von
Erzeugern landwirtschaftlicher Produkte und anderen Arbeitgebern, die einem beson-
deren Besteuerungsverfahren unterliegen.

Die Beitragsbemessungsgrenze liegt derzeit bei 436.000,- RUR.
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4. Unfallversicherung

Die obligatorische Sozialversicherung gegen Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten (Un-
fallversicherung) ersetzt gemäß dem Föderalen Gesetz der RF vom 24.07.1998
Nr. 125-FZ „Über die obligatorische Sozialversicherung gegen Arbeitsunfälle und Be-
rufskrankheiten“ den Schaden, der dem Versicherten bei der Erfüllung seiner berufli-
chen Pflichten entstanden ist. Der Versicherungsschutz umfasst alle erforderlichen
Ausgaben für die medizinische, soziale und berufliche Rehabilitation sowie für Maß-
nahmen zur Prävention von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten.

Die Versicherungspflicht trifft grundsätzlich alle natürliche Personen mit einem Ar-
beitsvertrag. Natürliche Personen, die auf Grund eines zivilrechtlichen Vertrages be-
schäftigt werden, sind ebenso versicherungspflichtig, soweit der zivilrechtliche Vertrag
dies vorsieht.

Der Versicherungsschutz umfasst:

1. Beihilfen wegen vorübergehender Arbeitsunfähigkeit bis zur Wiederherstellung der
vollen Arbeitsfähigkeit oder der Feststellung der anhaltenden Berufsunfähigkeit in
Höhe von 100 Prozent des durchschnittlichen Einkommens des Arbeitnehmers,

2. Versicherungsleistungen (einmalig oder monatlich) an Personen, denen im Todes-
falle des Arbeitnehmers ein Recht auf solche Leistungen zusteht,

3. Übernahme zusätzlicher Aufwendungen, die mit der medizinischen, sozialen oder
beruflichen Rehabilitation des Versicherten verbunden sind.

Der Beitragssatz beträgt derzeit 2,9 Prozent, mit Ausnahme von Erzeugern landwirt-
schaftlicher Produkte und anderen Arbeitgebern, die einem besonderen Besteuerungs-
verfahren unterliegen.
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§ 5 Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz

I. Allgemeines

In Russland wird hierfür der allgemeine Begriff des Arbeitsschutzes verwendet. Das
Recht eines Arbeitnehmers auf die Gewährung eines Arbeitsplatzes, der den Anfor-
derungen an die Arbeitssicherheit und Arbeitshygiene entspricht, ist verfassungsrecht-
lich verankert. Das Recht auf Arbeitsschutz wird durch die Bestimmungen des ArbGB
konkretisiert und durch einzelne Garantien erweitert. Die gesetzlichen Vorgaben wer-
den durch Bestimmungen ergänzt, die in anwendbaren Kollektivverträgen enthalten
sind. Bestimmungen zum Arbeitsschutz umfassen:

– Allgemeine Regelungen zum Arbeitsschutz,
– Spezielle Regelungen für Arbeitnehmer in gesundheitsschädigender Umwelt,
– Spezielle Regelungen zum Schutz von Frauen, Minderjährigen und Arbeitnehmern

mit eingeschränkter Arbeitsfähigkeit,
– Bestimmungen zur Organisation der Verwaltung für Arbeitsschutz sowie die Pla-

nung und Finanzierung von Maßnahmen zum Arbeitsschutz,
– Bestimmungen zur Kontrolle der Einhaltung und zur Haftung von Arbeitgebern bei

Verletzung der Regelungen zum Arbeitsschutz.

II. Pflichten des Arbeitgebers

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Sicherheit der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz durch
Präventions- und Kontrollmaßnahmen zu gewährleisten. Er muss Schulungen zu si-
cheren Arbeitsmethoden organisieren, die Kontrolle des Arbeitsschutzes ausführen,
Arbeitnehmer über bestehende Risiken aufklären, die erforderlichen sanitären und
medizinischen Einrichtungen vorhalten und eine Sozialversicherung gegen Betriebs-
unfälle und Berufskrankheiten (Unfallversicherung) zu Gunsten des Arbeitnehmers ab-
schließen. Demgegenüber besteht ein subjektiver Schutzanspruch des Arbeitnehmers.
In bestimmten Betrieben können im Hinblick auf die Unternehmenstätigkeit höhere
Anforderungen gelten.

In Unternehmen mit mehr als 100 Arbeitnehmern ist zwingend ein Arbeitsschutzdienst
einzurichten. Liegt die Mitarbeiterzahl darunter, steht die Einrichtung eines Arbeits-
schutzdienstes im Ermessen des Arbeitgebers. Er hat bei seiner Entscheidung die spe-
zifischen Umstände vor Ort zu berücksichtigen. Auf Initiative des Arbeitgebers oder
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der Arbeitnehmer kann zusätzlich ein Arbeitsschutzkomitee errichtet werden. Ist kein
Arbeitsschutzdienst eingerichtet und wird auch kein Spezialist für Arbeitsschutz be-
schäftigt, kontrolliert der Unternehmensleiter, ein von ihm beauftragter Arbeitnehmer
oder ein externer Spezialist die Beachtung der arbeitsschutzrechtlichen Anforderun-
gen. In diesem Falle müssen der Unternehmensleiter oder der beauftragte Arbeitneh-
mer eine spezielle Schulung nachweisen.

Sämtliche Ausgaben für den Arbeitsschutz trägt der Arbeitgeber, unabhängig von sei-
ner Rechtsform. Sie dürfen in der Regel nicht weniger als 0,1 Prozent der Produkti-
onsausgaben betragen. Im Fünfjahresturnus prüft die Arbeitsinspektion in
Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen der staatlichen Expertise die Arbeits-
plätze daraufhin, ob die Normen des Arbeitsschutzes eingehalten werden (Zertifizie-
rung).

III. Pflichten des Arbeitnehmers

Stellen gesetzliche Bestimmungen, interne Betriebsanordnungen und Weisungen des
Arbeitgebers Anforderungen zum Arbeitsschutz auf, ist der Arbeitnehmer verpflichtet,
diese gewissenhaft einzuhalten. Er hat den Arbeitgeber, aber auch andere Arbeitneh-
mer und ggf. Dritte unverzüglich über eine Gefahrensituation zu benachrichtigen. Tritt
der Arbeitnehmer seine Arbeit in einem arbeitsunfähigen Zustand an, ist der Arbeit-
geber zur Suspendierung des Arbeitnehmers berechtigt, bis er wieder einsatzfähig ist.
Zudem ist der Arbeitnehmer zur Teilnahme an Schulungen zu sicheren Arbeitsmetho-
den und an Erste-Hilfe-Kursen verpflichtet. 

IV. Kontrolle des Arbeitsschutzes

Die Hauptpflicht zur Kontrolle der Einhaltung arbeitsschutzrechtlicher Anforderungen
obliegt dem Arbeitgeber. Daneben sind staatliche Behörden zur Durchführung von
planmäßigen und außerplanmäßigen Kontrollen zuständig. Dies sind vor allem die Fö-
derale Arbeitsinspektion und ihre regionalen Organisationen. Aber auch andere Stellen
wie etwa die Feuerwehr oder die zuständige Bauaufsicht sind hierzu befugt. Die staat-
liche Arbeitsinspektion ergreift darüber hinaus auch Maßnahmen, um Verstöße zu be-
seitigen und den rechtmäßigen Zustand wieder herzustellen. Sie ist außerdem
Ansprechpartner für Arbeitnehmer und Arbeitgeber im Falle von Beschwerden. Sie in-
formiert und berät diese und die Öffentlichkeit zu Fragen des Arbeitsschutzes. Die
Durchführung von Ordnungswidrigkeitsverfahren unterliegt ebenfalls der Zuständig-
keit der staatlichen Arbeitsinspektion.
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Die Untersuchung und Erfassung von Betriebsunfällen obliegt neben den zuständigen
staatlichen Stellen auch einer Untersuchungskommission, die für diesen Zweck gebil-
det wird. Die Kommission setzt sich aus dem Arbeitgeber, einem Spezialisten für 
Arbeitsschutz und einem Vertreter des Gewerkschaftsorgans (oder einer Ver-
trauensperson des Arbeitnehmers) zusammen. Werden mehr als zwei Arbeitnehmer
geschädigt (Massenunfall), ist der zuständige Arbeitsinspekteur ebenfalls Mitglied der
Untersuchungskommission. Die geschädigten Arbeitnehmer dürfen an der Untersu-
chung teilnehmen. Die Ergebnisse der Untersuchung sowie Vorschläge zur Prävention
weiterer Unfälle sind der staatlichen Inspektion vom Arbeitgeber mitzuteilen.

V. Sanktionen

Missachtet der Arbeitgeber die Arbeitsschutzanforderungen, kann es zu einer diszip-
linären, administrativen, straf- und zivilrechtlichen Haftung führen. Der Arbeitgeber
kann auf Forderung der staatlichen Arbeitsinspekteure gegenüber Arbeitnehmern Dis-
ziplinarmaßnahmen verhängen. 

Die administrative Strafe eines Unternehmensleiters bei Verletzung der arbeitsschutz-
rechtlichen Normen beträgt fünf bis 50 Mindestlöhne. Im Wiederholungsfall droht
eine Suspendierung für die Dauer von einem bis zu drei Jahren. Führt der Verstoß zu
einer mittleren oder schweren Verletzung eines Menschen, sieht das Strafrecht eine
Geldstrafe in Höhe von 200 bis 500 Mindestlöhnen oder in Höhe des zwei- bis fünf-
monatigen Gehalts des Verursachers bis hin zu einer Freiheitsstrafe von bis zu zwei
Jahren vor.

VI. Betriebsgesundheitspflege

Die Gesundheitspflege ist ein Bestandteil des Arbeitsschutzes, so dass die obigen Aus-
führungen auch für diesen Bereich gelten. Die Anforderungen zur Einhaltung von Hy-
gienemaßnahmen und Hygienestandards werden ggf. von den zuständigen
Gesundheitsbehörden aufgestellt und kontrolliert.
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§ 6 Literatur- und Adressenverzeichnis

A. Literatur und Quellen in westlichen Sprachen

Eine deutschsprachige Einführung in das russische Arbeitsrecht findet sich in Breiden-
bach (Hrsg.), Handbuch Wirtschaft und Recht in Osteuropa (Verlag C.H. Beck München
– Näheres siehe unter www.bohata.com). Eine Darstellung des Arbeitsrechts und der
Sozialabgaben enthält das Kapitel RUS D.X. Unter der Ziff. RUS 600 ist das russische
Arbeitsgesetzbuch in deutscher Sprache abgedruckt.

Aufsätze zu Einzelfragen des russischen Rechts finden sich gelegentlich in den ein-
schlägigen folgenden ostrechtlichen Fachzeitschriften und Mitteilungsheften:

– Jahrbuch für Ostrecht (JOR, zweimal jährlich – Verlag C.H. Beck München)
– Osteuropa Recht (OER, sechsmal jährlich – Berliner Wissenschafts-Verlag) 
– Wirtschaft und Recht in Osteuropa (WiRO, monatlich – Verlag C.H. Beck München)
– Mitteilungshefte der Vereinigung für Deutsch-Russisches Wirtschaftsrecht e. V., 

abrufbar unter www.vdrw.de

Eine Auswahl der in letzter Zeit in der Zeitschrift WiRO zum russischen Recht erschie-
nenen Beiträge und Gesetzesdokumentationen:

– Kassmann, Formen des Baulanderwerbes in Russland, WiRO 2010, 289
– Quennet/Loktionov, Rechtliche Rahmenbedingungen für JI-Projekte in Russland

WiRO 2010, 177
– Telke, Russische Föderation: Ausländische Investitionen in strategisch wichtige 

Unternehmen, WiRO 2010, 108
– Lübke/Serova, Personal- oder Stellenabbau in Russland, WiRO 2010, 38
– Himmelreich/Kommissarov, Gesetz über Sonderwirtschaftszonen in der Russischen

Föderation, WiRO 2010, 18/45
– Lassen, Reformen im russischen Recht: Stärkung der Pfandgläubiger, 

WiRO 2009, 321
– Kurzynsky-Singer, Rücktritt und Vertragsaufhebung nach russischem Recht, 

WiRO 2009, 138
– Wedde/Balashova, Aktuelle Änderungen im russischen Arbeitsrecht, 

WiRO 2007, 140
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In der Rubrik „Chronik der Rechtsentwicklung“ in der Zeitschrift WiRO berichtet Frau
Antje Himmelreich vom Institut für Ostrecht München e. V. regelmäßig über aktuelle
Änderungen im russischen Recht sowie Gerichtsentscheidungen.

Einen interessanten Überblick über die aktuelle Rechtsentwicklung in Russland 
gewähren zudem die von Germany Trade & Invest (Bearbeiter für Russland: Dmitry
Marenkov) regelmäßig erstellten „gtai Newsletter zum Thema Recht“, sog. „Rechts-
news“, abrufbar unter www.gtai.de. 

B. Liste nützlicher Links

Die Kontaktdaten der nachfolgend genannten Institutionen finden sich auf den ent-
sprechenden Webseiten.

Föderaler Migrationsdienst Russlands: www.fms.gov.ru

Moskauer Migrationszentrum: www.migrant-mos.ru

Deutsche Botschaft in Moskau: www.moskau.diplo.de

Delegation der Europäischen Kommission in Russland:
http://ec.europa.eu/delegations/russia/

Deutsch-Russische Auslandshandelskammer: http://russland.ahk.de/

Handels- und Industriekammer Russland (HIK): www.tpprf.ru/eng

Handels- und Industriekammer Russland, Repräsentanz in Deutschland:
www.hik-russland.de

Germany Trade & Invest: www.gtai.de

Vereinigung für Deutsch-Russisches Wirtschaftsrecht e. V.: www.vdrw.de

Institut für Ostrecht München e. V.: www.ostrecht.de
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Institut für Ostrecht der Universität Köln: www.ostrecht.uni-koeln.de

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht: 
www.mpipriv-hh.mpg.de

Institut für Osteuropäisches Recht Kiel: www.uni-kiel.de/eastlaw

Deutsch-Russisches Juristisches Institut Kiel: www.uni-kiel.de/drji

Abkürzungsverzeichnis

AktG RF Gesetz der RF über Aktiengesellschaften 
ArbGB Arbeitsgesetzbuch der RF
Art. Artikel
FMD Föderaler Migrationsdienst der RF
GmbHG RF Gesetz der RF über Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
OWiGB Gesetzbuch der RF über Ordnungswidrigkeiten 
RF Russische Föderation
ZGB Zivilgesetzbuch der RF
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SÜDWESTMETALL 
Verband der Metall- und Elektroindustrie 
Baden-Württemberg e.V.
Löffelstr. 22–24, D-70597 Stuttgart 
Postfach 70 05 01, D-70574 Stuttgart  
Tel. +49 (0) 711 7682-0

Verband der Bayerischen
Metall- und Elektro-Industrie e.V.
Max-Joseph-Straße 5, D-80333 München
Postfach 20 20 26, D-80020 München
Tel. +49 (0) 89 55178-100

METALL NRW 
Verband der Metall- und Elektro-Industrie
Nordrhein-Westfalen e.V.
Uerdinger Straße 58-62, D-40474 Düsseldorf
Postfach 30 10 41, D-40410 Düsseldorf
Tel. +49 (0) 211 4573-0

NORDMETALL
Verband der Metall- und Elektro-Industrie e.V.
Kapstadtring 10, D-22297 Hamburg
Postfach 60 20 49, D-22220 Hamburg
Tel. +49 (0) 40 6378-4200

HESSEN METALL
Verband der Metall- und  
Elektro-Unternehmen Hessen e.V.
Emil-von-Behring-Str. 4, D-60439 Frankfurt
Postfach 50 05 61, D-60394 Frankfurt
Tel. +49 (0) 69 95808-0

Verband der Metall- und Elektroindustrie  
in Berlin und Brandenburg e.V.
Am Schillertheater 2, D-10625 Berlin
Tel. +49 (0) 30 31005-0

NIEDERSACHSENMETALL 
Verband der Metallindustriellen Niedersachsens e.V.
Schiffgraben 36, D-30175 Hannover
Tel. +49 (0) 511 8505-0

A       
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PFALZMETALL
Verband der Pfälzischen Metall- und  
Elektroindustrie e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11-13, D-67433 Neustadt/Weinstraße
Postfach 10 10 62, D-67410 Neustadt/Weinstraße 
Tel. +49 (0) 6321 852-225

ME Saar
Verband der Metall- und Elektroindustrie  
des Saarlandes e.V.
Harthweg 15, D-66119 Saarbrücken
Postfach 65 04 33, D-66143 Saarbrücken
Tel. +49 (0) 681 95434-0 

vem. die arbeitgeber 
M+E, Industrie- und Dienstleistungsverband 
Rheinland-Rheinhessen e.V.
Ferdinand-Sauerbruch-Straße 9, D-56073 Koblenz
Postfach 30 08 03, D-56029 Koblenz
Tel. +49 (0) 261 40406-0

Verband der Sächsischen Metall- und  
Elektroindustrie e.V.
Washingtonstraße 16/16a, D-01139 Dresden  
Postfach 30 02 00, D-01131 Dresden
Tel. +49 (0) 351 25593-0

Verband der Metall- und Elektroindustrie  
Sachsen-Anhalt e.V.
Humboldtstraße 14, D-39112 Magdeburg
Postfach 41 52, D-39016 Magdeburg
Tel. +49 (0) 391 62888-0

Verband der Metall- und  
Elektro-Industrie in Thüringen e.V.
Lossiusstraße 1, D-99094 Erfurt
Postfach 90 03 53, D-99106 Erfurt
Tel. +49 (0) 361 6759-0

A             
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BayME –  
Bayerischer Unternehmensverband
Metall und Elektro e.V.
Max-Joseph-Straße 5, D-80333 München  
Postfach 20 20 26, D-80020 München
Tel. +49 (0) 89 55178-100

HESSEN METALL  
Verband der Metall- und Elektro- 
Unternehmen Hessen e.V.
Emil-von-Behring-Str. 4, D-60439 Frankfurt
Postfach 50 05 61, D-60394 Frankfurt
Tel. +49 (0) 69 95808-0

Unternehmensverband Südwest e.V.
Löffelstr. 22–24, D-70597 Stuttgart 
Postfach 70 05 01, D-70574 Stuttgart  
Tel. +49 (0) 711 7682-0

METALL NRW 
Verband der Metall- und Elektro-Industrie  
Nordrhein-Westfalen e.V. Fachgruppe oT
Uerdinger Straße 58-62, D-40474 Düsseldorf
Postfach 30 10 41, D-40410 Düsseldorf
Tel. +49 (0) 211 4573-0

AGV NORD 
Allgemeiner Verband der Wirtschaft Norddeutschlands e.V.
Kapstadtring 10, D-22297 Hamburg
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